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Zusammenfassung für Entscheidungsträger

Der globale Klimawandel ist eine Bedrohung, deren
erste negative Auswirkungen auf Mensch und Natur
bereits heute zu spüren sind. Aufgrund der Trägheit
des Klimasystems wird sich diese Entwicklung nicht
mehr gänzlich verhindern lasssen. Noch können
allerdings durch Zusammenarbeit der Staatenge-
meinschaft und durch nationale Anstrengungen die
CO2-Konzentration stabilisiert und so die schwer
wiegendsten Klimawirkungen verhindert werden.
Daher wird die Ausgestaltung des internationalen
Klimaregimes eine drängende Aufgabe für die Poli-
tik der nächsten Jahrzehnte bleiben. Der WBGU gibt
mit diesem Sondergutachten Empfehlungen für
künftige Verhandlungen im Rahmen der Klimarah-
menkonvention (UNFCCC), insbesondere des
Kioto-Protokolls. Drei Fragen stehen dabei im Mit-
telpunkt:
• Was ist eine „gefährliche Klimaänderung“ im

Sinne des Artikels 2 UNFCCC? 
• Welche sozioökonomisch und technologisch mög-

lichen Pfade zur Vermeidung einer solchen
gefährlichen Klimaänderung stehen zur Verfü-
gung? 

• Wie können dabei alle Länder auf gerechte Weise
in die Reduktionspflichten eingebunden werden? 

Dazu muss der Blick weit über den Zeithorizont des
zweiten Verpflichtungszeitraums des Kioto-Proto-
kolls (nach 2012) hinausreichen, da eine Stabilisie-
rung der Treibhausgaskonzentrationen auf einem
tolerablen Niveau nur mit einer langfristigen, ehrgei-
zigen Minderung der Treibhausgasemissionen
erreichbar ist. Das Gutachten konzentriert sich auf
die Potenziale zur Minderung der Emissionen von
Kohlendioxid als wichtigstem anthropogenen Treib-
hausgas. Dabei werden zum einen die ökonomischen
und technologischen Minderungspotenziale von
Emissionen, zum anderen die Bedeutung biologi-
scher Kohlenstoffsenken und die Möglichkeiten zu
ihrem Erhalt untersucht. Schließlich werden kon-
krete Empfehlungen zur Ausgestaltung der politi-
schen und ökonomischen Instrumente im zweiten
Verpflichtungszeitraum des Kioto-Protokolls abge-
leitet.

1
Definition eines gefährlichen Klimawandels

Es ist das zentrale Ziel der Klimarahmenkonvention,
die Treibhausgaskonzentrationen zu stabilisieren, um
einen gefährlichen, von Menschen verursachten Kli-
mawandel zu verhindern. Artikel 2 UNFCCC defi-
niert dieses Ziel näher: Ökosysteme sollen in der
Lage sein, sich natürlich an den Klimawandel anzu-
passen, die Nahrungsmittelproduktion soll nicht
gefährdet werden und eine nachhaltige ökonomische
Entwicklung möglich bleiben. Der Beirat hat jedes
dieser Kriterien auf die Frage hin geprüft, wo die
Grenze liegt, ab der Klimafolgen nicht mehr tolera-
bel sind. Der heutige Stand der Wissenschaft erlaubt
noch nicht, diese „Leitplanken“ stringent und quan-
titativ aus den zu vermeidenden Klimawirkungen
herzuleiten. Daher musste sich der WBGU auf eine
qualitative Einschätzung beschränken, die sich auf
eigene Expertise, externe Gutachten und die Aufar-
beitung der Literatur stützt.

Bei Ökosystemen sind die Effekte der Klimaän-
derungen schon heute erkennbar. Die Grenze, ab der
die Schäden am globalen Naturerbe nicht mehr hin-
nehmbar sind, läßt sich nicht präzise bestimmen, wird
aber vom WBGU im Bereich um 2°C globaler
Erwärmung gegenüber vorindustriellen Werten ein-
geschätzt. Auch für die weltweite Ernährungssicher-
heit scheint die Grenze in diesem Bereich zu liegen,
denn oberhalb dieses Wertes ist mit klimabedingten
weltweiten Verlusten der Agrarproduktion sowie mit
einem starken Anstieg der Anzahl der von Wasser-
mangel bedrohten Menschen zu rechnen. Wegen der
schwachen Datenlage und unausgereifter Methodik
lässt sich für die Gesundheitsfolgen derzeit noch
keine Toleranzschwelle einschätzen. Für einige
Regionen können die Klimafolgen allerdings ver-
mutlich bereits bei 2°C mittlerer globaler Erwär-
mung zu intolerablen Belastungen führen. Zudem
könnte der Klimawandel singuläre, katastrophale
Veränderungen im Erdystem hervorrufen, wie z. B.
die Umsteuerung der weltweiten Ozeanzirkulation,
das Schmelzen großer Eisschilde (Westantarktis,
Grönland) oder das plötzliche Freisetzen riesiger
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Methanreserven. Eine quantitative Abschätzung der
Schwellenwerte für diese Effekte ist mit großen
Unsicherheiten behaftet.

WBGU-Empfehlung: Maximal 2°C
Erwärmung verantwortbar
Der WBGU bekräftigt seine Überzeugung, dass zur
Abwehr gefährlicher Klimaveränderungen die Kli-
maleitplanke einer maximalen Erwärmung um 2°C
gegenüber vorindustriellen Werten eingehalten wer-
den muss. Da die globale Mitteltemperatur seit der
Industrialisierung bereits um 0,6°C gestiegen ist, ist
eine weitere Erwärmung von nur noch 1,4°C tolera-
bel. Dabei sollte die globale, langfristig gemittelte
Erwärmungsrate 0,2°C pro Jahrzehnt nicht über-
schreiten.

Dieses Klimafenster sollte als globales Ziel im
Rahmen der UNFCCC vereinbart werden. Die EU
sollte hier die Meinungsführerschaft anstreben.

2
Zulässige Emissionen 

Der WBGU ermittelt zulässige Emissionspfade für
energie- und industriebedingte Treibhausgase, die
das WBGU-Klimafenster einhalten. Insbesondere
die Abschätzung der Klimasensitivität, also derjeni-
gen Temperaturerhöhung, die durch eine Verdopp-
lung der CO2-Konzentration ausgelöst wird, ist
jedoch mit großer Unsicherheit verbunden.Auch die
Rolle der Biosphäre im Kohlenstoffkreislauf ist der-
zeit nicht hinreichend genau einschätzbar. Ebenso ist
nur schwer zu beantworten, inwieweit zusätzlich
andere Treibhausgase gemindert werden können.

WBGU-Empfehlung: Ehrgeizige
Minderungsziele vereinbaren
Angesichts der großen Unsicherheiten über das Kli-
masystem empfiehlt der WBGU, im Sinn einer Absi-
cherungsstrategie zunächst von einem CO2-Konzen-
trationsziel unterhalb von 450 ppm auszugehen. Dies
wird nur möglich sein, wenn bis 2050 eine Minderung
der globalen energiebedingten CO2-Emissionen um
etwa 45–60% gegenüber 1990 erreicht wird. Zusätz-
lich müssen deutliche Minderungen der anderen
Treibhausgase (insbesondere Methan und Lachgas,
aber auch der fluorierten Verbindungen) und ande-
rer indirekt klimawirksamer Stoffe (z. B. Ruß) erfol-
gen. Daher müssen die Industrieländer ihren Aus-
stoß von Treibhausgasen bis 2020 um mindestens
20% verringern.

3
Stabilisierungspfade: Klimaschutz und nachhaltige
Entwicklung

Im Rahmen der WBGU-Absicherungsstrategie wer-
den im regionalen und zeitlichen Vergleich Emis-
sionsprofile mit Hilfe von Szenariorechnungen auf
ihre technologische und wirtschaftliche Machbarkeit
geprüft. Dazu hat der WBGU in Zusammenarbeit
mit dem IIASA (International Institute for Applied
Systems Analysis, Laxenburg, Österreich) CO2-stabi-
lisierende Szenarios entwickelt, die auf den vom
IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change)
verwendeten Szenariofamilien beruhen. Emissions-
minderungspfade in Szenariowelten, die von globa-
ler Konvergenz und schneller technologischer Ent-
wicklung gepägt sind (Szenarios A1T und B1), wer-
den mit einem Emissionsreduktionspfad in einer
„Business-as-usual“-Welt (B2) verglichen. Dabei
werden im A1T-Szenario eine rasche technologische
Entwicklung und im B1-Szenario die starke Berück-
sichtigung von Umweltaspekten vorausgesetzt,
wobei zusätzliche Vorgaben die Einhaltung von
Nachhaltigkeitskriterien in beiden Szenarios
gewährleisten.

Aufbauend auf diesen Szenarios und auf zusätzli-
chen Annahmen zur Reduktion anderer Treibhaus-
gase ist das WBGU-Klimaschutzziel für Werte der
Klimasensitivität von bis zu 2,0ºC (bei 450 ppm Sta-
bilisierung) bzw. 2,4–2,9ºC (400 ppm Stabilisierung,
je nach Annahmen zu anderen Emissionen) erreich-
bar. Sollte sich herausstellen, dass die Klimasensiti-
vität höher liegt als diese Werte (der IPCC schätzt
den Wert im Bereich 1,5–4,5°C), müssten noch nied-
rigere CO2-Konzentrationen angestrebt werden, um
das WBGU-Klimafenster nicht zu verlassen.

Die erforderlichen Maßnahmen zur Minderung
der energie- und industriebedingten CO2-Emissio-
nen lassen sich in drei Gruppen einteilen: Verstärkte
Energieeinsparungen, strukturelle Veränderungen
(insbesondere Einsatz erneuerbarer Energieformen
und kohlenstoffarmer konventioneller Technolo-
gien) sowie geologische CO2-Speicherung als Über-
gangstechnologie. In den Szenarios, die durch nach-
haltige Energieversorgungssysteme und dynamische
Technologieentwicklung charakterisiert sind (A1T,
B1), wird angenommen, dass die Energieversorgung
zum Ende des Jahrhunderts im Wesentlichen auf
solarer Elektrizität und solar erzeugtem Wasserstoff
beruht.

Bei der Bewertung der Kosten von Klimaschutz-
pfaden müssen die Kosten der CO2-Minderung den
Schäden und Anpassungskosten des andernfalls fort-
schreitenden Klimawandels sowie den vermiedenen
anderen Schäden (etwa durch Luftverschmutzung)
gegenübergestellt werden. Die gegenwärtig vorlie-
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genden Abschätzungen sind mit sehr hohen Unsi-
cherheiten behaftet. Die Gesamtschäden im Fall
eines Verzichts auf Klimapolitik werden in der Regel
unterschätzt, weil Schäden an Gütern, die nicht an
Märkten gehandelt werden, meist vernachlässigt
oder unterbewertet werden. Zudem werden Schä-
den, die durch singuläre Veränderungen oder durch
die Zunahme extremer Ereignisse entstehen, meist
nicht berücksichtigt.

WBGU-Empfehlung: Finanz- und
Kapitaltransfer in Entwicklungsländer auf
Nachhaltigkeit ausrichten
Aus Effizienzgründen sollte die Klimapolitik
kohärent mit globaler Struktur- und Entwicklungs-
politik verzahnt werden. Dazu gehört eine verstärkt
auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Entwicklungszu-
sammenarbeit, eine weitestgehende Öffnung der
Märkte für Produkte aus Entwicklungsländern sowie
eine deutliche Erhöhung der Mittel für die Entwick-
lungszusammenarbeit.

Der Beirat verweist auf seine Empfehlungen für
eine globale Energiepolitik (WBGU, 2003), die als
weitere flankierende Maßnahmen greifen sollen.
Dazu zählen der Abschluss eines Multilateralen
Energiesubventionsabkommens (MESA) zum inter-
national abgestimmten Subventionsabbau sowie
internationale Verpflichtungen zur deutlichen
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energieträger
an der Energieversorgung.

WBGU-Empfehlung: Investitionen in
Forschung und Entwicklung steigern
Der WBGU bekräftigt seine Empfehlung nach einer
Verzehnfachung der globalen Investitionen in For-
schung und Entwicklung nachhaltiger Technologien
bis zum Jahr 2020. Zu den Schwerpunkten sollten
insbesondere Energieeffizienz und erneuerbare
Energieträger zählen, aber auch die Nutzung nach-
haltiger Potenziale zur Lagerung von Kohlendioxid
in geologischen Lagerstätten (WBGU, 2003).

4
Reduktion von Emissionen aus der Nutzung
fossiler Brennstoffe

Da der Zielpfad zur Stabilisierung des CO2-Niveaus
eingehalten werden muss, wird global nur ein
begrenztes Budget von Emissionsrechten zur Verfü-
gung stehen. Die Zuteilung dieser Emissionsrechte
an die Staaten sollte sich nach Meinung des WBGU
vor allem am Gleichheitsprinzip sowie der Zielge-
nauigkeit in Bezug auf die CO2-Emissionen orientie-
ren. Sprunghafte Veränderungen bei den zulässigen

Emissionen einzelner Länder sollten vermieden wer-
den.

WBGU-Empfehlung: Gleiche Pro-Kopf-
Emissionsrechte anstreben und
Emissionsanteile linear angleichen
Der WBGU empfiehlt eine Verteilung von Emissi-
onsrechten für die im Kioto-Protokoll erfassten
Treibhausgase nach dem Ansatz der „Verringerung
und Konvergenz“ mit dem Jahr 2050 als Konvergenz-
jahr. Das bedeutet, dass die globalen Emissionen
langfristig deutlich gemindert werden müssen („Ver-
ringerung“). In einem zweiten Schritt wird verein-
bart, dass die Pro-Kopf-Emissionen aller Staaten
kontinuierlich bis 2050 angeglichen werden müssen
(„Konvergenz“). Dabei müssen insbesondere die
heute noch vergleichsweise hohen Pro-Kopf-Emis-
sionen der Industrieländer gemindert werden,
während einige Entwicklungsländer ihre Pro-Kopf-
Emissionen zunächst noch steigern können. Eine
plötzliche Umstellung auf gleiche Pro-Kopf-Emissio-
nen ist gemäß des Prinzips der Stetigkeit wegen der
damit verbundenen Belastung der Weltwirtschaft zu
vermeiden. Vorausgesetzt wird außerdem ein funkti-
onsfähiger globaler Emissionshandel, um die Kosten
der Umstellung zu reduzieren.

WBGU-Empfehlung: Toleranzklausel für
die ärmsten Entwicklungsländer als
Kompromisslösung
Für den Fall, dass sich verschiedene Entwicklungs-
länder zunächst nicht in der Lage sehen bzw. nicht
bereit sind, ab dem zweiten Verpflichtungszeitraum
absolute Emissionsbegrenzungen zu akzeptieren,
könnte eine Toleranzklausel für wirtschaftlich weni-
ger leistungsfähige Länder mit relativ geringen Pro-
Kopf-Emissionen erwogen werden. Dazu sind Krite-
rien für die verbindliche Teilnahme am Prozess der
Verringerung und Konvergenz notwendig. Wird ein
Schwellenwert überschritten, der sich beispielsweise
an den Pro-Kopf-Emissionen und dem Pro-Kopf-
Einkommen orientiert, darf die Toleranzklausel
nicht (mehr) beansprucht werden. Die Reduktions-
last der Entwicklungsländer, welche die Toleranz-
klausel in Anspruch nehmen, würde entsprechend
auf die teilnehmenden Länder umgelegt, damit die
Einhaltung des Stabilisierungsziels und damit des
Klimafensters gewährleistet ist.

5
Erhaltung der Kohlenstoffvorräte terrestrischer
Ökosysteme

Die terrestrische Biosphäre spielt im Kohlenstoff-
kreislauf eine große Rolle. Naturnahe Wälder,
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Feuchtgebiete und Grasland sind wichtige Speicher
für Kohlenstoff, solange sie nicht gerodet, entwässert
oder umgepflügt werden. So verursacht die Entwal-
dung vor allem in den Tropen 10–30% der derzeiti-
gen anthropogenen Emissionen von Kohlendioxid.
Dennoch stellt die Biosphäre derzeit netto eine
Senke für Kohlendioxid dar. Das derzeitige Anrech-
nungsverfahren biologischer Quellen und Senken im
Kioto-Protokoll ist aber nicht geeignet, Anreize zum
Erhalt dieser natürlichen Speicher zu geben
(WBGU, 1998).

WBGU-Empfehlung: Vollständige
Kohlenstoffbilanz aufstellen
Aus dem Prinzip des „moderaten Anthropozentris-
mus“ und dem Vorsorgeansatz leitet der WBGU die
Empfehlung zu einer stärkeren Berücksichtigung der
terrestrischen biologischen Kohlenstoffvorräte und
-senken in der Klimapolitik ab. Alle Kohlenstoff-
flüsse und -vorräte sollten vollständig erfasst werden
(full carbon accounting). Der Beirat rät allerdings
davon ab, zum jetzigen Zeitpunkt die Erhaltung der
biologischen terrestrischen Kohlenstoffvorräte im
gleichen System, mit dem gleichen Zuteilungsverfah-
ren und mit denselben Instrumenten regeln zu wol-
len wie die Reduktionspflichten für fossile Kohlen-
stoffvorräte. Solche Bestrebungen könnten zu einer
untragbaren Verzögerung der gesamten Klima-
schutzanstrengungen führen.

WBGU-Empfehlung: Rolle der Biosphäre
durch gesonderte Vereinbarung
berücksichtigen
Der WBGU empfiehlt, eine gesonderte zwi-
schenstaatliche Verpflichtung zur Erhaltung der
Kohlenstoffvorräte terrestrischer Ökosysteme zu
vereinbaren, etwa in Form eines „Protokolls zur
Erhaltung der Kohlenstoffvorräte terrestrischer
Ökosysteme“ zur UNFCCC. Dabei würde nicht, wie
bisher im Kioto-Protokoll, zwischen direkten und
indirekten menschlichen Einflüssen (etwa dem CO2-
Düngeeffekt oder der Klimaänderung) oder natürli-
chen Faktoren (etwa der natürlichen Klimavariabi-
lität) unterschieden.Vielmehr würde die vollständige
Kohlenstoffbilanz aller Flächen gemessen und ange-
rechnet (full carbon accounting).

Insbesondere für den Schutz natürlicher Ökosy-
steme, die wichtige Kohlenstoffspeicher sind (z. B.
Primärwälder, Feuchtgebiete oder Grasländer),
könnte ein internationales System handelbarer Nut-
zungsverzichtsverpflichtungen eingerichtet werden,
ähnlich wie es der Beirat bereits für die globale
Biodiversitätspolitik vorgestellt hat (WBGU, 2002).

6
Instrumente überprüfen und verbessern

Die Staatengemeinschaft hat in den letzten Jahren
eine Reihe von Instrumenten für den globalen Kli-
maschutz konzipiert, teilweise in Pilotphasen gete-
stet bzw. mit dem konkreten Einsatz dieser Instru-
mente begonnen. Auf der Grundlage bisheriger
Erfahrungen empfiehlt der WBGU die Weiterent-
wicklung dieser Instrumente, um die Effizienz und
Effektivität des internationalen Klimaschutzes zu
erhöhen.

WBGU-Empfehlung: Chancen des
Emissionshandels nutzen und
Unsicherheiten minimieren
Um Unsicherheiten im globalen Emissionshandel
vorzubeugen, empfiehlt der Beirat den Aufbau einer
Klimazentralbank, angesiedelt im UNFCCC-Sekre-
tariat. Primäre Aufgabe sollte die Glättung von Preis-
sprüngen auf dem Zertifikatsmarkt sein. Dabei ist
jedoch durch einen Regelautomatismus sicherzustel-
len, dass lediglich extreme Preisausschläge, nicht
jedoch längerfristige Preistrends verhindert werden.
Darüber hinaus sollte die Einführung einer variablen
Preisuntergrenze für Zertifikate geprüft werden.

Um einen permanenten Innovationsdruck zur
Entwicklung neuer Klimaschutztechnologien zu
erzeugen, sollte die Möglichkeit des Erwerbs von
Emissionsrechten zur Erfüllung nationaler Redukti-
onspflichten begrenzt werden.Verstärkte und andau-
ernde Innovationsaktivitäten sind für die Einhaltung
des Klimaschutzziels unerlässlich.

Der WBGU hält es ferner für dringlich, die Emis-
sionen des internationalen Flugverkehrs und der
Schifffahrt in den globalen Emissionshandel zu inte-
grieren. Alternativ wären Entgelte für die Nutzung
des Luftraums bzw. der Meere auf globaler oder
zumindest auf europäischer Ebene zu erheben
(WBGU, 2002).

WBGU-Empfehlung: Kein Handel mit
Emissionsrechten ohne verlässliche
Inventare 
Die ökologische Zielgenauigkeit des Klimaschutz-
regimes darf nicht durch den Handel mit möglicher-
weise falsch ermittelten Emissionsrechten gefährdet
werden. Daher empfiehlt der WBGU, die Teilnahme
am Emissionshandel an die Bedingung zu knüpfen,
dass qualitativ hochwertige Inventare vorliegen. Ent-
wicklungsländer sollten daher in stärkerem Maße als
bisher bei der Aufstellung von aussagekräftigen
Inventaren unterstützt werden.
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WBGU-Empfehlung: CDM als
Übergangsinstrument nutzen
Länder, die nicht über hinreichend hochwertige
Inventare verfügen, bzw. die noch nicht an der „Ver-
ringerung und Konvergenz“ teilnehmen, können
über den Clean Development Mechanism (CDM) in
den Klimaschutz eingebunden werden. Dazu sollen
spezielle Anreize für CDM-Projekte in den am
wenigsten entwickelten Ländern geschaffen sowie
der Ansatz der Zusätzlichkeit von Investitionen
(investment additionality) für Großprojekte ver-
pflichtend vorgeschrieben werden. Angesichts der
fragwürdigen Wirkungen bisheriger Projekte im
Bereich biologischer Senken und der WBGU-Emp-
fehlung eines gesonderten Protokolls zur Erhaltung
der Kohlenstoffvorräte terrestrischer Ökosysteme
sollten Senkenprojekte vom CDM zukünftig ausge-
schlossen werden. Nukleare Projekte sollten grund-
sätzlich nicht durch CDM gefördert werden. Beim
Instrument der Joint Implementation (JI) rät der
WBGU zu überprüfen, inwieweit die JI vollständig
im Emissionshandel aufgehen sollte bzw. ob sie sich
mit dem CDM verschmelzen ließe. Die einseitige
Belastung des CDM durch eine Abgabe zur Finan-
zierung des Anpassungsfonds sollte entfallen. Der
WBGU plädiert stattdessen dafür, dass auf alle
Transaktionen im Rahmen der flexiblen Mechanis-
men eine Gebühr lediglich in Höhe der administrati-
ven Kosten erhoben wird, die durch die Abwicklung
des Emissionshandels bzw. CDM und JI entstehen.

WBGU-Empfehlung: Anpassungs- und
Kompensationsfonds gemäß der
Verantwortung für die globale Erwärmung
finanzieren
Die Finanzierung des Anpassungsfonds durch eine
Abgabe auf CDM-Projekte ist weder sinnvoll, noch
ist die Speisung des LDC-Fonds und des speziellen
Klimaschutzfonds durch freiwillige ad-hoc-Beiträge
ausreichend. Dieser unter dem Dach der GEF
geschaffene Klimaschutzfonds sollte durch verbind-
liche Beiträge der Staaten zuverlässig finanziert und
die Mittel deutlich aufgestockt werden. Die Ausge-
staltung der Fonds sollte verbessert werden, damit
die Mittelverwendung gezielt zu einer nachhaltigen
Entwicklung in den Empfängerstaaten beiträgt. Spä-
testens in der zweiten Verpflichtungsperiode sollte
ein Kompensationsfonds vorgesehen werden, aus
dem Zahlungen zum Ausgleich von Klimaschäden
finanziert werden.

Die Finanzierungsbeiträge der einzelnen Staaten
– besonders für den Kompensations- und den Anpas-
sungsfonds – sollten sich an ihren jeweiligen Beiträ-
gen zur globalen Erwärmung, also an den kumulier-
ten Emissionsmengen orientieren. Dabei sollten nur
Emissionen seit 1990 berücksichtigt werden, weil der

Staatengemeinschaft erst seit der Veröffentlichung
des ersten Sachstandsberichts des IPCC in diesem
Jahr das Problem und die Schwere der Folgen zwin-
gend bekannt ist.

WBGU-Empfehlung: Sanktionen gegenüber
Trittbrettfahrern erwägen
Der Beirat hält eine Reform der vorgesehenen Sank-
tionsmechanismen gegenüber Ländern, die einge-
gangenen Verpflichtungen nicht nachkommen, zum
jetzigen Zeitpunkt nicht für dringlich. Jedoch sollte
frühzeitig diskutiert werden, mit welchen Anreizen
und Sanktionen Ländern begegnet wird, die dem Kli-
maschutzregime grundsätzlich fern bleiben. Der
WBGU empfiehlt, dass die Staatengemeinschaft sich
von Beginn an die Option für harte politische und
ökonomische Sanktionen insbesondere gegenüber
Großemittenten offenhält.

7
Entscheidende Weichenstellungen stehen noch
bevor

Die Staatengemeinschaft muss in den kommenden
Jahren entscheidende Weichenstellungen in der
internationalen Klimapolitik vornehmen, wenn
gefährliche Klimaänderungen vermieden werden
sollen. Dabei verringern sich die Handlungsspiel-
räume mit jeder weiteren Verzögerung einer konse-
quenten Klimapolitik. Die Klimarahmenkonvention
bietet einen unverzichtbaren Rahmen für kom-
mende Verhandlungen.
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Das Kioto-Protokoll 
Das Kioto-Protokoll zur UN-Klimarahmenkonven-
tion (UNFCCC) ist auch 6 Jahre nach seiner Zeich-
nung in Japan noch nicht rechtsverbindlich. In
Erwartung einer Ratifikation durch die Russische
Föderation und damit des Inkrafttretens des Proto-
kolls führen aber schon heute viele Länder Pro-
gramme zu seiner Umsetzung durch. Die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zum Klimawandel weisen
immer deutlicher darauf hin, dass die Minderungen
der Treibhausgase erheblich ehrgeiziger ausfallen
müssen als im Kioto-Protokoll (KP) bisher vorgege-
ben. Die Weiterentwicklung des internationalen Kli-
maregimes wird daher in den nächsten Jahrzehnten
eine drängende Aufgabe für die internationale Poli-
tik bleiben.

Die Klimarahmenkonvention, das Kioto-Proto-
koll und die Vereinbarungen von Marrakesch bilden
ein Vertragspaket für den internationalen Klima-
schutz, das über 10 Jahre verhandelt wurde. Im Zen-
trum stehen quantifizierte Emissionsbegrenzungen
und Reduktionsverpflichtungen, die in ein System
von Berichten, Monitoring, Überprüfung und Ein-
haltung eingebettet sind. Wichtigstes Prinzip ist die
gemeinsame, aber differenzierte Verantwortung
(Art. 3.1 UNFCCC). Bisher wird bei den Verpflich-
tungen zwischen zwei Ländergruppen unterschie-
den: Industrie- und Entwicklungsländer. Verbindli-
che Reduktionsziele wurden nur für die Industrie-
länder einschließlich der Transformationsländer ver-
einbart. Zur Unterstützung der Entwicklungsländer
übernahmen die OECD-Länder zusätzliche finanzi-
elle Verpflichtungen.

Die komplexe Struktur der Kioto-Mechanismen
(Emissionshandel, Joint Implementation, Clean
Development Mechanism – CDM) eröffnet verschie-
dene Wege, um die Ziele zu erreichen, und mindert
so die Erfüllungskosten. Der CDM soll darüber hin-
aus den Entwicklungsländern helfen, sich nachhaltig
zu entwickeln und zum Klimaschutz beizutragen
(Art. 12 KP). Ob diese Erwartungen erfüllt werden,
bleibt abzuwarten. Besondere Aufmerksamkeit gilt
in diesem Zusammenhang auch dem neuen Klima-
fonds, der in Marrakesch vereinbart wurde und zu

zusätzlichen Finanztransfers für Anpassungsmaß-
nahmen in besonders verwundbaren Entwicklungs-
ländern führen soll.

Kritisch zu hinterfragen ist die Umwelteffektivität
des Kioto-Protokolls in der heute gültigen Form:
Selbst wenn die Industrieländer (Anlage-I-Staaten)
eine 5%ige Emissionsreduktion erreichen, würde die
erwartete Temperaturerhöhung nur geringfügig
gedämpft. Die realen Reduktionspflichten fallen
niedriger aus als die ohnehin schon bescheidenen
nominalen Reduktionen, weil Senken als Emissions-
minderung angerechnet wurden und einige Länder
in Zukunft mehr CO2 emittieren dürfen als gemäß
„Business-as-usual“-Projektionen erwartet wird.
Außerdem entfällt mit dem Rückzug der Vereinigten
Staaten aus dem Kioto-Protokoll ein potenziell
großer Nachfrager nach Emissionsrechten, was ver-
mutlich zu einem Überangebot an handelbaren
Emissionszertifikaten und somit zu niedrigeren
Anreizen für Emissionsreduktionen führt. Den Län-
dern steht aber frei, nur Teile der ihnen zugeteilten
Zertifikate zu vermarkten.

Jede Bewertung der Kioto-Vereinbarungen sollte
berücksichtigen, dass die Verpflichtungsperiode
2008–2012 nur ein erster Schritt ist, dem weitere fol-
gen sollen und müssen. In den folgenden Verpflich-
tungsperioden werden weit einschneidendere Emis-
sionsbeschränkungen notwendig sein, um das
gemeinsame Ziel von Protokoll und Klimarahmen-
konvention zu erreichen: die Stabilisierung der Treib-
hausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf
einem Niveau, bei dem eine gefährliche anthropo-
gene Störung des Klimasystems verhindert wird. Der
zur Vermeidung gefährlicher Klimaänderungen ver-
bleibende Spielraum für die globalen Emissionen hat
sich in den vergangenen Jahren weiter verringert.
Die zweite Verpflichtungsperiode wird von großer
Bedeutung sein, weil sich hier entscheidet, ob durch
die für diesen Zeitraum vereinbarten Reduktionen
eine gefährliche Klimaänderung vermieden werden
kann oder nicht.

Der WBGU betont, dass aufgrund mangelnder
Alternativen jedes Infragestellen des Kioto-Proto-
kolls die globale Klimapolitik um viele Jahre zurück-
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werfen und die Vermeidung gefährlicher Klimafol-
gen erheblich erschweren würde.

Zukünftige Schritte im Klimaschutz
Die Völkergemeinschaft steht vor einem Dilemma.
Um das Erreichen der Kioto-Ziele sicherzustellen,
müssen die globalen Emissionen bald nach Errei-
chen ihres Maximums drastisch absinken. Das heißt
aber auch, dass die Emissionen der Entwicklungslän-
der sehr viel früher von ihrem Business-as-usual-
Pfad abweichen müssen, als es ihnen gerecht
erscheint. Insbesondere müssen diese Länder den
Anstieg ihrer Emissionen dämpfen und letztlich
auch Emissionen reduzieren, bevor sie den Annex-I-
Ländern vergleichbare Einkommen erzielen.

Dieses Dilemma zu überwinden und eine gerechte
und nachhaltige Lösung zu finden, steht im Mittel-
punkt des Gutachtens und voraussichtlich auch der
Verhandlungen zum zweiten Verpflichtungszeitraum
des Kioto-Protokolls. Die Verhandlungen hierzu soll-
ten spätestens im Jahr 2005 beginnen (Art. 3.9 KP).
Die Industrieländer sollten daher so schnell wie
möglich Fortschritte bei den übernommenen Emissi-
onsreduktionen vorweisen können und so bei den
Entwicklungsländern Vertrauen in die Klimapolitik
schaffen. Dazu kann auch ein Technologietransfer in
die Entwicklungsländer beitragen. Schließlich sollten
die Verhandlungen zur zweiten Verpflichtungsperi-
ode die Option für den erneuten Beitritt der Verei-
nigten Staaten von Amerika offen halten.

Die Verhandlungen stehen aufgrund der Komple-
xität vor großen Herausforderungen. Weil die Zahl
der Länder mit Verpflichtungen zu Emissionsbe-
grenzungen und -reduktionen wachsen muss, werden
Aspekte der Gleichbehandlung und einer fairen Dif-
ferenzierung der Verpflichtungen einen sehr viel
größeren Raum einnehmen als in der ersten Ver-
pflichtungsperiode. Die Notwendigkeit drastischer
Einschränkungen der Emissionen wird die Diskus-
sion über die Definition einer gefährlichen Klimaän-
derung und über ökonomische und technische
Optionen der Emissionsminderungen voran treiben.

Über 2012 hinausblicken
Der WBGU möchte mit dem vorliegenden Gutach-
ten der Bundesregierung wissenschaftlich fundierte
Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung der
internationalen Klimapolitik vermitteln. Dazu muss
der Blick weit über den Zeithorizont des zweiten
Verpflichtungszeitraums des Kioto-Protokolls (nach
2012) hinausgehen. Eine Stabilisierung der Treib-
hausgaskonzentrationen auf einem sicheren Niveau
ist nur mit einer langfristigen, ehrgeizigen Minde-

rung der Treibhausgasemissionen erreichbar. Drei
Fragen stehen dabei im Mittelpunkt:
• Was ist eine „gefährliche Klimaänderung“ im

Sinne des Artikels 2 UNFCCC? 
• Welche sozioökonomisch und technologisch mög-

lichen Pfade zur Vermeidung einer solchen
gefährlichen Klimaänderung stehen zur Verfü-
gung? 

• Wie können alle Länder gerecht in die Emissions-
reduktionspflichten eingebunden werden?

Das Gutachten konzentriert sich auf die Potenziale
zur Minderung der Emissionen von Kohlendioxid als
dem wichtigsten anthropogenen Treibhausgas. Es
werden aber auch die notwendigen Minderungen
anderer Treibhausgase angesprochen. Zunächst wird
versucht, eine gefährliche Klimaänderung zu definie-
ren (Kap. 2.1). Nach der Diskussion über die Auswir-
kungen des WBGU-Klimafensters für die Definition
„sicherer“ Konzentrationsziele und Emissionspfade
(Kap. 2.2) steht die Frage nach der Verteilung von
Emissionsrechten bzw. Reduktionspflichten (Kap.
2.3) und der ökonomischen und technologischen
Machbarkeit ehrgeiziger Reduktionspfade im Mit-
telpunkt (Kap. 3). Dazu werden Szenarios vorgelegt,
die mittels eines Energiesystemmodells und inte-
griertem makroökonomischen Modell erzeugt wur-
den. Neben dem Klimaschutz werden auch andere
Leitplanken berücksichtigt, insbesondere sozioöko-
nomische.

Bei den Verhandlungen zum Kioto-Protokoll war
die Anrechnung von Landnutzung, Landnutzungsän-
derung und Forstaktivitäten sehr strittig. Der Beirat
warnte bereits früh vor den möglichen negativen
Anreizen und Risiken, die mit dem heute vereinbar-
ten System der Berechnung verbunden sind
(WBGU, 1998). Kapitel 4 behandelt den zukünftigen
Umgang mit Quellen und Senken in der terrestri-
schen Biosphäre.

Schlussfolgerungen zur Weiterentwicklung der
institutionellen Architektur des Kioto-Protokolls
werden in Kapitel 5 gezogen. Dabei werden zwei
Schwerpunkte gesetzt: Zum einen wird auf die insti-
tutionellen Veränderungen eingegangen, die not-
wendig sind, um die Verpflichtungen zur Emissions-
reduktion zu stärken und die Zahl der davon betrof-
fenen Länder zu erweitern. Zum anderen werden
erste Vorschläge entwickelt, wie in Zukunft mit allen
Kohlenstoffquellen, -senken und -vorräten der terre-
strischen Biosphäre umgegangen werden sollte.
Kapitel 6 fasst die Empfehlungen des WBGU zur
Weiterentwicklung der internationalen Klimapolitik
zusammen.



2Gefährlichen Klimawandel vermeiden

2.1 
Was ist gefährlicher Klimawandel? 

2.1.1
Das Konzept des Klimafensters

Artikel 2 der Klimarahmenkonvention (UNF-
CCC) legt das Ziel der Konvention folgendermaßen
fest:

„Das Endziel dieses Übereinkommens [...]
ist es, [...] die Stabilisierung der Treibhausgas-
konzentrationen in der Atmosphäre auf einem
Niveau zu erreichen, auf dem eine gefährliche
anthropogene Störung des Klimasystems ver-
hindert wird. Ein solches Niveau sollte inner-
halb eines Zeitraums erreicht werden, der aus-
reicht, damit sich die Ökosysteme auf natürli-
che Weise den Klimaänderungen anpassen
können, die Nahrungsmittelerzeugung nicht
bedroht wird und die wirtschaftliche Entwick-
lung auf nachhaltige Weise fortgeführt werden
kann.“ 

Der Artikel besteht aus zwei Komponenten: erstens
dem Ziel selbst (Stabilisierung der Treibhausgaskon-
zentrationen) und zweitens den Kriterien für den
Zeitraum, in dem die Ziele erreicht werden sollen
(betreffend Ökosysteme, Nahrungsmittelproduktion
und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung).

Der Beirat hält es für problematisch, den Schwer-
punkt auf die Treibhausgaskonzentration zu legen
anstatt auf die Klimaänderungen selbst, da eine Ein-
schätzung der Auswirkungen bestimmter Konzentra-
tionen auf das Klima aufgrund der vielen Unsicher-
heiten schwierig ist (Kap. 2.2). Daher definiert der
WBGU gefährlichen Klimawandel mit Hilfe der Ver-
änderungen von Klimaparametern. Die globale mitt-
lere Lufttemperatur nahe des Erdbodens (Globale
Mitteltemperatur, GMT) wurde als Leitindikator
verwendet, da diese besser als andere Indikatoren
auf Treibhausgaskonzentrationen bezogen werden
kann (Smith et al., 2001). Die globale Mitteltempera-
tur steht als globale Näherung (Proxy) für die ver-

schiedenen Erscheinungen des Klimawandels, die
auf regionaler oder lokaler Ebene Wirkungen zeigen.
Je nach Region kann sich eine Zunahme der globalen
Mitteltemperatur z. B. in erhöhtem lokalen Meeres-
spiegel, verringerter Bodenfeuchte, erhöhten Wind-
spitzengeschwindigkeiten oder sogar verringerten
lokalen Lufttemperaturen ausdrücken.

In früheren Gutachten hat der Beirat ein „Klima-
toleranzfenster“ definiert und so bestimmte Klima-
bedingungen aufgrund einer normativen Setzung für
nicht hinnehmbar erklärt („Tolerable Windows
Approach“;WBGU, 1995, 1997, 2003). Dieses Klima-
fenster besteht aus zwei Obergrenzen: Die globale
Mitteltemperatur soll nicht mehr als +2°C gegenüber
vorindustriellen Werten (zwischen 1861 und 1890)
steigen und die Klimaänderungsrate soll nicht mehr
als 0,2°C pro Jahrzehnt betragen. Darüber hinaus
nimmt der Beirat an, dass die Anpassungsfähigkeit
der Ökosysteme sowie wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Systeme mit zunehmender Annäherung
an die Temperaturobergrenze von 2°C abnimmt. Der
WBGU betont, dass selbst das Einhalten des Klima-
fensters nicht alle Schäden an Ökosystemen oder
auch die Bedrohung von Menschen verhindern kann,
da globale Maxima nicht die erheblichen Unter-
schiede der Klimawirkungen in verschiedenen
Regionen und Sektoren widerspiegeln können
(WBGU, 1997).

Primäre Obergrenze: globale
Mitteltemperatur
Die Obergrenze der absoluten Klimaerwärmung von
2°C gegenüber der vorindustriellen Temperatur ori-
entiert sich an der beobachteten Schwankungsbreite
im jüngeren Quartär (über die letzten Hunderttau-
sende von Jahren), das unser heutiges Klima und die
Entwicklung der Menschheit geprägt hat. Die höch-
ste beobachtete globale Mitteltemperatur in dieser
Periode lag 1,5°C oberhalb der vorindustriellen glo-
balen Mitteltemperatur. Um der verbesserten
Anpassungsfähigkeit Rechnung zu tragen, addierte
der Beirat in seinem Jahresgutachten 1995 0,5°C. Da
sich die globale Mitteltemperatur bereits um 0,6
(±0.2)°C erhöht hat, beträgt der Abstand von dieser
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Grenze nur noch ca. 1,4°C. Der WBGU kam zu dem
Schluss, dass intolerable Schäden in der Zusammen-
setzung und Funktion der heutigen Ökosysteme
nicht ausgeschlossen werden können, wenn die glo-
bale Mitteltemperatur um mehr als 2°C ansteigt
(WBGU, 1995). Allerdings sind bereits unterhalb
dieser Grenze erhebliche Auswirkungen zu erwar-
ten. Da sich die wissenschaftliche Grundlage für
diese Obergrenze seither gefestigt hat und sie auch
an Hand anderer Kriterien hergeleitet werden kann
(Kap. 2.1.2–2.1.6), hält der WBGU an dieser Argu-
mentation fest.

Sekundäre Obergrenze:
Klimaänderungsrate
Die vom Beirat definierte maximale Änderungsrate
von 0,2°C pro Jahrzehnt bezieht sich auf die Ände-
rung der globalen Mitteltemperatur, zeitlich gemit-
telt über mehrere Jahrzehnte. Auf regionaler Ebene
wurden Temperaturschwankungen beobachtet, die
viel größer waren als 0,2°C pro Jahrzehnt, ohne Schä-
den an Ökosystemen zu verursachen. Die globale
troposphärische Mitteltemperatur weist derzeit eine
Zunahme von 0,22°C pro Jahrzehnt auf, dabei wurde
allerdings nur über 24 Jahre gemittelt (Vinnikov und
Grody, 2003). Je größer der Zeitraum ist, über den
gemittelt wird, desto geringer werden die beobachte-
ten Änderungsraten. Die Analysen von hemisphäri-
schen oder globalen Langzeitserien zeigen, dass über
mehrere Jahrzehnte gemittelte Änderungsraten jen-
seits von 0,1°C pro Jahrzehnt ungewöhnlich sind
(Hare, 2003).

Die erwarteten globalen und – in vielen Fällen –
lokalen Klimaänderungsraten werden wahrschein-
lich größer sein als die der letzten Millionen Jahre
(Overpeck et al., 2003). Die 0,2°C pro Jahrzehnt
beruhten auf der Einschätzung, dass eine vom Kli-
mawandel verursachte zusätzliche finanzielle Last
von mehr als 5% des weltweiten BIP nicht hinnehm-
bar wäre (WBGU, 1995).Auch ist zu befürchten, dass
rasche Klimaveränderungen die Grenzen der Anpas-
sungsfähigkeit der Tier- und Pflanzenarten über-
schreiten und somit Ökosysteme schädigen können.
Die prognostizierte Klimaerwärmung könnte weit-
aus größere Wanderungsgeschwindigkeiten der
Arten erfordern, als während der Nacheiszeiten auf-
traten (Malcolm et al., 2002), was wiederum das
Überleben vieler Arten gefährden könnte (Davis
und Shaw, 2001). Zudem kann eine hohe Änderungs-
rate das Risiko großräumiger, singulärer Ereignisse
erhöhen (Kap. 2.1.6). Seit der Veröffentlichung der
bisherigen WBGU-Gutachten zu diesem Thema
(WBGU, 1995, 1997) wurden nur wenig neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse zu den tolerablen Ände-
rungsraten der globalen Mitteltemperatur gewon-
nen. Die wissenschaftliche Grundlage für diese

Grenze bleibt daher weniger belastbar als für die glo-
bale Mitteltemperatur.

Die ökologischen wie ökonomischen Auswirkun-
gen jenseits dieser Grenze sind nur schwer abzu-
schätzen, könnten aber potenziell große Ausmaße
annehmen. Aus diesen Gründen hält der WBGU
gemäß des Vorsorgeansatzes die Grenze von 0,2°C
pro Dekade (gemittelt über mehrere Jahrzehnte)
aufrecht, betont aber die Notwendigkeit von ver-
stärkter Forschung auf diesem Gebiet.

Klimawirkungsanalyse
Mit diesem Gutachten wird versucht, den bisherigen
„Top-down“-Ansatz um einen „Bottom-up“-Ansatz
zur Herleitung der primären Obergrenze der globa-
len Mitteltemperatur zu ergänzen, der sich auf unse-
ren gegenwärtigen Kenntnisstand über Klimawir-
kungen gründet. Die Wirkungsanalyse stützt sich im
Wesentlichen auf die drei Kriterien des Artikels 2
UNFCCC (Ökosysteme, Nahrungsmittelproduktion
und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung), da sie
wahrscheinlich der wichtigste Bezugspunkt in den
politischen Verhandlungen zur zweiten Verpflich-
tungsperiode des Kioto-Protokolls werden. Sie wird
vom WBGU um weitere Kriterien ergänzt, auch auf
Grundlage der „Gründe zur Besorgnis“ des IPCC
(2001b). Der Beirat behandelt die Kriterien
„Gesundheit“, „Wasserverfügbarkeit“ und „groß-
räumige singuläre Ereignisse“ daher in eigenen
Abschnitten. Die Folgen extremer Wetterereignisse
sind für mehrere der vom WBGU verwendeten Kri-
terien von Bedeutung und werden daher jeweils dort
behandelt.

Der WBGU interpretiert eine „gefährliche
anthropogene Störung des Klimasystems“ als eine
Störung, die zu gefährlichen Klimawirkungen führt.
Bei der Beurteilung, ob eine bestimmte Wirkung als
gefährlich anzusehen ist, muss die Anpassungsfähig-
keit natürlicher und gesellschaftlicher Systeme
berücksichtigt werden. Die Anpassungsfähigkeit
variiert stark zwischen Regionen und Systemen und
hängt zudem von der Geschwindigkeit der Klimaän-
derungen ab. Die Abschätzung der Kosten und des
Nutzens von Anpassung, auch im Verhältnis zur
Emissionsminderung, ist nicht vollständig möglich
und würde den Rahmen dieses Gutachtens sprengen.

Der WBGU definiert eine anthropogene Störung
des Klimasystems dann als gefährlich, wenn sie zu
schwer wiegenden Wirkungen in großen Regionen
führt oder es zu einer global signifikanten Akkumu-
lation von verteilten regionalen Wirkungen kommt.
Bei der Definition von schwer wiegenden Klimawir-
kungen muss sich der Beirat auf intersubjektive, d. h.
für alle gleichermaßen gültige Werturteile verlassen
(WBGU, 1999b), die auf dem aktuellen wissenschaft-
lichen Sachstand beruhen – insbesondere dem drit-
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ten Sachstandsbericht des IPCC (2001a, b, c) und
nachfolgend erschienener relevanter Veröffentli-
chungen. Die Gefahreneinschätzung leitet der
WBGU aus einer „moderat anthropozentrischen“
Perspektive ab. Diese betont die Einzigartigkeit des
Menschen, leitet aber aus der lebenserhaltenden und
-verschönernden Bedeutung der Natur die Verpflich-
tung des Menschen ab, sie auch für die kommenden
Generationen zu erhalten (Kap. 6;WBGU, 1999b). In
einigen Fällen wird die Beurteilung dadurch erleich-
tert, dass sie auf bekannte Schwellenwerte in natürli-
chen oder gesellschaftlichen Systemen gestützt wer-
den kann, jenseits derer die Klimawirkungen dra-
stisch zunehmen oder großskalige irreversible Ver-
änderungen ausgelöst werden.

In den folgenden Kapiteln werden mögliche Wir-
kungen analysiert und dann mittels Expertenein-
schätzung in Werte der dazugehörigen globalen Mit-
teltemperatur überführt. Diese Werte werden sich
zwischen den verschiedenen Kriterien unterschei-
den. Auf Grundlage dieser Analyse legt der Beirat
schließlich einen Schwellenwert fest, über den hinaus
er jede Zunahme der globalen Mitteltemperatur als
gefährlich ansieht.

2.1.2
Auswirkungen des Klimawandels auf Ökosysteme

2.1.2.1
Ökosysteme und Klimawandel 

Heutige natürliche Ökosysteme haben bereits erheb-
liche Flächenverluste durch anthropogene Landnut-
zungsänderungen erleiden müssen, die großskalige
Habitatzerstörung und -fragmentierung verursacht
haben. Die Landnutzung hat das Angesicht der Erde
erheblich verändert (Vitousek et al., 1997) und z. B.
nur 20% der Wälder weltweit unangetastet gelassen
(Bryant et al., 1997). Hinzu kommen andere mensch-
liche Eingriffe, etwa Übernutzung (z. B. durch Jagd,
Beweidung, Fischerei oder nichtnachhaltige Nutzung
von Forstprodukten), die Einführung gebietsfremder
Arten oder die Umweltverschmutzung. Gemeinsam
haben diese anthropogenen Belastungen zu Ausster-
beraten von Arten geführt, die 2–3 Größenordnun-
gen über der natürlichen, aus fossilen Daten abgelei-
teten Hintergrundrate liegen (May et al., 1995).

Mit dem anthropogenen Klimawandel kommt ein
neuer Faktor hinzu. Ökosysteme und ihre biologi-
sche Vielfalt können irreversible Schäden durch Kli-
maveränderungen erleiden, weil der Anpassungs-
fähigkeit der Arten Grenzen gesetzt sind. Gemessen
an den zuvor erwähnten menschlichen Eingriffen fal-
len heutige Klimawirkungen noch gering aus. Es wird

allerdings erwartet, dass sie in den nächsten Jahr-
zehnten sowohl an Umfang als auch Geschwindig-
keit rasch zunehmen werden (IPCC, 2001b). Selbst
wenn wir auf magische Weise die Ökosysteme von
allen anderen schädlichen anthropogenen Einfüssen
befreien könnten, hätte der rasche Klimawandel
allein immer noch das Potenzial, einen signifikanten
Verlust an biologischer Vielfalt herbei zu führen.

Im 20. Jahrhundert hat die globale Mitteltempera-
tur um 0,6(±0,2)°C zugenommen und verursacht
bereits heute eine erkennbare Wirkung auf freile-
bende Tier- und Pflanzenpopulationen (IPCC, 2001b;
Root et al., 2003). Diese reagieren mit dem erwarte-
ten Trend in höhere und polwärts gelegene Gebiete
(Verschiebung polwärts um 6 km pro Jahrzehnt; Par-
mesan und Yohe, 2003). Die geografische Ausdeh-
nung, das Ausmaß der Schäden und die Anzahl der
betroffenen Ökosysteme steigt sowohl mit Ausmaß
als auch Geschwindigkeit des Klimawandels (IPCC,
2001b). Die Folgen sind Veränderungen im subtilen
Gleichgewicht der Interaktionen zwischen den Arten
(z. B. Konkurrenz, Räuber-Beute-Beziehungen oder
Parasitismus) in bewirtschafteten wie natürlichen
Ökosystemen, was wiederum zu Artenverlust,
Störungen der Lebensgemeinschaften und Ökosy-
stemsukzession führen kann (Hughes, 2000). Ein
Beispiel für solche Gefahren ist der erhebliche Scha-
den an Korallenriffen wegen des raschen Meeres-
spiegelanstiegs und der erhöhten Meerwassertempe-
ratur (Hughes et al., 2003; andere Beispiele in Hare,
2003).

Nicht alle Ökosysteme werden von mäßigen Kli-
maveränderungen gefährdet, z. B. wenn die Arten
aufwärts oder polwärts wandern können, ohne durch
geografische oder anthropogene Barrieren daran
gehindert zu werden. Diese Anpassung kann durch
Planung, Management und Vernetzung von Schutz-
gebieten, durch Enfernung von Wanderungsbarrie-
ren sowie durch verändertes Management von Land-
schaften und Bioregionen gefördert werden.

Im Folgenden soll kurz der Wissensstand zu den
Auswirkungen von Klimaveränderungen auf Ökosy-
steme dargestellt werden. Es gibt einen großen Fun-
dus an Literatur über die Wirkungen von Klimaver-
änderungen auf Ökosysteme und biologische Viel-
falt, der vom IPCC in seinem dritten Sachstandsbe-
richt (IPCC, 2001b), in einem technischen Bericht
(IPCC, 2002) und von einer Expertengruppe der
Biodiversitätskonvention (CBD, 2003) begutachtet
und zusammenfassend bewertet worden ist. Dabei ist
zu bedenken, dass die Aussagekraft jeder heutigen,
auf Fallstudien gegründeten Untersuchung darunter
leidet, dass die weltweiten Ökosystemtypen und
Regionen mit sehr unterschiedlicher Intensität
untersucht worden sind. Dies begründet den drin-
genden Bedarf an systematischer Forschung, ganz
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besonders auf dem Gebiet der integrierten regiona-
len Wirkungsforschung.

Anhand der Übersicht über die Ergebnisse der
genannten Berichte, einer vom Beirat in Auftrag
gegebenen Studie (Hare, 2003) und weiterer Veröf-
fentlichungen (siehe Zitate in den folgenden Punk-
ten) kommt der WBGU zu folgenden Schlussfolge-
rungen (Abb. 2.1-1):
• Anstieg bis zu 1°C über das vorindustrielle Niveau:

Bis zu 10% der weltweiten Ökosystemfläche wird
sich in ihrer Ausdehnung verändern (Toth et al.,
2002; Leemans und Eikhout, 2003). Einige Waldö-
kosysteme werden erhöhte Nettoprimärprodukti-
vität, Feuerhäufigkeit und Schädlingsbefall zei-
gen. Einige Hotspots und Schutzgebiete von welt-
weiter Bedeutung müssen erste klimabedingte
Verluste hinnehmen. Korallenriffe werden ver-
mehrtes Bleichen erleiden (Hughes et al., 2003).
Die Verbreitungsgebiete von Arten werden sich
verschieben und einige gefährdete Arten werden
wahrscheinlich stärker vom Aussterben bedroht
sein. Die meisten dieser Wirkungen sind bereits
heute zu beobachten.

• Anstieg von 1–2°C über das vorindustrielle Niveau:
Bis zu 15–20% der weltweiten Ökosystemfläche
werden sich verschieben. Einige Schutzgebiete
von weltweiter Bedeutung und Hotspots der bio-
logischen Vielfalt werden voraussichtlich schwer

wiegende Verluste an Fläche und Arten erleiden.
Die Fauna arktischer Ökosysteme wird geschädigt
(z. B. Eisbär, Walross). Das Korallenbleichen wird
wahrscheinlich so häufig auftreten, dass die Erho-
lung der Riffe nicht mehr ausreichen wird, um
schwer wiegende Verluste an biologischer Vielfalt
zu vermeiden.

• Anstieg von mehr als 2°C über das vorindustrielle
Niveau: Wahrscheinlich werden sich mehr als 20%
der weltweiten Ökosystemfläche verschieben.
Dieser Wert wird in einigen Regionen weit höher
liegen. Der globale Verlust an Küstenfeuchtgebie-
ten kann 10% übersteigen (Arnell et al., 2002).
Die Korallenriffe werden im globalen Maßstab
schwere Störungen und Artenverluste erfahren,
aber vielleicht nicht gänzlich verschwinden (Hug-
hes et al., 2003). Verbreitungsgebiete werden sich
verschieben und dadurch eine große Anzahl von
Arten gefährden. Es besteht die Gefahr, dass
einige Schutzgebiete von weltweiter Bedeutung
und Hotspots klimabedingt den überwiegenden
Teil ihrer Fläche verlieren.
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Änderung der globalen Mitteltemperatur [°C]
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Alpine Ökosysteme

Arktische Ökosysteme

Boreale Wälder

Hotspots, Schutzgebiete

Korallenriffe

großmoderatklein

Ausmaß der negativen Wirkungen

Abbildung 2.1-1
Visualisierung klimabedingter Wirkungen auf einige Ökosysteme. Das Risiko negativer Wirkungen steigt mit dem Ausmaß der
Klimaänderungen. Der Anstieg der globalen Mitteltemperatur seit 1861–1890 wird hierfür als Proxy verwendet. Es wurde
versucht, eine globale Zusammenschau der erwarteten negativen Wirkungen auf weltweite Ökosysteme in Form einer
hochaggregierten Konzeptualisierung darzustellen. Regionale Wirkungen können weniger oder auch schwerer wiegen als die
gezeigten globalen Durchschnitte. Die Grafiken stellen nicht einen quantitativen Ansatz dar sondern eine unscharfe
Beurteilung von Risiken, die auf Fallstudien und Begutachtungen beruht, wie sie ähnlich auch vom IPCC (2001b) gezeigt
wurden. Die Beurteilung berücksichtigt nur das Ausmaß der Klimaveränderungen, nicht die Änderungsrate.
Quelle: WBGU
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2.1.2.2
Toleranzgrenzen für Klimawirkungen auf
Ökosysteme

Artikel 2 UNFCCC bezieht sich auf die Fähigkeit der
Ökosysteme, sich „auf natürliche Weise den Kli-
maänderungen anpassen“ zu können. Diese Fähig-
keit übersetzt sich sowohl in eine absolute Ober-
grenze der Klimaänderung als auch in eine Ober-
grenze der Änderungsrate. Werden diese Grenzen
überschritten, so nimmt der Artenverlust zu, was wie-
derum zu Ökosystemdegradation und -verlust
führen kann. Dies ist nicht nur von Bedeutung, weil
mit dem Verlust biologischer Vielfalt auch ihre Erho-
lungs-, Kultur und Eigenwerte verloren gehen
(WBGU, 2000). Schwerer wiegt noch, dass die
menschliche Gesellschaft direkt oder indirekt von
den Gütern und Dienstleistungen der Biosphäre und
ihrer Ökosysteme abhängt. Die Zusammensetzung
der Atmosphäre und der Böden, die Kreisläufe der
Elemente und viele andere wichtige Prozesse basie-
ren auf belebten Vorgängen – sie alle werden durch
Ökosysteme in Gang gehalten oder erneuert
(Alcamo et al., 2003). Klimabedingte Verluste an
ökosystemaren Gütern oder Dienstleistungen dür-
fen daher eine bestimmte Grenze nicht überschrei-
ten.

Wegen der Bedeutung der biologischen Vielfalt
für die Gesellschaft wird ihre Erhaltung als Prinzip
des internationalen Rechts anerkannt. Der WBGU
gründet seine Beurteilung der Gefährlichkeit oder
Schwere der erwarteten Verluste biologischer Viel-
falt auf Regeln, die in der Biodiversitätskonvention
und anderen internationalen Abkommen (z. B. Was-
hingtoner Artenschutzübereinkommen, Ramsar-
Konvention, Welterbekonvention) und Prinzipien
(z. B. der Vorsorgeansatz; UNCED, WSSD) festge-
legt worden sind.

Allerdings sind nicht notwendigerweise alle Ver-
luste biologischer Vielfalt für Menschen intolerabel –
einige wiegen schwerer als andere. Der Wert ökosy-
stemarer Güter und Dienstleistungen und ihre
Bedeutung für den Naturschutz soll hier nicht im
Detail beschrieben werden, da diese Themen vom
Beirat bereits in einem früheren Gutachten ausführ-
lich behandelt wurden (WBGU, 2000).

Auf Grundlage früherer Arbeiten des WBGU und
einer Auswertung des wissenschaftlichen Sachstands
kommt der Beirat zu den folgenden Aussagen:
1. Klimabedingte Verschiebungen von mehr als 20–

30% der Fläche jedes großskaligen Ökosystem-
typs oder Bioms werden als gefährlich im Sinne
des Artikels 2 UNFCCC eingestuft. Ein derart
großer Verlust würde ein erheblich gesteigertes
Risiko für die Ökosysteme bedeuten und vor
allem wegen der mangelnden Anpassungsfähig-

keit zu suboptimalem Funktionieren dieser Öko-
systeme führen (Leemans und Eickhout, 2003).
Viele Biome haben aufgrund von Landnutzungs-
änderungen bereits große Verluste und Degrada-
tion hinnehmen müssen, so dass zusätzliche Kli-
mawirkungen um so schwerer wiegen.

2. Verluste von Gebieten mit hohem Schutzwert
sollten vermieden werden. Die Hotspots biologi-
scher Vielfalt (Myers, 1988; Mittermeier et al.,
1999; Myers et al., 2000) sind von besonderer
Bedeutung, da ein erheblicher Anteil der Arten in
diesen 25 Gebieten konzentriert ist, die insgesamt
nur 1,4% der weltweiten Landfläche ausmachen.
Der Beirat stellt fest, dass diese Hotspots und
andere wichtige Gebiete wie z. B. Feuchtgebiete
von internationaler Bedeutung (Ramsar-Konven-
tion), Welterbegebiete (Welterbekonvention der
UNESCO), tropische Wildnisgebiete mit geringer
menschlicher Bevölkerungsdichte (Mittermeier et
al., 2003) oder Zentren der Agrarbiodiversität
(Hammer, 1998) biologische Vielfalt beherbergen,
die von höchstem Schutzwert sind. Sie sollten
nicht nur vor weiterer Habitatzerstörung und
-fragmentierung geschützt werden, sondern auch
vor klimabedingten Verlusten. Dies ist umso wich-
tiger, weil die Bevölkerung in den Hotspots über-
durchschnittlich wächst (Cincotta et al., 2000) und
die Ökosystemzerstörung durch Landnutzungsän-
derung ungehindert fortzuschreiten scheint.

Es ist eine komplexe und schwierige Aufgabe, diese
beiden Prämissen in Angaben von noch tolerablen
globalen Mitteltemperaturen umzuwandeln. Der
Kenntnisstand auf Grund der heute verfügbaren
Fallstudien lässt eine direkte quantitative Ableitung
von tolerablen Temperaturgrenzen nicht zu. Daher
muss sich der Beirat auf Experteneinschätzungen
verlassen, die sich auf die Begutachtung der wissen-
schaftlichen Literatur gründen (z. B. IPCC, 2001b;
Hare, 2003). Ein solche Experteneinschätzung wurde
auf einer kürzlich in Großbritannien abgehaltenen
internationalen Konferenz zu diesem Thema ent-
wickelt: Es bestand Konsens, dass der Klimawandel
auf +2°C begrenzt werden muss (Green et al., 2003).

Der Beirat zieht den Schluss, das schon geringe
Klimaveränderungen signifikante Wirkungen auf
Ökosysteme nach sich ziehen können. Das Risiko für
mehrere weltweit bedeutende Ökosysteme scheint
oberhalb von 2°C globaler Mitteltemperatur erheb-
lich anzusteigen (Abb. 2.1-1). Eine Erwärmung um
mehr als 2°C birgt die Gefahr, dass sich klimabedingt
mehr als die genannten 20–30% der Biomflächen
verschieben.Auch die Untersuchung anderer Fallstu-
dien legt nahe, dass jenseits dieses Bereichs schwer
wiegende Wirkungen zu erwarten sind (Hare, 2003).
Hinsichtlich der Wirkungen auf Ökosysteme und
biologische Vielfalt hält der Beirat eine Erwärmung
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der globalen Mitteltemperatur von mehr als 2°C für
nicht tolerabel.

2.1.3
Auswirkungen des Klimawandels auf
Nahrungsmittelproduktion und
Wasserverfügbarkeit

2.1.3.1
Nahrungsmittelproduktion und Klimawandel

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die Nah-
rungsmittelproduktion und Landwirtschaft hängen
von einer Reihe von Faktoren ab, u. a. der Vulnerabi-
lität der regionalen landwirtschaftlichen Systeme,
der Bevölkerung und ihrer jeweiligen Anpassungs-
fähigkeit. Die Reaktion landwirtschaftlicher Systeme
auf Klimaveränderungen wird u. a. bestimmt durch
Temperatur, Niederschlag, CO2-Düngeeffekt und
sozioökonomische Rahmenbedingungen wie Markt-
zugang,Technologie oder die Verfügbarkeit von Res-
sourcen, die für die Anpassung notwendig sind
(IPCC, 2001b). In den mittleren Breiten kann eine
moderate Zunahme der regionalen Temperatur die
Nahrungsmittelproduktion steigern, solange die
Wasserverfügbarkeit nicht gefährdet wird. In den
Tropen dagegen sind die Pflanzen oft nahe am Tem-
peraturoptimum, so dass eine regionale Erwärmung
Produktionseinbußen zur Folge haben kann.
Extreme Wetterereignisse werden wahrscheinlich
die Nahrungsmittelproduktion erheblich mindern,
entweder direkt oder über die Zunahme von Schäd-
lingen bzw. Krankheiten (Iglesias et al., 2001; Rosen-
zweig et al., 2002). Die meisten Studien ziehen aber
diese Interaktionen der Nahrungsmittelproduktion
mit Dürren, heftigen Niederschlägen, Hagel oder
Schädlingsbefall nicht in Betracht und neigen so
dazu, die Schäden zu unterschätzen. Speziell gezüch-
tete genmanipulierte Sorten könnten ein Weg sein,
die Anpassungsfähigkeit der Landwirtschaft zu stei-
gern; dieser Weg ist aber mit erheblichen Risiken
behaftet (WBGU, 1999a; The Royal Society, 2002).

2.1.3.2
Toleranzgrenzen für Wirkungen auf die
Nahrungsmittelproduktion

Artikel 2 UNFCCC verlangt, dass „die Nahrungsmit-
telerzeugung nicht bedroht wird“. Bei der Beurtei-
lung der Klimawirkungen auf die Nahrungsmittel-
produktion muss die Anpassungsfähigkeit der land-
wirtschaftlichen Systeme in Betracht gezogen
werden, die sich zwischen Regionen erheblich unter-

scheidet. Unglücklicherweise sind die am stärksten
betroffenen Regionen auch die mit der geringsten
Anpassungsfähigkeit, also vor allem die Entwick-
lungsländer (IPCC, 2001b).

Bis zu einem gewissen Umfang können klimabe-
dingte regionale Disparitäten von Ernteerträgen
durch Handel und Transport von Nahrungsmitteln
ausgeglichen werden. Allerdings ist zweifelhaft, ob
der Agrarmarkt ohne weiteres die notwendige Kom-
pensation leisten kann, da die meisten betroffenen
Regionen bislang nicht in den Weltmarkt integriert
sind. Daher beeinflussen sowohl die internationale
Handelspolitik als auch der Grad der internationalen
Kooperation (z. B. Entwicklungszusammenarbeit,
landwirtschaftliche Forschungspolitik) die Grenze,
ab der die Klimawirkungen als gefährlich zu bezeich-
nen sind.

Der IPCC hält es für wahrscheinlich, dass die Kli-
maeffekte in vielen Entwicklungsländern (z. B.
Indien) zu Nettoverlusten an landwirtschaftlichen
Gütern und Wasserressourcen führen werden, wobei
einige Regionen besonders verwundbar sind (IPCC,
2001b). Im Gegensatz dazu kann die Landwirtschaft
in vielen entwickelten Ländern in mittleren und
hohen Breiten von einer Erwärmung der globalen
Mitteltemperatur unterhalb von 2°C profitieren. Die
vorliegenden Modelle legen nahe, dass die globale
Produktion bis zu einem Anstieg von 2°C oder sogar
3°C nicht gefährdet wäre. Allerdings werden die glo-
balen Disparitäten zunehmen, da die Industrieländer
auf der Gewinner- und die Entwicklungsländer auf
der Verliererseite stehen werden. Bereits bei gerin-
ger Erwärmung wird erwartet, das eine große
Gruppe armer, hoch verwundbarer Entwicklungs-
länder zunehmend unter einem Mangel an Nah-
rungsmitteln leiden wird. Tab. 2.1-1 fasst die Ergeb-
nisse von Studien zum Zusammenhang von Klima-
wandel und Nahrungsmittelproduktion zusammen.

Oberhalb einer globalen Erwärmung von 2–3°C
ist mit Nettoverlusten der Nahrungsmittelproduk-
tion im globalen Maßstab zu rechnen. In diesem
Temperaturbereich könnte die Anzahl der Men-
schen, die durch den Klimawandel zusätzlich durch
Hunger gefährdet sind, auf über 50 Mio. steigen
(Parry et al., 2001). Modellprojektionen zeigen, dass
bei einer Erwärmung von 3°C die Getreideproduk-
tion ab 2080 im weltweiten Maßstab zu sinken
beginnt, obwohl die Ernte selbst dann bei entspre-
chender Verteilung theoretisch noch den Bedarf
decken könnte (Fischer et al., 2002a). Der Beirat
weist darauf hin, dass diese Modellergebnisse noch
erhebliche Unsicherheiten aufweisen.

Der WBGU stellt fest, dass eine Situation, in der
alle Regionen klimabedingt signifikante Ernteverlu-
ste erleiden, eindeutig als nichtnachhaltig bezeichnet
werden muss. Die Bedrohung von immer mehr Men-
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schen durch den Klimawandel würde die Anstren-
gungen zur Erreichung der Jahrtausend-Entwick-
lungsziele (Millennium Development Goals) konter-
karieren, wonach die Anzahl der Unterernährten bis
2015 zu halbieren ist mit dem Endziel, den Hunger
ganz zu beseitigen.

Der Beirat zieht den Schluß, dass eine Klimaer-
wärmung oberhalb von ca. 2°C für die Nahrungsmit-
telproduktion einen gefährlichen Bereich darstellt,

sowohl in Bezug auf die globale Netto-Nahrungspro-
duktion als auch in Bezug auf die zunehmenden
internationalen Disparitäten. Diese Expertenein-
schätzung berücksichtigt bereits die regional akku-
mulierten Effekte, mögliche negative Rückkopplun-
gen zwischen Klimawandel und Landdegradation
sowie die in den Modellläufen nicht abgebildeten
Effekte von Extremwetterereignissen.

Tabelle 2.1-1
Globale Erwärmung und
ihre Wirkungen auf die
Nahrungsmittelproduktion
in Industrieländern und
Entwicklungsländern. Die
Sterne bezeichnen
Konfidenzniveaus (falls in
der Literatur angegeben):
*** hoch (67–95%), **
mittel (33–67%), * gering bis
mittel (5–33%). GMT
globale Mitteltemperatur
oberhalb des
vorindustriellen Niveaus.
Quelle: # IPCC, 1990;
§ Parry et al., 1999;
+ Fischer et al., 2001a

Zunahme
der GMT
[°C]

Wirkungen 

Entwicklungsländer Industrieländer

1,0-1,7#

1,4-3,2#

1,5-2,0#

1,6-2,6#

>2,0#

>2-2,5§

>3+

>2,0-6,4#

>2,6#

>4,2#

Getreideerträge nehmen in den mei-
sten tropischen und subtropischen
Regionen ab (* bis **).
Reduzierte Frostschäden für einige
Feldfrüchte (***). Gestiegene Schä-
den durch Hitzebelastung für einige
Feldfrüchte und Herden (***).

Stärkere Abnahmen der Getreideer-
träge in tropischen und subtropischen
Regionen (* bis **); gemischte Aus-
wirkungen auf Getreideerträge in
den höheren und mittleren Breiten 
(* bis **).

Verdienste der einkommensschwa-
chen Landwirte in Entwicklungslän-
dern nehmen ab (* bis **).

Starke Abnahme der Erträge von
Mais und Zuckerrohr in kleinen
Inselstaaten.

Ernteerträge in Entwicklungsländern
zeigen Verluste.

Produktionsverluste in Entwicklungs-
ländern. Eine Gruppe von 65 Län-
dern verliert 16% des landwirtschaft-
lichen BIP; Afrika und Indien
gehören zu den Verlierern, China zu
den Gewinnern.

Generelle Minderung der Getrei-
deerträge in den meisten Regionen
mittlerer Breite (* bis **). Nahrungs-
mittelpreise steigen (* bis **).

In Asien beginnen Nettoverluste bei
der Reisproduktion.

Getreideerträge steigen in vielen
Regionen der mittleren und hohen
Breiten an (* bis **).
Reduzierte Frostschäden für
einige Feldfrüchte (***). Gestie-
gene Schäden durch Hitzebela-
stung für einige Feldfrüchte und
Herden (***).

Gemischte Auswirkungen auf
Getreideerträge in den höheren
und mittleren Breiten (* bis **).

Nach anfänglicher Steigerung
beginnen die australischen Ernte-
erträge zu schrumpfen.

Die europäische landwirtschaftli-
che Produktion nimmt zu (Aus-
nahmen: Portugal, Spanien und
Ukraine). Nach anfänglichen
Gewinnen nimmt die US-Land-
wirtschaft Verluste hin.

Generelle Minderung der Getrei-
deerträge in den meisten Regio-
nen mittlerer Breite (* bis **).
Nahrungsmittelpreise steigen 
(* bis **).

Ganze Regionen in Australien fal-
len aus der landwirtschaftlichen
Produktion heraus.
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2.1.3.3
Toleranzgrenzen für Wirkungen auf die
Wasserverfügbarkeit

Wasser ist der wichtigste begrenzende Faktor der
Nahrungsmittelproduktion. Daher beziehen
Modelle zur Abschätzung der künftigen Nahrungs-
produktion die Klimaeffekte sowohl in Hinsicht auf
die Temperaturänderung als auch auf die Wasserver-
fügbarkeit ein. Gleichzeitig ist Wasser selbst das
wichtigste Lebensmittel überhaupt. 1.100 Mio. Men-
schen haben heute keinen Zugang zu sauberem
Trinkwasser (UNEP, 2003) und verunreinigtes Was-
ser verursacht jedes Jahr 5 Mio.Todesopfer. Ein Drit-
tel der Weltbevölkerung lebt unter „Wasserstress“,
also in Ländern, in denen mehr als 20% der erneuer-
baren Wasserressourcen genutzt werden. Diese Zahl
wird in den nächsten Jahrzehnten voraussichtlich bis
auf zwei Drittel steigen (IPCC, 2001b). Daher ist eine
sichere Wasserversorgung bereits ohne den zusätzli-
chen Druck des Klimawandels eines der drängend-
sten Themen in den Entwicklungsländern (WBGU,
1997).

Zwar nimmt bei mittlerer globaler Erwärmung
die gesamte Niederschlagsmenge zu, aber dies führt
nicht direkt zu einer verbesserten Wasserverfügbar-
keit. Hierfür ist nicht die Regenmenge entscheidend,
sondern die Bodenfeuchte und die Neubildung von
Grundwasser. Bei erhöhten Temperaturen muss es
mehr regnen, um den Status Quo halten zu können,
weil durch erhöhte Verdunstung die zusätzliche Nie-
derschlagsmenge nicht in der Region genutzt werden
kann. Nur in Regionen mit stark überdurchschnittli-
cher Niederschlagszunahme kann daher Wasser-
knappheit verringert werden. Zusätzlich fällt in vie-
len Regionen bei Erwärmung pro Regenereignis
mehr Niederschlag, so dass wegen rascheren Abflus-
ses häufig ein geringerer Anteil des Niederschlags

zur Erhöhung von Bodenfeuchte und zur Grundwas-
serneubildung beiträgt.

Nach Klimamodellanalysen steigt daher in der
zweiten Hälfte des Jahrhunderts die Anzahl der von
Wasserknappheit bedrohten Menschen mit der stei-
genden Temperatur stark an, wobei die Wirkungen in
ariden und semi-ariden Gebieten erheblich größer
sein werden als die globalen Durchschnittsrechnun-
gen vermuten lassen (IPCC, 2001b; Parry et al., 2001).
In Regionen, die heute bereits unter Wasserstress lei-
den, werden sich also die Probleme durch den Kli-
mawandel weiter verschärfen. In vielen Regionen
unter Wasserstress schrumpfen bei einem Anstieg
der globalen Mitteltemperatur um mehr als 1,5°C
Wasserdargebot und -qualität, während Dürren und
Überflutungen zunehmen (Tab. 2.1-2; IPCC, 2001b).

Die Modelle prognostizieren, dass im Jahr 2050
zusätzliche 500–3.000 Mio. Menschen unter Wasser-
stress leiden werden, wobei die meisten Schätzwerte
zwischen 1.000–2.000 Mio. liegen. Im Bereich von
1,5–2°C scheint eine systemische Schwelle zu liegen:
Wird diese überschritten, steigt die Anzahl der von
Wasserknappheit zusätzlich betroffenen Menschen
von 600 Mio. auf über 2.000 Mio. an, weil dann die
Megastädte in asiatischen Entwicklungsländern
erheblich in Mitleidenschaft gezogen werden (Parry
et al., 2001). Eine so starke Zunahme an Menschen
unter Wasserstress in einer solch kurzen Zeitspanne
wird aller Voraussicht nach die verfügbaren Anpas-
sungsmechanismen wie Meerwasserentsalzung oder
Langstreckentransport überfordern und kann somit
nicht als tolerabel bezeichnet werden. Der Beirat
zieht den Schluss, dass eine Klimaänderung oberhalb
von 1,5–2°C globaler Mitteltemperatur die Wasser-
verfügbarkeit so verschlechtern würde, dass sie als
gefährlich einzustufen wäre.

Zunahme
der GMT
[°C]

Wirkungen

1,0–1,7 Die Wasserqualität degradiert durch höhere Temperaturen (**). Zunehmender
Salzwassereinstrom in Küstenaquifere (**). Die Wassernachfrage für Bewässe-
rung wird auf den Klimawandel reagieren; höhere Temperaturen werden die
Nachfrage steigern (***). Zunahme der Überflutungsschäden durch intensi-
vere Niederschlagsereignisse (**). Zunehmende Häufigkeit von Dürren (***).
Spitzenabflusswerte in Flüssen verschieben sich in Richtung Winter in den Ein-
zugsgebieten, in denen Schneefall eine wichtige Wasserquelle ist (***).

1,2–3,2 Die Wasserqualität degradiert durch höhere Temperaturen (***).
Die Veränderung der Wasserqualität wird beeinflusst durch die Veränderun-
gen des Abflussregimes (***). Die Effekte der Wassernachfrage verstärken
sich (***).

>2,0 Effekte auf Wasserdargebot, -nachfrage und -qualität verstärkt (***).

Tabelle 2.1-2
Klimawirkungen auf
Wasserressourcen.
Wirkungen sind unter der
Annahme zu erwarten, dass
keine Klimapolitik
umgesetzt wird. Die Sterne
bezeichnen Konfidenz-
niveaus: *** hoch (67–95%),
** mittel (33–67%). GMT
globale Mitteltemperatur
oberhalb des vorin-
dustriellen Niveaus.
Quelle: verändert nach
IPCC, 1990
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2.1.4
Auswirkungen des Klimawandels auf die
wirtschaftliche Entwicklung

2.1.4.1
Wirtschaftliche Entwicklung und Klimawandel

Im Artikel 2 UNFCCC ist festgelegt, dass die Stabili-
sierung der Treibhausgaskonzentrationen innerhalb
einer Frist erfolgen sollte, welche eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung ermöglicht. Dies impli-
ziert, dass die Kosten von Stabilisierungsmaßnahmen
nicht größer als der kurz-, mittel- und langfristig zu
erwartende Nutzen sein dürfen. Dabei ist zu beach-
ten, dass der Nutzen von Klimaschutzmaßnahmen in
der Vermeidung von Klimaschäden und damit in der
Vermeidung von Kosten bei unverändert hohen
Emissionen besteht. Somit sind also zwei Kostenar-
ten einander gegenüberzustellen: Kosten, die entste-
hen, wenn man Emissionen reduziert und Kosten, die
entstehen, wenn man Emissionen nicht reduziert.
Die Kosten des Klimawandels an sich, die im Fall feh-
lender Emissionsreduktion anfallen, sind dabei in
Schadenskosten und Kosten für Anpassungsmaß-
nahmen zu unterscheiden (WBGU, 2002).

Der Beirat betrachtet hier ausschließlich die
zweite Kostenart, da diese für die Bewertung der
Auswirkungen des Klimawandels auf die wirtschaft-
liche Entwicklung relevant ist. Die Kosten der Emis-
sionsminderung werden in Kapitel 3 betrachtet. Dort
werden sie mit den geschätzten Kosten des Klima-
wandels und der Anpassung an den Klimawandel
verglichen.Auch der zusätzliche Nutzen durch Emis-
sionsminderung, der durch vermiedene nicht klima-
relevante Schäden (beispielsweise Luftverschmut-
zung) entsteht, wird dort berücksichtigt.

Dieser Abschnitt konzentriert sich auf die Schät-
zungen der aggregierten monetarisierten Auswir-
kungen des Klimawandels. Diese betreffen
hauptsächlich Sektoren, die schon in den vorange-
gangenen Abschnitten behandelt wurden (wie z. B.
Landwirtschaft). Des Weiteren sind beispielsweise
Auswirkungen auf menschliche Siedlungen und die
Infrastruktur für solche aggregierten Schätzwerte
relevant. Hierbei geht es vor allem um die sozioöko-
nomischen Auswirkungen des steigenden Meeres-
spiegels. Diese beinhalten den unmittelbaren Verlust
von ökonomischen, ökologischen und kulturellen
Werten durch den Verlust an Land, Infrastruktur und
Küstenökosystemen. Außerdem zählen dazu das
erhöhte Überschwemmungsrisiko und andere Aus-
wirkungen, die durch Veränderung im Wassermana-
gement, beim Salzgehalt und biologischer Aktivitä-
ten auftreten (IPCC, 2001b). Ein großer Teil der

Weltbevölkerung lebt heute in Küstengebieten und
die Bevölkerungswachstumsrate in diesen Gebieten
ist überdurchschnittlich. Auch liegen viele große
Städte in Küstennähe. Nicholls et al. (1999) zeigen,
dass in den 2080er Jahren die Anzahl der Menschen,
die durchschnittlich in einem Jahr potenziell durch
eine Sturmflut betroffen sein werden, fünfmal höher
sein wird als heute, wenn man einen Anstieg des
Meeresspiegels um 0,38 m unterstellt. Selbst wenn
man annimmt, dass zunehmend Schutzmaßnahmen
ergriffen werden, könnten zwischen 13 und 88 Mio.
Menschen betroffen sein.

Die Auswirkungen des Klimawandels auf natürli-
che Systeme wie Feuchtgebiete und Korallenriffe
können wiederum beträchtliche Folgewirkungen auf
sozioökonomische Systeme entfalten (IPCC, 2001b).
Beispielsweise kann das starke Bleichen von Koral-
lenriffen mit hohen Sterberaten, wie es 1998 im Indi-
schen Ozean beobachtet wurde, zu Verlusten im
Fischfang und dauerhaften negativen Effekten auf
den Tourismus führen. Die Degradierung der Riffe
führt auch zu einem verringertem natürlichen Schutz
der Küsteninfrastruktur gegen hohe Wellen und
Sturmfluten. Wilkinson et al. (1999) schätzen die
Kosten des Bleichens der Korallen im Jahr 1998 für
die nächsten 20 Jahre auf 706–8.190 Mio. US$.

Die aggregierten Auswirkungen des Klimawan-
dels werden normalerweise als Veränderungen des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) gemessen. Ihr Ausmaß
ist aufgrund von methodologischen Problemen der
Monetarisierung und regionaler sowie zeitlicher
Aggregation von Schäden sehr unsicher. Auswirkun-
gen der Veränderung von Klimavariabilität und
-extremen sowie die Möglichkeit singulärer Klima-
veränderungen werden grundsätzlich nicht betrach-
tet (Kap. 2.1.6).Auswirkungen auf Güter und Dienst-
leistungen, die nicht auf Märkten gehandelt werden,
werden nur partiell berücksichtigt. Diese nicht über
Märkte bewertbaren Schäden sind vermutlich sehr
hoch, jedoch schwer zu quantifizieren. Daher werden
die ökonomischen Verluste grundsätzlich unter- und
die Gewinne überbewertet. Zusätzlich reagieren die
Schätzungen der Auswirkungen sehr sensibel auf
Annahmen wie Ungleichheits- und Risikoaversion
(IPCC, 2001c).

Die quantitative Bewertung des Nutzens und der
Kosten von Anpassungsmaßnahmen ist bislang
unvollständig. Je stärker und schneller der Klima-
wandel voran schreitet, desto größer sind die Her-
ausforderungen für eine Anpassung. Studien zeigen,
dass der Nutzen von Anpassungsmaßnahmen, wie
Küstenschutz, potenziell sehr hoch ist. Allerdings
legen diese Studien willkürliche Annahmen bezüg-
lich der Anpassungsmöglichkeiten und -hindernisse
zugrunde und können daher den möglichen Nutzen
nicht hinreichend sicher einschätzen. Vernachlässigt
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werden zudem Veränderungen von Klimaextremen
und der Klimavariabilität sowie unvollkommene
Voraussicht (IPCC, 2001c).

Modellberechnungen zeigen, dass bei einer
Erwärmung von 1°C eine signifikante Anzahl von
Entwicklungsländern voraussichtlich insgesamt Ver-
luste erleiden, während in entwickelten Ländern
sowohl Schäden als auch Nutzen auftreten werden.
Einige Modelle prognostizieren dieser Länder-
gruppe sogar einen Nettonutzen aus der Erwärmung
(IPCC, 2001c). Nach der projizierten Verteilung der
ökonomischen Auswirkungen werden sich die Wohl-
fahrtsdisparitäten sowohl in Entwicklungs- als auch
in Industrieländern erhöhen. Dabei wachsen die
Disparitäten mit einer stärkeren Erwärmung, wobei
die Entwicklungsländer und die in Armut lebenden
Menschen weltweit am stärksten betroffen sein wer-
den (IPCC, 2001b). IPCC (2001b) bewertet die
Ergebnisse von verschiedenen Modellierungsstudien
über aggregierte Schadenskosten. Entwicklungslän-
der sind demnach gegenüber dem Klimawandel ver-
wundbarer als entwickelte Länder. Für einige Län-
der oder Regionen, wie Indien und Afrika, aber auch
die EU, werden bei einer Erwärmung von ungefähr
2,5°C gegenüber dem vorindustriellen Wert mit Ver-
lusten zwischen 2 und 5% des BIP gerechnet.

Diese numerischen Ergebnisse bleiben allerdings
spekulativ. Die Ergebnisse sind schwer zu verglei-
chen, da in den Studien unterschiedliche Annahmen
getroffen werden. Wenige Schätzungen berücksichti-
gen, dass singuläre Ereignisse katastrophale Folgen
nach sich ziehen könnten. Einige Studien zeigen eine
schnelle Zunahme von Schäden mit steigender Tem-
peratur, andere treffen optimistische Annahmen
über die Anpassungsfähigkeit und die Referenzent-
wicklung, wodurch die Schätzung der Schadenshöhe
geringer ausfällt (IPCC, 2001b). Grundsätzlich sind
die geschätzten aggregierten Auswirkungen um so
größer, je höher Verteilungsfragen gewichtet werden,
da Verluste der Armen nicht durch gleich hohe
Gewinne der Reichen kompensiert werden können.

2.1.4.2
Toleranzgrenzen für Wirkungen auf die
wirtschaftliche Entwicklung 

Soll eine Toleranzgrenze für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung festgelegt werden, müssen
die unterschiedlichen Auswirkungen sowohl inner-
halb und zwischen Regionen als auch über die Zeit
analysiert und bewertet werden. In einem früheren
Gutachten hat der WBGU (1997) eine normative
Obergrenze vorgeschlagen, die alle Schadens- und
Anpassungskosten über 5% des BIP als intolerabel
einstuft (Kap. 2.1.1). Diese sehr grobe Schätzung

basierte auf den Erfahrungen mit der deutschen Wie-
dervereinigung, aus denen viele Ökonomen ableite-
ten, dass Kosten in einer Größenordnung von mehr
als 3–5% des BIP kritisch für eine Volkswirtschaft
sind. Der WBGU folgerte, dass eine Erwärmungsrate
von mehr als 0,2°C pro Jahrzehnt nicht tolerabel ist,
weil dadurch die obere Grenze für Schadens- und
Anpassungskosten von 5% des globalen BIP erreicht
würde, wenn man extreme Wetterereignisse und die
Synergien mit anderen Umweltproblemen berück-
sichtigt.

Alternativ kann die Leitplanke auch auf der
Anzahl an Menschen basieren, die durch die Klima-
veränderungen ökonomisch betroffen sind. Berech-
nungen kommen zu dem Ergebnis, dass die Mehrzahl
der Menschen bereits bei einer durchschnittlichen
globalen Erwärmung von 1,5–2,5°C über dem vorin-
dustriellen Niveau negativ betroffen sein könnte
(IPCC, 2001b).

Unter Berücksichtigung der hohen Unsicherheit
bei den Schadensschätzungen setzt der WBGU keine
quantitative Toleranzgrenze für die wirtschaftliche
Entwicklung, sondern nutzt lediglich die normative
3–5% BIP-Schwelle als vorläufigen Maßstab bei der
Bewertung. Aus der Tatsache, dass eine hohe Unsi-
cherheit bei der Schätzung von Schadenskosten
besteht und die Schäden sehr wahrscheinlich unter-
bewertet werden, wenn nur Marktbewertungen
zugelassen werden, schließt der WBGU, dass sich
bereits bei einer 2°C höheren globalen Durchschnitt-
stemperatur gegenüber dem vorindustriellen Niveau
große Regionen vermutlich nicht tolerablen Bela-
stungen ihrer Volkswirtschaft gegenüber sehen (3–
5% des BIP).

2.1.5
Auswirkungen des Klimawandels auf die
menschliche Gesundheit 

2.1.5.1
Menschliche Gesundheit und Klimawandel

Gesundheit stellt in dreifacher Hinsicht eine Beson-
derheit in der Diskussion des Klimawandels dar:
1. Gesundheit ist weltweit als schützenswertes Gut

von allen Kulturen, Religionen, Staaten und
gesellschaftlichen Gruppen anerkannt.

2. Gesundheit wird von allen Antrieben des globalen
Umweltwandels beeinflusst (universale Sensiti-
vität).

3. Der Gesundheitszustand einer Bevölkerung kann
als Indikator für die Auswirkungen des Klima-
wandels genutzt werden (Krafft et al., 2002), etwa
vergleichbar der zentralen Rolle der Gesundheit
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im Index der menschlichen Entwicklung (Human
Development Index – HDI).

Nach einer neuen Analyse der Weltgesundheitsorga-
nisation verursacht der Klimawandel heute bereits
jährlich 150.000 Todesopfer. Campbell-Lendrum et
al. (2003) schätzten die gegenwärtige Gesundheits-
wirkung des Klimawandels (2000, verglichen mit
dem Basisszenario der Jahre 1961–90). Sie konzen-
trierten sich auf vier Krankheiten: Malaria, Unter-
ernährung, Durchfall sowie Unfälle durch Über-
schwemmungen. Die Schätzungen beliefen sich auf
eine jährliche Gesundheitswirkung von 5,5 Mio.
DALYs. DALYs (Disability-Adjusted Life Years)
stellen den Verlust von gesunden bzw. produktiven
Lebensjahren dar (WHO, 2002). Dieses Summen-
maß wurde entwickelt, um die gesamte Krankheits-
last einer Bevölkerung (frühzeitiger Tod, Krankheit
und Behinderung) zu erfassen (Murray, 1994). Dabei
zeigten sich drastische regionale Unterschiede (Abb.
2.1-2), wobei die größte Gesundheitsbürde in denje-
nigen Regionen auftritt, die die größte Vulnerabilität
und das größte Bevölkerungswachstum aufweisen:
Afrika südlich der Sahara sowie Südasien.

Wenn man die Gesundheitsschäden aufschlüsselt,
welche durch den Klimawandel angestossen werden,
so lassen sich direkte und indirekte Gesundheitswir-
kungen des Klimawandels unterscheiden (WHO
2000; IPCC 2001b).

Zu den direkten Auswirkungen zählen z. B. die
Effekte von extremen Wetterereignissen (z. B. Herz-
Kreislauferkrankungen, Asthma) oder wetterbe-
dingten Katastrophen (z. B. Überschwemmungen an
der Küste oder im Inland, Erdrutsche). Letztere
führen nicht nur direkt zu Unfällen, sondern schädi-
gen die Infrastruktur der Gesundheitsversorgung,
die in den meisten Entwicklungs- und Teilen der

Schwellenländer ohnehin bereits unzureichend ist.
Damit wird ein entscheidendes Element der Anpas-
sungsfähigkeit geschwächt. Selbst in Industrielän-
dern können Hitzewellen bei mangelnder Anpas-
sung (z. B. Klimaanlagen) schwere Gesundheitsschä-
den verursachen. Die französische Regierung geht
von 11.435 zusätzlichen Todesfällen aus, die der Som-
merhitze 2003 zuzuschreiben gewesen seien (Neue
Züricher Zeitung vom 30.8.2003).

Die größten Gesundheitsschäden entstehen
jedoch durch indirekte Auswirkungen, wie im Fall
der durch Vektoren (z. B. Mücken, Zecken, Fliegen)
übertragenen Infektionskrankheiten. Der IPCC geht
davon aus, dass bis zum Jahr 2080 260–320 Mio. Men-
schen zusätzlich der Malaria ausgesetzt sein werden
(IPCC, 2001b). Dem steht gegenüber, dass in ande-
ren Regionen die Malariaexposition durch den Kli-
mawandel zurückgehen könnte. Diese Effekte kön-
nen aber nicht direkt miteinander verglichen wer-
den. Wenn Malaria in neue Gebiete einwandert,
kann sie zu sehr schweren Epidemien führen, da die
Bevölkerung immunologisch ungeschützt ist.Auf der
anderen Seite ist der Gesundheitsgewinn durch Ver-
schwinden der Malaria aus bislang belasteten Gebie-
ten vergleichsweise gering (Trape und Rogier, 1996).
Auch Dengue-Fieber oder die durch Zecken über-
tragene Hirnhautentzündung sind vektorübertra-
gene Infektionskranheiten, die vom Klimawandel
beeinflusst werden können. Die Quantifizierung der
Klimawirkungen auf Infektionskrankheiten stellt
eine Herausforderung für die Forschung dar.

Wo Ernährungssicherheit oder Wasserversorgung
bereits heute gefährdet sind, muss damit gerechnet
werden, dass kombinierte Effekte (von z. B. regiona-
ler Temperaturerhöhung, Süßwasserverknappung
und Versalzung der Böden durch Meeresspiegelan-

Abbildung 2.1-2:
Geschätzte Einwirkung des
Klimawandels auf die
Gesundheit (1990–2000),
nach Regionen. Berechnung
für vier Krankheiten:
Malaria, Unterernährung,
Durchfall und Unfälle durch
Überschwemmungen.
DALYs sind ein Summen-
maß für die Krankheitsbürde
(siehe Text).
Quelle: Campbell-Lendrum
et al., 2003
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stieg) zu Ernteausfällen und – bei unzureichender
Anpassung – zu Unterernährung bzw. vermehrtem
Wasserstress besonders vulnerabler Bevölkerungs-
gruppen (z. B. Kinder, Frauen, Arme) führen wird
(Kap. 2.1.3.1; WHO, 2000).

Dabei ist die Annahme plausibel, dass die
Gesundheitseffekte von Nahrungsmangel, Trinkwas-
serknappheit, Malariaausbreitung und Flutkatastro-
phen synergistisch wirken. Eine Quantifizierung der
Wechselwirkung ist zur Zeit noch nicht möglich, aber
aus den von Parry et al. (1999) geschätzten Tempera-
tursensitivitäten der Bevölkerung lässt sich erken-
nen, dass zwischen 1°C und 1,8°C Temperaturer-
höhung die klimabedingt zusätzlich unter Wasser-
mangel leidende Bevölkerung drastisch zunimmt
(Kap. 2.1.3.3).

Wassermangel läßt weniger Raum für persönliche
Hygiene, weshalb mit einem deutlichen Anstieg der
Durchfallerkrankungen gerechnet werden muss.
Diese Schwellencharakteristik verstärkt den konti-
nuierlichen Anstieg der Durchfallerkrankungen mit
der Erwärmung. Der Anstieg dieser Erkrankungen
wird auf 3–8% pro Grad Temepraturanstieg
geschätzt (Checkley et al., 2000; Singh et al., 2001;
WHO et al., 2003).

2.1.5.2
Toleranzgrenzen für Wirkungen auf die
menschliche Gesundheit 

Zusammenfassend kommt der WBGU zu dem
Schluss:
• Die Klimawirkungen auf die menschliche

Gesundheit sind erheblich und kumulativ.
• Die Wirkungen werden geografisch äußerst unter-

schiedlich ausfallen, wobei Afrika und Südasien
am stärksten betroffen sind, also Regionen mit
überdurchschnittlichem Bevölkerungszuwachs
und mangelnder Anpassungskapazität.

• Die bisher vorliegenden Schätzungen lassen das
WBGU-Klimafenster mit maximal 2°C Erhöhung
der globalen Mitteltemperatur eher als zu weit,
keinesfalls jedoch als zu eng erscheinen.

• Allerdings lässt der derzeitige Kenntnisstand
keine exakte Quantifizierung der künftigen, durch
komplexe Beziehungsgeflechte vermittelten Wir-
kungen des Klimawandels auf die menschliche
Gesundheit zu (WHO et al., 2003).

• Der Beirat weist ausdrücklich darauf hin, dass ver-
mehrte Forschungsanstrengungen (prospektive
Datenreihen, Modellierung) notwendig sind, um
die Beziehungsgeflechte zwischen globalen
Umweltveränderungen und Gesundheit besser zu
verstehen und zu quantifizieren. Der WBGU
empfiehlt hierfür insbesondere die Anwendung

des DALY-Ansatzes (WHO, 2002; WHO et al.,
2003) als Summenmaß für die Gesundheitswir-
kung.

2.1.6
Durch den Klimawandel angestoßene
großräumige singuläre Ereignisse

2.1.6.1
Klimawandel und großräumige singuläre
Ereignisse

Singuläre nicht lineare Ereignisse, die durch den Kli-
mawandel angestoßen werden, stellen verheerende
Risiken für die Menschen dar. Im komplexen plane-
tarischen System sind verschiedene systemische
Schwellenwerte möglich, jenseits derer großräumige
singuläre Ereignisse ausgelöst werden könnten
(Schellnhuber, 2002). Modellrechnungen ergeben,
dass Systemumschwünge bei Temperaturänderungen
eintreten können, wie sie für die kommenden Jahr-
hunderte bei weiter wachsenden Treibhausgaskon-
zentrationen erwartet werden (IPCC, 2001a). Das
Überschreiten der Schwellenwerte kann zu unvor-
hersehbaren, auch irreversiblen Veränderungen
führen.Als irreversibel bezeichnet der WBGU einen
Vorgang, der innerhalb menschlicher Zeithorizonte
(Jahrtausende) unumkehrbar ist, wie z. B. das
Abschmelzen von Eisschilden oder der klimabe-
dingte Meeresspiegelanstieg. Es ist sehr schwierig
vorherzusagen, wann ein Schwellenwert erreicht
wird. Wichtig ist aber die Aussage, dass die Wahr-
scheinlichkeit vieler singulärer Ereignisse mit der
Veränderungsrate der Einflüsse steigen dürfte.
Beginn, zeitlichen Verlauf und Größenordnung die-
ser Einzelereignisse zu berechnen, ist heute jedoch
nicht möglich. Gewisse Unsicherheiten werden
immer mit den Projektionen singulärer Klimaände-
rungen verbunden sein, weil die Vorhersagbarkeit
nahe den Klimaschwellenwerten immer geringer
wird (Alley et al., 2003).

Selbst wenn einige dieser Effekte erst in sehr fer-
ner Zukunft eintreten sollten, könnten die Auswir-
kungen so plötzlich und verheerend sein, dass der
Schaden sehr groß wird und eine Anpassung fast
unmöglich ist (IPCC, 2001b). Der WBGU stellt daher
fest, dass die im Folgenden beschriebenen großen
Einzelereignisse auf jeden Fall verhindert werden
müssen.

Zusammenbruch der thermohalinen
Zirkulation
Die thermohaline Zirkulation (THC) führt warmes
tropisches Wasser in den Nordatlantik, erwärmt so
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Nord- und Westeuropa um mehrere °C und verstärkt
die Niederschläge in der ganzen Region. Die Kennt-
nisse über frühere Klimaveränderungen sowie
Modellrechnungen weisen darauf hin, dass verschie-
dene Gleichgewichte für die thermohaline Zirkula-
tion im Nordatlantik existieren. Eine Veränderung
des Gleichgewichts kann durch Temperaturverände-
rungen oder durch Süßwasserzufluss angestoßen
werden. Komplexe Zirkulationsmodelle ergeben,
dass der zukünftige Klimawandel zu einer Verringe-
rung der Strömungsgeschwindigkeit oder sogar zu
einem Zusammenbruch der THC führen kann.

Einige Studien schätzen den Zusammenbruch der
THC jenseits einer globalen, mittleren Erwärmung
von 4–5°C ein, bei nach wie vor großen Unsicherhei-
ten (IPCC, 2001b). Stocker und Schmittner (1997)
haben nachgewiesen, dass die THC nicht nur gegenü-
ber der endgültigen Höhe der Erwärmung, sondern
auch gegenüber der Erwärmungsrate empfindlich
ist. Diese und andere Szenarios (z. B. Rahmsdorf und
Ganopolski, 1999) kommen zu der Schlussfolgerung,
dass eine ungeminderte globale Erwärmung noch
Hunderte von Jahren später zu einem Zusammen-
bruch der THC führen kann. Dadurch würden kom-
menden Generationen unwiderruflich intolerable
Lasten aufgebürdet. Es entstünden auch ernsthafte
Konsequenzen für die marinen Ökosysteme und die
Kohlenstoffaufnahme durch den Ozean.

„Runaway“-Treibhauseffekt
Der Klimawandel kann die Leistungsfähigkeit der
heutigen Kohlenstoffsenke in Ozean und Biosphäre
verringern. Unter bestimmten Bedingungen kann
die Biosphäre sogar eine Quelle für Treibhausgase
werden, wenn z. B. marine Lagerstätten für Methan-
hydrate destabilisiert werden, wodurch große Meth-
anmengen in die Atmosphäre entweichen könnten.
Dieser Prozess könnte eine positive Rückkopplung
mit einer Beschleunigung der globalen Erwärmung
auslösen. Die Freisetzung von Methan aus den
gewaltigen Lagerstätten natürlicher Gashydrate im
Ozean, den tiefen Seen und den polaren Sedimenten
sowie der Gasvorkommen, die unter den Hydraten
eingeschlossen sind, könnten die für geologische
Zeiträume abrupte globale Erwärmung vor rund 55
Mio. Jahre erklären. Damals stiegen innerhalb weni-
ger tausend Jahre die Temperaturen in einigen
Regionen um bis zu 8°C (Schiermeier, 2003). Jüngere
Modellrechnungen zeigen, dass die Erklärung im
Umschalten der thermohalinen Zirkulation und der
daraus folgenden Destabilisierung großer Mengen
an Methanhydraten liegen kann (Bice und Marotzke,
2002; NRC, 2002). Die Umschaltung wurde durch
eine langsame Verstärkung des hydrologischen
Kreislaufs in der Atmosphäre verursacht, wie bei
steigenden Temperaturen zu erwarten ist. Die

Abgabe großer Methanmengen kann auch bei der
plötzlichen Beendigung der Vereisung am Ende der
letzten Eiszeit eine wichtige Rolle gespielt haben.
Noch immer gibt es große Hydratvorkommen in der
Arktis und weltweit in den Schelfsedimenten, die ein
begründetes Risiko für weitere Emissionen bilden
(Nisbet, 2002).

Die Veränderung der kontinentalen
Monsune
Der asiatische Sommermonsun ist ein großräumiges
Zirkulationsmuster, das von der unterschiedlichen
Erwärmung und Abkühlung zwischen Land und
Ozean getrieben wird. Jedes Jahr klappt die vorherr-
schende Windrichtung um, über Indien z. B. von
Nordost im Winter auf Südwest im Sommer. Der
Sommermonsun führt zu hohen Niederschlägen, weil
er viel Feuchtigkeit aus dem Indischen Ozean mit
sich führt. Monsunregen machen 75–90% der jährli-
chen Regenfälle in Indien aus und sind für Landwirt-
schaft und Industrie in ganz Süd- und Ostasien ent-
scheidend. Der Monsun korrespondiert mit der Wan-
derung der Innertropischen Konvergenzzone, einer
Region niedrigen Luftdrucks, in der die Passatwinde
konvergieren. Die Lage dieser Konvergenzzone
wechselt im Sommer zwischen zwei bevorzugten
Breiten: die eine verbunden mit starken Regenfällen
über Indien (aktiver Monsun), die andere mit gerin-
geren über Land (unterbrochener Monsun). Palaeo-
klimatische Forschungsergebnisse und die nicht
lineare Natur des asiatischen Monsuns verdeutlichen
das Risiko plötzlicher Systemwechsel in der Zukunft
(Zickfeld, 2003).

Eine sehr hohe Korrelation der indischen Nah-
rungsmittelproduktion mit der Monsunregenmenge
für die vergangenen Jahrzehnte unterstreicht die
hohe Bedeutung des Sommermonsuns für die 1 Mrd.
Menschen zählende Bevölkerung Indiens. Beispiels-
weise verhungerten 600.000 Menschen in Nordin-
dien zwischen 1790–1796 in Folge eines sehr geringen
Monsunregens und niedriger Bodenfeuchte. In die-
ser Region sind sehr schwache Sommermonsune in
den vergangenen 600 Jahren keine unbekannten
Ereignisse. Obwohl die Auswirkungen von Dürren
auf die Landwirtschaft durch Bewässerung gemildert
werden können, ist dieses nur bei ausreichenden
Wasserreserven, vor allem Grundwasser, möglich.
Derartige Grundwasserpuffer werden aber den
nächsten Zusammenbruch des Monsuns in Nordin-
dien mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht ausgleichen
können (Alverson et al., 2003). Obwohl es Indien
gelungen ist, seit seiner Unabhängigkeit Dürrekata-
strophen durch landesweite Nahrungsmittelvertei-
lung zu verhindern, bedeutet eine systematische Ver-
änderung des Sommermonsuns eine existenzielle
Bedrohung für seine Bevölkerung.
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Erhöhte Treibhausgaskonzentrationen könnten
den asiatischen Sommermonsun verstärken (IPCC,
2001b). Dies wird teilweise durch die regional
erhöhte anthropogene Lufttrübung vor allem von
Sulfataerosolen kompensiert, wodurch das Land
weniger stark aufgeheizt wird. Die Verstärkung des
Monsuns könnte von höheren Schwankungen der
Niederschläge begleitet sein. Dadurch könnten
sowohl Perioden verringerter Monsunniederschläge
als auch Perioden mit Intensivniederschlägen auftre-
ten. Veränderungen im zeitlichen Ablauf, der Inten-
sität sowie steigende Variabilität in einer Jahreszeit
können zu schweren Beeinträchtigungen in der Nah-
rungsmittelproduktion sowie Überflutungen und
Dürren in Asien führen. Der gegenwärtige For-
schungsstand über den asiatischen Monsun unter-
scheidet sich von dem über die THC: Schwellenwerte
konnten bisher nicht identifiziert werden.

Zerfall des westantarktischen Eisschilds
Meereisschilde sind inhärent instabil, und das
westantarktische Eisschild ist in den vergangenen 1,3
Mio. Jahren mindestens einmal zerfallen. Dies
geschah möglicherweise bei Temperaturen, die nicht
mehr als 2°C über den heutigen lagen (Oppenhei-
mer, 1998). Die für das 21. Jahrhundert projizierte
globale Erwärmung könnte das irreversible Schmel-
zen des westantarktischen Eisschilds anstoßen, mit
der Folge eines Meeresspiegelanstiegs um 4–6 m und
schwerster Schäden (IPCC, 2001b).Allerdings beste-
hen große Unsicherheiten über die Zeitskala des
möglichen Zerfalls. Die Abschätzungen liegen zwi-
schen 400–500 Jahren oder 1.600–2.400 Jahren, mit
einem entsprechenden Beitrag von 10–15 mm bzw.
2,5 mm zum jährlichen Meeresspiegelanstieg (IPCC,
2001b). Der erste Wert führt zu einem Anstieg um 1–
1,5 m in einem Jahrhundert und liegt jenseits jegli-
cher menschlicher Erfahrung. Er würde die Anpas-
sungsfähigkeit der meisten Küstenstrukturen und
-ökosysteme übersteigen (IPCC, 2001b).

Gefährdung des Grönlandeises
Das Schmelzen des Grönlandeises würde zu einem
irreversiblen Anstieg des mittleren Meeresspiegels
um einige Meter über viele Jahrtausende führen
(IPCC, 2001a). Nach Modellrechnungen liegt die kri-
tische (lokale) Temperaturerhöhung über Grönland
hierfür bei etwa 3ºC. Die lokale Erwärmung über
Grönland ist aber um etwa einen Faktor 1,3–3,1
höher als die globale Erwärmung (IPCC, 2001a).
Rechnet man beispielsweise mit einem Faktor 2, so
könnte bereits eine globale Erwärmung um nur etwa
1,5ºC zu einem irreversiblen Abschmelzen des
gesamten Grönlandeises führen.

2.1.6.2
Toleranzgrenzen für großräumige singuläre
Ereignisse

Aufgrund der großen Unsicherheit bei jeder quanti-
tativen Abschätzung der Schwellenwerte im Klima-
system und der inhärenten Unvorhersagbarkeit nahe
dieser Schwellenwerte muss der Vorsorgeansatz zum
Leitprinzip für quantitative Leitplanken werden.
Anpassung ist angesichts dieser singulären Klimaän-
derungen kaum möglich, und die Auswirkungen sind
für große Regionen oder sogar global potenziell ver-
heerend. Das Risiko, jeden der oben beschriebenen
Schwellenwerte zu überschreiten, wächst mit der
steigenden Erwärmung ebenso wie mit einer steigen-
den Erwärmungsrate. Der WBGU setzt daher einen
Schwellenwert von 2°C für die globale Erwärmung
im Vergleich zu vorindustriellen Werten und von
0,2°C als dekadische Anstiegsrate der Erwärmung
an, um inakzeptable Risiken großer Einzelereignisse
zu vermeiden (WBGU, 1995, 2003). Selbst innerhalb
dieser Grenzwerte ist das Risiko nicht vernachlässig-
bar.

2.1.7
Fazit: Die WBGU-Klimaleitplanke der globalen
Mitteltemperatur

Nach Untersuchung der Klimawirkungen des vom
WBGU als primär angesehenen Parameters der glo-
balen Mitteltemperatur bestätigt sich für den Beirat
seine Auffassung früherer Berichte (WBGU, 1995,
1997), dass die global aggregierte Gefahrenschwelle
bei einem Anstieg der globalen Mitteltemperatur
von mehr als 2°C über dem vorindustriellen Niveau
beginnt. Als sekundäre Obergrenze sollte die glo-
bale, langfristig gemittelte Erwärmungsrate 0,2°C
pro Jahrzehnt nicht übersteigen.

Selbst wenn dieses Klimafenster eingehalten wer-
den kann, werden insbesondere in Entwicklungslän-
dern bereits viele unerwünschte Konsequenzen ein-
treten. Zudem kann durch die getrennte Begutach-
tung der Kriterien keine Aussage darüber gemacht
werden, wie diese Kriterien miteinander und mit
anderen Faktoren globaler Umweltveränderungen
(z. B. Bodendegradation) interagieren. Die Klimaer-
wärmung kann daher bereits bei geringeren globalen
Mitteltemperaturen gefährliche Ausmaße erreichen.

2.1.8
Forschungsempfehlungen

Wegen der schwer wiegenden Folgen des Klimawan-
dels sollten die Bedingungen für ihr Eintreten ver-
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stärkt untersucht werden. Eine intensivere For-
schung zu den Wirkungen von Klimaveränderungen
auf Ökosysteme, Nahrungsmittelproduktion, Was-
serversorgung, Gesundheit sowie die wirtschaftliche
Entwicklung ist notwendig, um die noch bestehen-
den Unsicherheiten bei der Abschätzung weiter zu
verringern. Die Zunahme an extremen Wetterereig-
nissen ist dabei besonders zu berücksichtigen. Dabei
sollten regionale Wirkungsstudien stärker den IPCC-
Standards folgen und sich systematischer auf die vom
IPCC (2000) entwickelten Szenarios beziehen.
Durch internationale Kooperation sollte gewährlei-
stet werden, dass alle relevanten Regionen unter-
sucht werden. Insbesondere gilt es, die Kausalketten
von globaler Mitteltemperatur zu lokalen Klimafak-
toren besser zu verstehen.

Außerdem sollten die Potenziale und Risiken der
Anpassung der Landwirtschaft an Klimawirkungen
durch die Nutzung genetisch modifizierter Organis-
men erforscht werden. Die Anpassung an die Kli-
maänderung sollte zur Priorität der internationalen
Agrarforschung werden.

Als Hilfe für die Definition von Toleranzgrenzen
der globalen Mitteltemperatur für Ökosysteme sollte
weltweit in den verschiedenen Regionen und Ökosy-
stemen die interannuelle Variabilität von Klimapara-
metern mit der erwarteten Verschiebung dieser Para-
meter als Folge des Klimawandels verglichen
werden. Man kann so für jedes Ausmaß an Klimaer-
wärmung den Prozentsatz der weltweiten Öko-
systemfläche ermitteln, der wahrscheinlich geschä-
digt werden würde. Eine zu große Verschiebung
würde vormalige extreme Witterungsereignisse in
gewöhnliche Ereignisse verwandeln und so das
Überleben des jeweiligen Ökosystems gefährden.
Dieser Ansatz könnte helfen, die wissenschaftliche
Basis für die Definition von Toleranzgrenzen für den
Klimawandel zu verbessern.

Die integrierte Wirkungsforschung sollte schließ-
lich die Wechselwirkungen zwischen der Klimaände-
rung und sozioökonomischen Faktoren sowie auch
die Wechselwirkungen zwischen den Folgen der Kli-
maänderung auf verschiedene Sektoren intensiver
untersuchen. Dabei ist insbesondere der Ansatz wei-
terzuentwickeln, die Anzahl der betroffenen Men-
schen zu ermitteln („Millions at risk“; Parry et al.,
2001). So sollte der Frage nachgegangen werden,
welche Folgen Wasserknappheit für sozioökonomi-
sche Systeme hat und was die Möglichkeiten und
Grenzen von Anpassungsmaßnahmen sind. Zur
Quantifizierung der Gesundheitsfolgen von Klima-
veränderung sollte dabei der DALY-Ansatz verwen-
det und weiterentwickelt werden.

2.2
Von der Klimaleitplanke zu Emissionspfaden

Nach der Definition einer Obergrenze für die glo-
bale Mitteltemperatur (Kap. 2.1.7) analysiert der
WBGU im Folgenden verschiedene CO2-Gleichge-
wichtskonzentrationen mit den entsprechenden
kostenminimierenden Emissionspfaden, welche mit
dem WBGU Klimafenster verträglich sind (Kap. 3).
Die Definition solcher globalen CO2-Emissionspro-
file erfolgt in zwei Schritten: Zunächst werden Ziele
für CO2-Konzentrationen bestimmt, die mit dem Kli-
mafenster vereinbar sind. Dazu sind einige Annah-
men zu den Sicherheitsfaktoren notwendig (Kap.
2.2.1). Danach folgt die Bestimmung von CO2-Emis-
sionspfaden, die zu diesen Konzentrationen führen.
Hierbei wird auch die Frage des besten Zeitpunkts
für Emissionsreduktionen erörtert (Kap. 2.2.2).

2.2.1
Von Temperaturleitplanken zu CO2-
Stabilisierungszielen

Welches Stabilisierungsniveau der CO2-Konzentra-
tion erforderlich ist, um innerhalb der in Kapitel 2.1
beschriebenen WBGU-Temperaturgrenze zu blei-
ben, ist sehr unsicher. Die maximale Konzentration
hängt sowohl von der Emission anderer Treibhaus-
gase und der Klimasensitivität als auch von der
Stärke der Rückkopplungen im Kohlenstoffkreislauf
und weiteren Unsicherheiten im Klimasystem ab.
Diese Parameter und Unsicherheiten werden in den
folgenden Abschnitten beschrieben.

Emissionen anderer Treibhausgase und von
Aerosolteilchen
Energie- und industriebedingte CO2-Emissionen tra-
gen einen Großteil zur Klimaänderung bei, und es
wird erwartet, dass ihr Beitrag ohne Klimapolitik
weiter zunehmen wird (IPCC, 2000). Diese Emissio-
nen können sehr viel genauer gemessen und hochge-
rechnet werden als diejenigen aus Landnutzungsän-
derungen und anderer Treibhausgase, die im Kioto-
Protokoll (Methan, Lachgas, SF6, perfluorierte Koh-
lenwasserstoffe) oder Montreal-Protokoll (FCKW
und HFCKW) geregelt werden. Im Gegensatz zu den
Auswirkungen dieser langlebigen Treibhausgase ist
der Klimaeffekt von anthropogenen Aerosolteilchen
(z. B. Sulfate mit Kühlung) und Ruß (Erwärmung)
sowie der indirekte Effekt der Vorläufersubstanzen
des troposphärischen Ozons (CO, NOX, VOCs) nur
regional. Vor allem über den Strahlungsantrieb der
Aerosole herrscht große Unsicherheit.
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Auch die Unsicherheit über die gegenwärtigen
Emissionen aus der Landnutzung ist hoch. Die größ-
ten Veränderungen in der Landnutzung werden
durch die Nachfrage nach Acker- und Weideland
erzeugt. Unterschiedliche Annahmen über die öko-
nomische, demografische und technologische Ent-
wicklung führen zu verschiedenen Szenarios über die
CO2-Emission aus Landnutzung und Landnutzungs-
änderung (IPCC, 2000). Generell nehmen die Emis-
sionen aufgrund der fortgesetzten Entwaldung in
den Entwicklungsländern zunächst zu, um ansch-
ließend wegen des vermutlich geringeren Bevölke-
rungswachstums und gesteigerter Produktivität der
Landwirtschaft abzunehmen.

Die Klimawirkung der Nicht-CO2-Treibhausgase
(Methan, Lachgas, Halogenkohlenwasserstoffe) war
im vergangenen Jahrhundert etwa den CO2-Emissio-
nen vergleichbar (Reilly et al., 2003). Diese Emissio-
nen stammen aus einer Vielfalt von Sektoren und
Anwendungen und sind deshalb mit größeren Unsi-
cherheiten behaftet als die CO2-Emissionen (IPCC,
2000).

Klimasensitivität
Klimasensitivität bezeichnet die Veränderung der
mittleren globalen Oberflächentemperatur, die
durch eine Verdopplung der atmosphärischen CO2-
Konzentration hervorgerufen wird. Die Klimasensi-
tivität ist mit Abstand der größte Unsicherheitsfak-
tor bei der Prognose des Klimawandels und seiner
Auswirkungen (Caldeira et al., 2003). Der IPCC
(2001a) geht von einer Erwärmung von 1,7–4,2°C bei
Verdopplung der vorindustriellen CO2-Konzentra-
tion aus. Diese Werte wurden aus den Ergebnissen
von sieben gekoppelten globalen Ozean-Atmos-
phäre-Zirkulationsmodellen gewonnen. Der Medi-
anwert beträgt 2,6°C. Jedoch macht der IPCC kein-
erlei Aussage bezüglich des „wahrscheinlichsten“
Wertes für die Klimasensitivität. Es gibt verschie-
dene Studien zur Verteilung der Klimasensitivität in
einer Wahrscheinlichkeitsfunktion. Einige ergeben
sogar eine Wahrscheinlichkeit für Werte höher als
4,2°C (Andronova und Schlesinger, 2001; Forest et
al., 2002; Knutti et al., 2002). Eine wesentliche Unsi-
cherheit bei der Abschätzung betrifft die Stärke des
kühlenden Effekts anthropogener Aerosole. Empiri-
sche Befunde deuten darauf hin, dass dieser Effekt
stärker ist als bisher angenommen (Anderson et al.,
2003). Das könnte bedeuten, dass die Klimasensiti-
vität, vor allem die Antwort des Klimasystems ohne
den kühlenden Effekt der Aerosole, höher ist als bis-
her eingeschätzt. Somit könnte die Erwärmungsrate
im 21. Jahrhundert, in dem sich die Aerosolemissio-
nen vermutlich verringern werden (IPCC, 2000),
möglicherweise höher sein als bisher (IPCC, 2001a)
angenommen. Dieser Effekt kann durch die Rück-

kopplungen im Kohlenstoffkreislauf sogar verstärkt
werden, weil die Aerosole die Erwärmung durch die
Treibhausgase dämpfen und dadurch die Kohlen-
stoffakkumulation zur Zeit verstärken.Auf diese Art
fällt die Reaktion des Kohlenstoffkreislaufes zwar
verzögert, aber stärker aus, weil terrestrisch gespei-
cherter Kohlenstoff zusätzlich freigesetzt wird. So
werden negative Auswirkungen des Klimawandels
auf den Kohlenstoffkreislauf in die Zukunft verla-
gert (Jones et al., 2003).

Rückkopplung mit dem
Kohlenstoffkreislauf
Simulationen mit Klimamodellen mit interaktiven
Komponenten, die den Land- und Meereskohlen-
stoffkreislauf modellieren, zeigen positive Rück-
kopplungen, d.h. die CO2-Konzentrationen sind
höher und auch der Klimawandel fällt am Ende des
21. Jahrhunderts stärker aus als ohne die Rückkopp-
lung mit dem Kohlenstoffkreislauf (IPCC, 2001a).
Dieser Rückkopplungseffekt kann durch die verrin-
gerte Aufnahme von CO2 durch die Meere und die
terrestrische Biosphäre erklärt werden: Die Erwär-
mung reduziert die Löslichkeit von CO2 im Seewas-
ser und reduziert damit die Aufnahme durch die
Meere. Zusätzlich führt die Erwärmung wahrschein-
lich zu einer zunehmenden vertikalen Schichtung der
Meere, was zusätzlich zu einer verringerten Auf-
nahme von CO2 durch die Meere führen würde.

Die Erwärmung verringert auch die terrestrische
Aufnahme, indem die Rate erhöht wird, mit der
lebende Organismen Biomasse zu CO2 konvertieren.
Die langfristigen Effekte sind noch nicht eindeutig
geklärt. Die zur Zeit beobachtete Netto-CO2-Auf-
nahme der terrestrischen Systeme wird schrumpfen,
wenn die nachwachsenden Wälder in der nördlichen
Hemisphäre altern und die Effekte der CO2- und
Stickstoffdüngung abnehmen. Außerdem führt der
Klimawandel zu wachsenden Störungen und Minera-
lisierungsraten (IPCC, 2001d; WBGU, 1998).

Verschiedene Vegetationsmodelle kommen zu
dem Ergebnis, dass die momentane globale Netto-
CO2-Aufnahme der terrestrischen Systeme zunächst
zunehmen wird, um dann entweder konstant zu blei-
ben oder abzunehmen (Cramer et al., 2001). Nach
Aussage mehrerer Modellprojektionen kann der
Höhepunkt innerhalb des 21. Jahrhunderts erreicht
werden. Der Klimawandel (insbesondere veränderte
Niederschlagsmuster) kann zu weit reichenden Ver-
änderungen bei der Vegetationsverteilung und
-struktur führen (Kap. 2.1.2). Die Modelle zeigen,
dass in Afrika, Amerika und Südostasien große
Waldflächen durch Dürre vernichtet werden können
(Cramer et al., 2001). Wenn Wälder durch Grasstep-
pen ersetzt werden, wird der in den Wäldern gespei-
cherte Kohlenstoff freigesetzt. Jones et al. (2003)
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berechnen den Effekt des Klimawandels und der
veränderten Konzentration von Treibhausgasen auf
die terrestrische Biosphäre, indem sie ein globales
Klimamodell mit einem dynamischen Vegetations-
modell koppeln, wobei auch die Wirkung von Aero-
solen berücksichtigt wird. Zunehmende Atmung der
Pflanzen und der Rückgang der Amazonaswälder
führen im Modell dazu, dass die terrestrische Bios-
phäre ungefähr 2040 zu einer Netto-Quelle wird
(Jones et al., 2003). Aufbauend auf diesen Modeller-
gebnissen erreichen bis 2100 die terrestrischen Koh-
lenstoffquellen 7 Tg C pro Jahr. Damit übersteigen
sie bis 2080 sogar die Kohlenstoffsenken der Meere.
Der Übergangscharakter der derzeitigen terrestri-
schen Kohlenstoffsenken hat wichtige Konsequen-
zen für den angemessenen Umgang mit der terrestri-
schen Biosphäre innerhalb des Anrechungsrahmens
des Kioto-Protokolls (Kap. 4). Verringerte Emissio-
nen durch Verzicht auf Nutzung fossiler Brennstoffe
bedeuten, dass der Kohlenstoff in sicheren fossilen
Lagerstätten verbleibt. Im Gegensatz dazu bergen
Maßnahmen zur Vergrößerung der biosphärischen
Kohlenstoffvorräte immer das Risiko, dass der
zusätzlich eingelagerte Kohlenstoff z. B. durch Land-
nutzungsänderungen, Klimawandel oder Feuer zu
einem späteren Zeitpunkt wieder in die Atmosphäre
gelangt.

2.2.2
Von Stabilisierungszielen zu Zeitpfaden von
Emissionen 

Ein vorgegebenes Stabilisierungsniveau für die CO2-
Konzentration kann durch unterschiedliche Emissi-
onspfade erreicht werden, selbst wenn man das selbe
Zieljahr wählt. Sind in den ersten Jahrzehnten
höhere Emissionen erlaubt, erfordert dies später
stärkere Reduktionen. Solche Verzögerungen der
Emissionsminderung führen zu einer rascheren
Erwärmung in den ersten Jahrzehnten. Ob kurzfri-
stige stärkere Minderungen oder aber der Aufschub
von Klimaschutzmaßnahmen kostengünstiger sind,
um ein bestimmtes Konzentrationsziel zu erreichen,
hängt davon ab, welche Diskontraten angenommen
werden und in welcher Form technologisches Lernen
einbezogen wird.Während einige Studien davon aus-
gehen, dass eine Verzögerung von Klimaschutzmaß-
nahmen zu niedrigeren Kosten führt (Wigley et al.,
1996; Manne und Richels, 1997), zeigen andere, dass
frühzeitiges Handeln einen rascheren Einsatz vor-
handener Niedrig-Emissions-Technologien einleiten
und dadurch Kosten senken kann (technologisches
Lernen). Auch beseitigt es das Risiko der Pfadab-
hängigkeit von kohlenstoffintensiven Technologien

(Grübler und Messner, 1998; van Vuuren und de
Vries, 2001).

Die Festlegung eines langfristigen Konzentrati-
onsziels scheint angesichts hoher Unsicherheiten in
Bezug auf ein tolerables Konzentrationsniveau
weder möglich noch empfehlenswert (Kap. 2.2.1).
Daher sind Entscheidungsrahmen zum Umgang mit
dieser Unsicherheit entwickelt worden (IPCC,
2001d). Dabei muss die Trägheit des Energiesystems
berücksichtigt werden: Wenn z. B. eine Konzentra-
tion von 550 ppm als tolerabel erachtet wird, einige
Jahrzehnte später aber neue Forschungen ergeben,
dass ein niedrigeres und damit anspruchsvolleres
ppm-Ziel anzustreben ist, müssten die Emissionen
drastisch verringert werden. Sind aber erst einmal
Investitionen in langfristige Infrastrukturmaßnah-
men geleistet worden, ist es aufwändig und teuer, den
Entwicklungspfad eines Energiesystems zu verän-
dern (Pfadabhängigkeit).

Ha-Duong et al. (1997) zeigen, dass die wirtschaft-
lichen Risiken, die sich aus dem Aufschieben von
Minderungsmaßnahmen ergeben, es rechtfertigen,
CO2-Emissionen aus Energiesystemen sofort zu
reduzieren – vorausgesetzt, es besteht eine ausrei-
chende Wahrscheinlichkeit, dass die Treibhausgase-
missionen unter der doppelten Menge der vorindu-
striellen Zeit gehalten werden müssen (dies ent-
spricht etwa einer CO2-Konzentration von 450 ppm).
Dies ist sogar dann richtig, wenn technologisches
Lernen nicht berücksichtigt wird, was frühzeitiges
Handeln noch stärker begünstigen würde. Auch sind
wachsende Schäden durch den Klimawandel zu
berücksichtigen, die durch die Verspätung der Emis-
sionsreduktion in Kauf genommen werden. Hierfür
sind die Ungewissheit in Bezug auf die Definition
eines tolerablen Konzentrationsniveaus und die
Trägheit der Energiesysteme maßgeblich: Die
Kosten eines späten Handelns (und die Möglichkeit,
dass neue Forschungsergebnisse drastischere Klima-
schutzziele notwendig machen) überwiegen dann die
Kosten frühzeitigen Handelns (Hourcade et al.,
2001). Dieses Fazit wird noch gestützt, wenn man den
technologischen Wandel und „learning-by-doing“
einbezieht, weil dadurch die Kosten umso stärker
minimiert werden, je früher Emissionsminderungen
stattfinden.

Die Unsicherheit in Bezug auf die Definition
eines tolerablen Konzentrationsniveaus lässt daher
„Absicherungsstrategien“ (IPPC, 2001c) sinnvoll
erscheinen. Selbst wenn zum Beispiel eine CO2-Sta-
bilisierung auf 450 ppm als angemessene Schätzung
eines tolerablen Niveaus gilt, ist es kosteneffizienter,
einem niedrigen Emissionspfad zu folgen als einem,
der zu einer Stabilisierung bei 450 ppm führt. Das
gilt, solange es keine Gewissheit bezüglich des tole-
rablen Stabilisierungsniveaus gibt, bzw. solange es
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nicht unwahrscheinlich ist, dass das zunächst ange-
peilte Ziel sich als ein zu „gefährliches“ Ziel heraus-
stellt.

2.2.3
Fazit

Ausgehend von einer Analyse der Unsicherheit über
die mittlere globale Erwärmung im Zusammenhang
mit bestimmten CO2-Konzentrationen hat sich der
WBGU entschlossen, zwei verschiedene CO2-Kon-
zentrationsniveaus (400 und 450 ppm) zu untersu-
chen. Unter bestimmten Annahmen in Bezug auf die
Klimasensitivät und andere Emissionen (z. B. Ent-
waldung, Landwirtschaft) liegen diese innerhalb des
WBGU-Klimafensters (Kap. 2.1.1). Wegen der
großen Unsicherheiten bezüglich des Klimasystems
wäre die Festlegung eines tolerablen Konzentra-
tionsniveaus übereilt. Der WBGU empfiehlt nied-
rige und damit anspruchsvolle Konzentrationsziele
(unter 450 ppm) zu verfolgen. Würden höhere und
damit weniger anspruchsvolle ppm-Ziele angestrebt
und müsste man später auf niedrigere ppm-Werte
übergehen, würde dies einen drastischen Emissions-
rückgang bedeuten, der zweifellos zu erheblichen
Friktionen führen würde.

Die unsichere Rolle der terrestrischen Biosphäre
im Kohlenstoffkreislauf und der vorübergehende
Charakter der heutigen Kohlenstoffsenken machen
es sehr riskant, Verpflichtungen zu Emissionsminde-
rungen mit terrestrischen Senken zu verrechnen
(Kap. 4).

Zur Operationalisierung von Art. 2 UNFCCC
sind in der Forschung insbesondere Ansätze der inte-
grierten Modellierung weiterzuverfolgen, welche
viele Akteure mit unterschiedlichen Interessen und
vielfältigen Unsicherheiten berücksichtigen und auf
dem Ansatz der „Klimatoleranzfenster“ (Kap. 2.1.1)
beruhen. Dabei wird die normative Setzung von Leit-
planken und die Untersuchung der Folgen globaler
Klimaänderungen von der Ermittlung zulässiger
Emissionspfade sowie optimaler Strategien metho-
disch getrennt. Insbesondere sind hierzu neben Koh-
lenstoff die Reduktionspotenziale (einschließlich der
damit verbunden Kosten) anderer Treibhausgase in
entsprechende Modelluntersuchungen zu integrie-
ren. Dadurch können kostenminimale Strategien
zum Erreichen des WBGU-Klimafensters unter Ein-
beziehung aller klimawirksamen Gase ermittelt wer-
den. Auch bedarf es weiterer Analysen und For-
schungen zu Handeln unter Unsicherheit (z. B.
Ansätze mit verschiedenen Akteuren mit potenziell
missbräuchlichem Verhalten).

Zur Untersuchung von Minderungsstrategien und
ihrer ökonomischen und anderer Auswirkungen

sollte schließlich eine Vielfalt an Stabilisierungszena-
rios analysiert werden. Dadurch kann ein Spektrum
möglicher Zukünfte berücksichtigt werden, wie sie
etwa durch die SRES-Szenarios (IPCC, 2000) darge-
stellt werden. Ziel ist dabei, die Kosten abschätzen zu
können. Dabei sollten auch Kohlendioxidkonzentra-
tionen unterhalb von 450 ppm als Zielniveaus unter-
sucht werden.

2.3
Ansätze zur Einhaltung vorgegebener
Emissionsprofile

2.3.1
Grundsätze zur Verteilung von Emissionsrechten 

Ausgehend von einem globalen Zielpfad für Emis-
sionen, der „gefährliche“ Klimaveränderungen ver-
meidet, können und müssen Zielpfade für Emissio-
nen so auf Länder- und regionale Ebene herunterge-
brochen werden, dass der globale Emissionspfad
eingehalten werden kann. Länderspezifische Emissi-
onsrechte dürfen also zusammen genommen die glo-
balen Emissionsvorgaben nicht überschreiten. Ver-
gleicht man derartige Emissionspfade mit denjeni-
gen, die man ohne gegensteuernde Maßnahmen
erwarten würde (Emissionen in den Referenzszena-
rios), so lässt sich ein Zeitprofil für die erforderlichen
Emissionsreduktionen errechnen.

Da verschiedene regionalisierte Emissionspfade
mit dem globalen Emissionspfad vereinbar sind,
stellt sich die Frage, anhand welcher Kriterien die
Emissionsrechte und die sich hieraus ergebenden
Reduktionsverpflichtungen vergeben werden sollen.
Hierzu werden verschiedene Ansätze diskutiert.
Diese tragen den Grundsätzen der Klimarahmen-
konvention für eine gerechte Übernahme von Kli-
maschutzverpflichtungen (Art. 3 Ziff. 1 UNFCCC) in
unterschiedlichem Maß Rechnung. Zum einen ist
dies der Grundsatz der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten (Verantwortlich-
keitsprinzip), d.h. die Länder übernehmen Redukti-
onsverpflichtungen im Wesentlichen entsprechend
ihrem historischen und gegenwärtigen Beitrag zur
Verursachung der Klimaerwärmung. Zum anderen
ist dies der Grundsatz, dass die Länder entsprechend
ihrer Fähigkeiten zum Klimaschutz beitragen
(Fähigkeitsprinzip), d.h. insbesondere gemäß ihrer
ökonomischen und technologischen Leistungsfähig-
keit. In der Diskussion ist außerdem das Kriterium
der Bedarfsgerechtigkeit (Bedarfsprinzip; Berk und
den Elzen, 2001; Höhne et al., 2003), das sich aus der
Klimarahmenkonvention (Art. 3 Ziff. 2 UNFCCC)
und ihrer Präambel mittelbar ableiten lässt. Ausge-
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hend davon, dass jede Person bzw. jedes Land
Anspruch auf ein gewisses Maß an Wohlfahrt hat,
folgt aus dem Grundsatz der Bedarfsgerechtigkeit,
dass dem Recht auf Entwicklung und daraus resul-
tierenden unterschiedlichen Entwicklungsbedürfnis-
sen ebenso Rechnung zu tragen ist wie z. B. geogra-
fisch-klimatisch bedingten Unterschieden im Emissi-
onsbedarf. Eine Konkretisierung des Bedarfsprinzips
lässt sich aus der Klimarahmenkonvention nicht
direkt herleiten, so dass das Prinzip allenfalls einge-
schränkt operationalisierbar ist. Eine mögliche Kon-
kretisierung sieht der Beirat allerdings in einem
„Grundsatz der Gleichheit“, welcher sich aus dem
Menschenrecht auf Gleichbehandlung sowie, im Ver-
hältnis der Vertragsparteien, aus dem Prinzip der
Gerechtigkeit herleiten lässt („equity“; Art. 3 Ziff. 1
UNFCCC; Kokott, 1999).

Ergänzend postuliert der Beirat das „Prinzip der
Stetigkeit“, wonach in sozioökonomischen Systemen
sprunghafte Maßnahmen mit drastischen Auswir-
kungen vermieden werden sollten, die zu schwer wie-
genden, die Wirtschaft aller Regionen betreffenden
Folgen führen könnten.

2.3.2
Verringerung und Konvergenz

Das Modell der „Verringerung und Konvergenz“
(Contraction and Convergence, C&C; Meyer, 2000)
geht von einem grundsätzlich gleichen Recht aller
Individuen auf Emissionen aus. Dies lässt sich aus
dem Menschenrecht auf Gleichbehandlung ableiten,
entspricht dem Prinzip der Gerechtigkeit in der Kli-
marahmenkonvention („equity“; Art. 3 Ziff. 1
UNFCCC) und somit dem vom Beirat postulierten
Grundsatz der Gleichheit.

Das globale Emissionsbudget, das sich für jeden
Zeitpunkt aus dem Zielpfad für die globalen Emis-
sionen herleiten läßt, wird in diesem Ansatz so auf-
geteilt, dass die Pro-Kopf-Emissionsrechte aller Län-
der bzw. Regionen konvergieren und ab einem fest-
zulegenden Konvergenzjahr übereinstimmen. Dies
kann linear oder nicht linear mit einer ebenfalls fest-
zusetzenden Rate erfolgen. Aus pragmatischen
Gründen und dem Prinzip der Stetigkeit folgend
wird die Realisierung des Rechts auf gleiche Emis-
sionen pro Kopf erst mit einer Verzögerung um
einige Dekaden (etwa bis zum Jahr 2050 oder 2100
als Zeitjahr der Konvergenz) angestrebt. Dem Prin-
zip der wirtschaftlichen (Leistungs-)Fähigkeit wird
dadurch Rechnung getragen, dass die Industrielän-
der nach diesem Modell im Durchschnitt deutlich
höheren Reduktionspflichten als die Entwicklungs-
länder unterliegen. Konflikte zwischen einer Zutei-
lung von Emissionsrechten gemäß der Verringerung

und Konvergenz und dem Fähigkeitsprinzip werden
aber sichtbar, wenn anstelle der Gruppierungen
„Industrieländer“ und „Entwicklungsländer“ ein-
zelne Länder einander gegenübergestellt werden.
Der Grundsatz unterschiedlicher Verantwortlichkei-
ten kommt zwar insoweit zum Tragen, als die Reduk-
tionslast der Länder pro Kopf umso höher ist, je
größer ihr gegenwärtiger Anteil an den Treibhausga-
semissionen pro Kopf ist. Unterschiede in den histo-
rischen Verantwortlichkeiten bleiben dabei aber im
Wesentlichen unberücksichtigt.

In Bezug auf den CO2-Emissionspfad besitzt der
Ansatz der „Verringerung und Konvergenz“ eine
hohe Zielgenauigkeit, da die Emissionsbudgets lang-
fristig vorgegeben sind und keinerlei Schwankungen
unterliegen.

2.3.3
Drei-Sektoren-Ansatz („Triptych“)

Ein Ansatz, der strukturelle Unterschiede explizit
berücksichtigt, ist der sogenannte Triptych-Ansatz
(Berk und den Elzen, 2001; den Elzen, 2003). Dabei
werden für drei verschiedene Sektoren länderspezifi-
sche Emissionsbudgets errechnet, und zwar für den
Energie-, den Industrie- und den Haushaltssektor
(Michaelowa et al., 2003). Die Budgets basieren auf
Annahmen über künftige wirtschaftliche und techni-
sche Entwicklungen in den Sektoren, weiter wird von
einer Konvergenz der Haushalts-Emissionen ausge-
gangen. Dies bildet die Bemessungsgrundlage für die
Reduktionsverpflichtungen der einzelnen Länder.
Der Triptych-Ansatz ist allein aufgrund seiner
Abhängigkeit von den Annahmen über die Entwick-
lung einzelner Sektoren in den Mitgliedstaaten
schwer operationalisierbar. Zudem kann er in Wider-
spruch zum Prinzip der unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten treten. Die in der Vergangenheit
geschaffene Emissionssituation schlägt möglicher-
weise stark zu Buch, wenn die bisherigen hohen
Emissionen eines Landes mit einem großen emissi-
onsintensiven Sektor auch künftig hohe Emissions-
budgets nach sich ziehen. Dies bedeutet eine nicht zu
rechtfertigende Begünstigung historisch emissionsin-
tensiver Länder.

2.3.4
Multisektoren-Konvergenz

Ähnlich wie der Triptych-Ansatz berücksichtigt auch
der Multisektoren-Konvergenz-Ansatz (Jansen et
al., 2001) strukturelle Unterschiede zwischen Län-
dern oder Ländergruppen. Hier werden unter
Bezugnahme auf ein fixiertes Konvergenzjahr für
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sieben Sektoren konvergierende Pro-Kopf-Ziele
bestimmt und auf dieser Grundlage länderspezifi-
sche Emissionsbudgets verbindlich festgelegt.

Neben den bereits erwähnten kritischen Punkten
der schwierigen Operationalisierbarkeit und einer
gewissen Begünstigung von Ländern mit historisch
emissionsintensiven Sektoren liegt ein weiteres Pro-
blem aller sektorspezifischen Ansätze in den hohen
Anforderungen an die länderspezifische Datenlage.
Die für die Berechnung von sektorspezifischen
Emissionsbudgets benötigten Daten sind häufig
nicht verfügbar bzw. leicht manipulierbar.

2.3.5
Brasilianischer Vorschlag

Ein Ansatz, der die historische Verantwortlichkeit
betont, geht auf einen Vorschlag Brasiliens zur Ver-
teilung der Verpflichtungen der Anlage-I-Staaten
der Klimarahmenkonvention zurück. Danach müs-
sen Staaten umso mehr Emissionsreduktionen über-
nehmen, je mehr sie in der Vergangenheit zum Kli-
maproblem beigetragen haben. Die historische Ver-
antwortlichkeit soll dabei am Beitrag zur globalen
Erwärmung gemessen werden. Es ist allerdings ein
Referenzzeitpunkt festzulegen. Es empfiehlt sich,
einen Zeitpunkt zu wählen, zu dem das Problem des
Klimawandels der Staatenwelt bereits bewusst gewe-
sen ist, z. B. das Jahr 1990 (Veröffentlichung des
ersten Sachstandsberichts des IPCC). Andernfalls
könnte der Ansatz auf eine „Haftung“ für damals
nicht erkennbar schädliches Verhalten hinauslaufen.
Von vielen Industrie- und Transformationsländern
wird befürchtet, dass mit dem brasilianischen Vor-
schlag eine drastische und ökonomisch kaum ver-
kraftbare Ad-hoc-Umstellung einherginge.

2.3.6
Mehrstufen-Ansatz

Anders als bei den bisher dargestellten Ansätzen zur
Zuteilung von Emissionsrechten bzw.Verteilung von
Reduktionspflichten geht es beim Mehrstufen-
Ansatz weniger um die Festlegung der Verteilungs-
norm als um ein mögliches Verfahren, um einzelne
Länder(gruppen) schrittweise in das Regime einzu-
binden. Während also etwa beim Ansatz „Verringe-
rung und Konvergenz“ und beim brasilianischen
Vorschlag in der Regel davon ausgegangen wird, dass
alle beteiligten Länder unmittelbar in das Redukti-
onssystem integriert werden, sieht der Mehrstufen-
Ansatz (Multi-Stage Approach; Berk und den Elzen,
2001; den Elzen, 2003) einen graduellen Einstieg in
das Reduktionssystem vor. Hier beteiligen sich

unterschiedliche Ländergruppen in verschiedenen
Stufen an Reduktionsverpflichtungen. Dies reicht
vom völligen Fehlen einer Reduktionsverpflichtung
bis hin zu einer am Wirtschaftswachstum orientierten
Abbauverpflichtung oder einem absoluten Redukti-
onsziel.

Dieser Ansatz ist flexibel bezüglich der Wahl von
Kriterien für die Einbindung von Staaten in die ver-
schiedenen Stufen, bezüglich der Festlegung der Art
der Reduktionsziele (absolute Reduktionsziele,
Intensitätsziele, Sustainable Development Policies
and Measures – SDPAMs, usw.) sowie bezüglich der
Kriterien für die Differenzierung der Reduktions-
pflichten aller Staaten auf einer Stufe (Berk und den
Elzen, 2001). Je nachdem, wie man die Reduktions-
pflichten auf einer Stufe präzisiert, kommt den ein-
zelnen Gerechtigkeitsprinzipien im Rahmen eines
Mehrstufen-Ansatzes unterschiedliche Bedeutung
zu.

Im Hinblick auf die Verhandlungsdynamik ist die
Flexibilität des Mehrstufen-Ansatzes von Vorteil,
dagegen stellt sie im Hinblick auf die Einhaltung
ambitionierter Reduktionsvorgaben ein Risiko dar.
Außerdem werfen die meisten der für die Zwi-
schenstufe diskutierten relativen Emissionsredukti-
onsziele (Intensitätsziele, SDPAMs usw.) erhebliche
Implementations-, Mess- und Kontrollprobleme auf.
Letztlich handelt es sich beim Mehrstufen-Ansatz
eher um eine Prognose möglicher Verhandlungsab-
läufe als um eigenständige, wissenschaftliche Krite-
rien zur Allokation der Reduktionsverpflichtungen.

2.3.7
Fazit

Insbesondere unter Berücksichtigung der Zielgenau-
igkeit in Bezug auf die CO2-Emissionen sowie unter
Beachtung des grundsätzlich gleichen Rechts aller
Individuen auf Emissionen und das Prinzip der Ste-
tigkeit hat sich der Beirat dafür entschieden, die
Implikationen einer Zuteilung von Emissionsrech-
ten nach dem Modell der „Verringerung und Kon-
vergenz“ zu betrachten. Verglichen werden sollen
dabei die Unterschiede zwischen bis 2050 und bis
2100 konvergierenden Szenarios. In beiden Fällen
wird der Einfachheit halber von einer linearen Kon-
vergenz ausgegangen. Für die Bevölkerungsentwick-
lung wird kein Stichjahr angenommen, da dies gra-
vierende Eingriffe in die Politiken von Ländern mit
hohem Bevölkerungswachstum bedeuten würde
(Kap. 3.2).

Für die konkrete praktische Umsetzung eines sol-
chen langfristig orientierten Ansatzes der „Verringe-
rung und Konvergenz“ ist zu klären, mit welchen
kurz- und mittelfristigen Maßnahmen die langfristige
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Konvergenz erreicht werden kann. Dabei ist auch zu
überlegen, wie der Ansatz modifiziert werden müs-
ste, wenn nicht alle Länder in der Lage sind, dieses
Regime von Anfang an zu akzeptieren. Hierfür bie-
tet es sich an, auf die Vorgehensweise des Mehrstu-
fen-Ansatzes zurückzugreifen, der ja explizit einen
gestaffelten Einstieg verschiedener Länder in das
System vorsieht. Hierauf wird in Kapitel 5 genauer
eingegangen.





3Stabilisierungsszenarios 

3.1
Klimapolitik und nachhaltige Energiesysteme

3.1.1
Leitplanken nachhaltiger Energiepolitik

Der Beirat hat in seinem Hauptgutachten „Energie-
wende zur Nachhaltigkeit“ (WBGU, 2003) einen
exemplarischen Pfad für die Transformation des glo-
balen Energiesystems entwickelt, der sich neben
einem ehrgeizigen Klimaschutz auch durch starkes
wirtschaftliches Wachstum und globale Konvergenz
auszeichnet. Im Gutachten konnte gezeigt werden,
dass eine nachhaltige Transformation des globalen
Energiesystems, die im Einklang mit den vom Beirat
entwickelten Leitplanken nachhaltiger Energiepoli-
tik steht, möglich ist (WBGU, 2003).

Aufbauend auf diesen Leitplanken hat der
WBGU das realisierbare nachhaltige Potenzial der
für die Transformation zur Verfügung stehenden
Energiequellen analysiert. Dieses nachhaltige Poten-
zial ist vielfach erheblich geringer als die entspre-
chenden technischen oder gar theoretischen Poten-
ziale. Das nachhaltige Potenzial fossiler Energiequel-
len wird im Wesentlichen durch die geforderte Stabi-
lisierung der atmosphärischen CO2-Konzentration
bestimmt (Kap. 2.2). Ebenso ergeben sich auch bei
einigen erneuerbaren Energieformen wesentliche
Restriktionen, etwa für Biomasse 100 EJ pro Jahr,
Windenergie 140 EJ pro Jahr, Wasserkraft mittelfri-
stig 12 EJ pro Jahr und langfristig 15 EJ pro Jahr.
Lediglich das Potenzial der Solarenergie kann in
Relation zum anthropogenen Energieverbrauch als
quasi unbegrenzt bezeichnet werden. Die Nutzung
der Kernspaltungsenergie ist mit inakzeptablen Risi-
ken verbunden, so dass der WBGU empfiehlt, beste-
hende Kraftwerke mit dem Ende der derzeitigen
Betriebsgenehmigungen auslaufen zu lassen und
keine weiteren mehr zu bauen. Im Rahmen der gege-
benen Pfadabhängigkeiten wird ein globaler Aus-
stieg aus der Kernenergienutzung bis zum Jahr 2050
für akzeptabel und machbar gehalten. Zudem

scheint das Gefährdungspotenzial von Fusionskraft-
werken ebenfalls beträchtlich zu sein. Da Fusions-
kraftwerke – wenn überhaupt – frühestens in der
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts zur Verfügung
stehen, empfiehlt der Beirat, Fusionskraftwerke für
die Energiewende nicht zu berücksichtigen.

In der Abtrennung von CO2 aus dem Abgas von
Energieumwandlungssystemen und der nachfolgen-
den Speicherung des Kohlendioxids in geologischen
Formationen sieht der WBGU eine Übergangstech-
nologie, deren nachhaltiges Potenzial unter besonde-
rer Berücksichtigung der Sicherheit entsprechender
Lagerstätten bei kumulativ etwa 300 Gt C gesehen
wird (WBGU, 2003). Die Lagerung in Ozeanen wird
für nichtnachhaltig gehalten (WBGU, 2003). Da die
Kohlenstoffspeicherung insgesamt nur eine Über-
gangsfunktion haben kann, wird ihr Auslaufen bis
zum Jahr 2100 empfohlen.

Energieverbrauchssenkungen sind zudem infolge
erheblicher jährlicher Verbesserungen der Ener-
gieintensität ebenso wichtig wie der Umbau der Ver-
sorgungsseite.

Es muss außerdem berücksichtigt werden, dass
die technische CO2-Stabilisierung durch Emissionen
aus natürlichen Speichern (Kap. 4) gefährdet werden
kann. Daher müssen diese Speicher z. B. durch geeig-
nete Maßnahmen in der Landnutzung geschützt wer-
den.

3.1.2
Globale Klimaschutzszenarios

3.1.2.1
Weiterentwicklung der IPCC-Klimaschutzszenarios

Die potenziellen Entwicklungspfade des globalen
Energiesystems unter bestimmten CO2-Stabilisie-
rungsniveaus variieren je nach demografischen, öko-
nomischen und technologischen Randbedingungen
erheblich (IPCC, 2000; WBGU, 2003). Der WBGU
hat daher bereits früher eine Reihe möglicher Ent-
wicklungen unter Berücksichtigung der WBGU-
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Leitplanken analysiert (SRES- und Post-SRES-
Szenarios: IPCC, 2000, 2001c). Der oben genannte
exemplarische Pfad für die Transformation des glo-
balen Energiesystems, der auf dem Post-SRES-Szen-
ario A1T-450 von IIASA aufbaut, wurde auf der
Basis dieser Analysen entwickelt.

Um diesen Ansatz weiter zu vertiefen und darü-
ber hinaus regional aufgelöste Informationen inner-
halb verschiedener Zukunftspfade zu erhalten,
wurde die entsprechende Szenarioentwicklung von
IIASA im Auftrag des WBGU fortgeführt (Nakice-
novic und Riahi, 2003a, b). Die Szenarios wurden
hierbei mit einem Energiesystemmodell (MES-
SAGE) erstellt, das mit einem makroökonomischem
Modell (MACRO) verknüpft und iteriert wurde.
Hierdurch werden u. a. Energienachfrage und
-kosten im Modell endogen bestimmt, wobei eine
makroökonomische Optimierung angenommen
wird. Während also der exemplarische Pfad des
WBGU auf einem konsistenten Mengengerüst
basiert, handelt es sich bei den hier verwendeten
IIASA-Modellen um Optimierungsalgorithmen mit
endogenen Parametern. Grundlage der im Folgen-
den beschriebenen Szenarios waren die SRES-Fami-
lien B1, B2 und A1T mit den in Tabelle 3.1-1
beschriebenen Eigenschaften. Der Beirat ist der
Ansicht, dass die Grundlagen der SRES A2-Welt
(heterogene Welt, keine Nachhaltigkeitsausrichtung,
langsame Technologieentwicklung, geringe Effizi-
enzsteigerung und Dekarbonisierung) die Erreich-
barkeit von Klimaschutzzielen äußerst unwahr-
scheinlich machen. Daher wurde kein A2-Szenario in
die vorliegende Untersuchung aufgenommen.

Aufbauend auf B1, B2 und A1T wurden verschie-
dene Kalibrierungen aktualisiert und die Kohlen-
stoffspeicherung bei Biomasse-Verwertungsanlagen
als Netto-CO2-Senke zusätzlich in die Technologie-
Portfolios aufgenommen. Außerdem wurden in zwei

dieser Szenario-Familien (A1T, B1) die Nachhaltig-
keitsanforderungen des Beirats (Kap. 3.1.1) als
Randbedingungen vorgegeben, während B2 den
WBGU-Randbedingungen nicht unterworfen
wurde. Die resultierenden so genannten Refe-
renzszenarios werden im Folgenden als A1T*, B1*
und B2 bezeichnet (* = erstellt unter Berücksichti-
gung der in Kapitel 3.1.1 beschriebenen Randbedin-
gungen nachhaltiger Energiesysteme; Abb. 3.1-1).
Aufbauend auf diesen Referenzszenarios wurden
anschließend anspruchsvolle CO2-Stabilisierungs-
ziele implementiert (B1* und B2: 400 ppm,A1T*: 450
ppm, siehe Kap. 2.2). Die entsprechenden Klima-
schutzszenarios werden im Folgenden als B1*-400,
B2-400 und A1T*-450 bezeichnet ( Abb. 3.1-1).

Die Resultate des A1T*-450-Szenarios knüpfen
hierbei an die Entwicklung des exemplarischen
Pfads im WBGU-Gutachten „Energiewende zur
Nachhaltigkeit“ an, so dass hier zum Vergleich eine
CO2-Stabilisierungskonzentration von 450 ppm für
die Szenario-Entwicklung ausgewählt wurde. Aus
dem starken Wirtschaftwachstum der A1-Welt resul-
tiert ein hoher Energieverbrauch. Gleichzeitig wird
die Nutzung einiger kohlenstofffreier Energiequel-
len aufgrund übergeordneter Nachhaltigkeitsüberle-
gungen eingeschränkt (Biomasse,Wasserkraft,Wind,
Kernenergie; siehe 3.1.1). Daher mussten die Annah-
men des Szenarios gegenüber dem Original A1T-450
Post-SRES-Szenario an einigen Stellen weiter modi-
fiziert werden. Insbesondere die Realisierung eines
kohlenstoffarmen Transportsektors erwies sich in
A1T*-450 wegen der quantitativen Beschränkungen
bei Biotreibstoffen als schwierig, so dass die maxi-
male Verbreitungsgeschwindigkeit von Wasserstoff-
technologien im Modell gegenüber den SRES-
Annahmen erhöht wurde. Daneben etablieren sich
zudem batteriekgetriebene Elektrofahrzeuge.
Außerdem wurde eine gesteigerte Fähigkeit des glo-

Tabelle 3.1-1
Überblick über ausgewählte
SRES-Storylines.
Quelle: IPCC, 2000

SRES-Welt Storyline

A1 Sehr großes ökonomisches Wachstum, Markt- und Technologieorientierung,
Globalisierung, zunehmende Mobilität, Konvergenz zwischen den 
Weltregionen, Verringerung der globalen Energieintensität oberhalb 
historischer Raten (1,3% pro Jahr), niedriges Bevölkerungswachstum (9 Mrd.
in 2050, 7 Mrd. in 2100).
A1T: schnelle Entwicklung nicht fossiler Energieträger, großmaßstäblicher
Einsatz von Wasserstofftechnologie.

B1 Großes ökonomisches Wachstum, dynamische Technologieentwicklung,
Globalisierung, Konvergenz zwischen den Weltregionen, starke ökologische 
und soziale Orientierung, Wandel zu einem weniger materialistischen 
Lebensstil, niedriges Bevölkerungswachstum, Verringerung der globalen 
Energieintensität oberhalb historischer Raten (2% pro Jahr).

B2 Lokale und regionalspezifische Entwicklungspfade, moderate ökonomische
und technologische Entwicklung (Projektionen entlang historischer Trends,
„Business-as-usual“), mittleres Bevölkerungswachstum (10 Mrd. in 2100), Ver-
ringerung der Energieintensität mit historischer Rate (1% pro Jahr).
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balen Energiesystems angenommen, auf höhere
Energiepreise mit Nachfragesenkung zu reagieren.
In der Folge verbesserte sich die globale Energiein-
tensität sowohl in A1T* als auch in A1T*-450 um bis
zu 2% jährlich. Dennoch war im Rahmen der
IIASA-Modelle (mit endogener Bestimmung
wesentlicher Parameter) der Ausstieg aus der geolo-
gischen Kohlenstoffspeicherung zum Jahr 2100 im
CO2-stabilisierenden A1T*-450 nicht möglich.

Für die CO2-stabilisierenden Szenarios im Rah-
men der B1- und B2-Familie wurde eine niedrigere
Stabilisierungskonzentration von 400 ppm ausge-
wählt, um die in Kauf zu nehmenden Unsicherheiten
bezüglich der Klimaentwicklung zu verringern (Kap.
2.2). Während die B2-Familie eine „Business-as-
usual“-Welt markiert, entspricht die B1-Familie eher
einer globalen Nachhaltigkeitswelt (geringes Bevöl-
kerungswachstum, schnelles ökonomisches Wachs-
tum, schnelle globale Konvergenz, starke Orientie-
rung an Nachhaltigkeitszielen usw.). Diese wurde im
aktuellen B1*-Szenario noch um Nachhaltigkeitskri-
terien im Energiesystem erweitert. Der Vergleich
zwischen B2-400 als Referenzwelt ohne Nachhaltig-
keitsvorgaben und B1*-400 erlaubt daher Schlussfol-
gerungen über die Kombination von Klimapolitik
mit politischen Ansätzen für eine nachhaltige Ent-
wicklung.

Die Zuteilung von Emissionsrechten hat einen
Einfluss auf die Finanzflüsse und damit auch auf die
regionalen Entwicklungspfade. Hier wurde in allen
CO2-stabilisierenden Szenarios ein linearer Ansatz
der Verringerung und Konvergenz gewählt (Kap.
2.3.2). Für jedes der CO2-stabilisierenden Szenarios
wurden dabei zwei Varianten berechnet: eine mit
dem Konvergenzjahr 2050 für die Pro-Kopf-Emissio-
nen und eine weitere mit dem Konvergenzjahr 2100.

3.1.2.2
Ergebnisse: Globale Energiesysteme der IIASA-
WBGU-Szenarios

Die globalen Primärenergie-Portfolios der resultie-
renden Referenzszenarios A1T*, B1* und B2 sowie
der CO2-stabilisierenden Szenarios A1T*-450, B1*-
400 und B2-400 sind in Abb. 3.1-2 dargestellt. Abb.
3.1-3 zeigt die entsprechenden globalen Entwick-
lungspfade als Trajektorien in einem Dreieck zwi-
schen den Eckpunkten Kohle, Öl/Gas und erneuer-
bare Energien/Kernenergie. Es ist erkennbar, dass
mit Ausnahme des B2-Referenzszenarios alle unter-
suchten Szenarios eine deutliche Entwicklung hin zu
kohlenstofffreien Energiesystemen zeigen. Die
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den
Szenarios werden im Folgenden genauer beschrie-
ben.

Strom-Wasserstoff-Wirtschaft der CO2-
stabilisierenden Welten
Trotz der prinzipiellen Unterschiede in den zugrunde
liegenden Annahmen zeigen die CO2-stabilisieren-
den Szenarios grundlegende Übereinstimmungen:
Während nicht nur der Primär-, sondern auch der
Endenergiesektor heute noch von fossilen Energie-
trägern dominiert wird, entwickelt sich insbesondere
in den CO2-stabilisierenden Szenarios im Endener-
giebereich eine Dominanz von Strom und Wasser-
stoff, also eine „Strom-Wasserstoff-Wirtschaft“. In
den technologie-optimistischen Szenarios A1T*-450
und B1*-400 wird hierbei im Rahmen der IIASA-
Modelle auch ein großer Teil des Stroms aus preis-
wert erzeugtem Wasserstoff gewonnen. Dagegen hält
der WBGU eine direkte endenergetische Verwen-
dung solar erzeugten Stroms im Rahmen eines welt-

SRES:
A1T, B1

WBGU-
Leitplanken

WBGU
Referenz-
szenarios:
A1T*,B1*

CO2-Ziel:
400/450 ppm

A1T*-450,
B1*-400

B2-400
CO2-Ziel:
400 ppm

SRES:
B2

Abbildung 3.1-1
Namensbildung der Szenarios. Ausgangspunkt der im Text beschriebenen Szenarioentwicklung waren die SRES-Familien A1T,
B1 und B2. In zwei dieser Szenariofamilien (A1T, B1) wurden die Nachhaltigkeitsanforderungen des Beirats als
Randbedingungen berücksichtigt, die resultierenden Referenzszenarios werden mit A1T* und B1* bezeichnet. In die
Referenzszenarios wurden anspruchsvolle CO2-Stabilisierungsziele implementiert (A1T*: 450 ppm; B1* und B2: 400 ppm), die
resultierenden Klimaschutzszenarios werden mit A1T*-450, B1*-400 und B2-400 bezeichnet. * = erstellt unter
Berücksichtigung der WBGU-Leitplanken nachhaltiger Energiesysteme.
Quelle: WBGU
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Abbildung 3.1-2
Primärenergieeinsatz nach Energieträgern in den IIASA-WBGU-Szenarios. Die Abbildung zeigt den Zeitverlauf des globalen
Primärenergie-Portfolios in den untersuchten Referenzszenarios (a: A1T*, c: B1*, e: B2) sowie in den entsprechenden CO2-
stabilisierenden Szenarios (b:A1T*-450, d: B1*-400, f: B2-400). Es ist erkennbar, dass die Verringerung der Kohlenstoff-
intensität im fossilen Sektor durch eine verstärkte Nutzung von Gas auf Kosten von Öl und Kohle erfolgt. Insbesondere die
Kohlenutzung läuft in allen CO2-stabilisierenden Szenarios in der Mitte des Jahrhunderts nahezu aus (A1T*-450, B1*-400)
oder verringert sich zumindest weitgehend (B2-400). Die Energieversorgung zum Ende des Jahrhunderts fußt insbesondere in
A1T*/A1T*-450 und B1*/B1*-400 wesentlich auf solarer Elektrizität und solar erzeugtem Wasserstoff. Der Vergleich zwischen
den Referenzszenarios (a, c, e) und den CO2-stabilisierenden Szenarios (b, d, f) zeigt, dass die Auswahl der A1T- und B1-
Storylines den für engagierten Klimaschutz benötigten Technologieportfolios entgegen kommt. Ähnliches gilt für die
Emissionen (Abb. 3.1-4) und die Kosten (Abb. 3.1-7). Die Kategorie „erneuerbare Energien ohne Solarenergie“ enthält
Biomasse, Windenergie, Wasserkraft, Solarthermie (nur Wärme), Geothermie und weitere erneuerbare Quellen.
Quelle: modifiziert nach Nakicenovic und Riahi, 2003b



35Klimapolitik und nachhaltige Energiesysteme 3.1

weiten Netzverbundes (Global Link) für wahr-
scheinlicher. Der Einstieg in die Strom-Wasserstoff-
Wirtschaft vollzieht sich in allen CO2-stabilisieren-
den Szenarios zunächst auf Basis fossiler Rohstoffe
(z. B. Dampfreformierung von Erdgas), wobei die
Kohlenstoffspeicherung an zentralen Energiekon-
versionsanlagen einen wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz darstellt. Die benötigten Konversionstechno-
logien zur Erzeugung von Strom und Wasserstoff aus
fossilen Quellen sind heute bereits großtechnisch
verfügbar, was den Einstieg in diesen Strukturwan-
del erleichtert. Eine wichtige Rolle kommt dem
rechtzeitigen Umbau des emissionsintensiven Trans-
portsektors zu: Hier ist die Entwicklung batterie- und
wasserstoffbetriebener Fahrzeuge zu verstärken.
Dafür ist eine – wenn auch zunächst fossil-basierte –

rasche Etablierung der entsprechenden Elemente
einer Strom-Wasserstoff-Wirtschaft unerlässlich.
Langfristig sind noch weiter gehende Veränderungen
bei der Energiebereitstellung in der Strom-Wasser-
stoffwirtschaft der Szenarios zu verzeichnen:
Während in der technologisch eher konservativen
B2-400-Welt lediglich die Vergasung von Biomasse
als zusätzliche Wasserstoffquelle und die verstärkte
Nutzung von Kernenergie als Elektrizitätsquelle hin-
zukommen, übernimmt in den technologisch sehr
dynamischen A1T*-450- und B1*-400-Szenarios die
Solarenergie den wesentlichen Anteil der Strom-
und Wasserstoffbereitstellung. Die entsprechenden
zeitlichen Entwicklungen der Technologieportfolios
sind dabei stark durch die WBGU-Leitplanken nach-
haltiger Energiepolitik geprägt (Kap. 3.1.1).
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Abbildung 3.1-3
Anteile der Energieträger am globalen Primärenergieverbrauch als zeitliche Trajektorie bis 2100 in einem Dreieck zwischen
den Eckpunkten Kohle, Öl und Gas sowie erneuerbare Energien und Kernenergie. Bis zum Jahr 1990 ist die historische
Entwicklung gezeigt, anschließend spaltet sich die Trajektorie auf in die Entwicklungspfade der sechs Szenarios (A1T*, A1T*-
450, B1*, B1*-400, B2, B2-400; Abb. 3.1-1). Mit Ausnahme des B2-Referenzszenarios zeigen alle untersuchten Szenarios eine
deutliche Entwicklung hin zu kohlenstofffreien Energiesystemen.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003a
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Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei der
Primärenergie-Bereitstellung
Im Rahmen einer detaillierteren Betrachtung der
zeitlichen Entwicklung des Umfangs einzelner
Primärenergieträger offenbaren sich langfristige
Gemeinsamkeiten zwischen den technologie-optimi-
stischen A1T*-450- und B1*-400-Szenarios, während
sich gleichzeitig die prinzipiellen Unterschiede zum
B2-400-Szenario zeigen: Die Kernenergie über-
nimmt in B2-400 eine dominante Rolle, während sie
in A1T*-450 und B1*-400 mittelfristig aus Gründen
der Nachhaltigkeit (Kap. 3.1.1) ausläuft. Ebenso
steigt die Nutzung der Biomasse in B2-400 langfristig
auf ein extremes Maß von über 300 EJ pro Jahr an,
während sie in den nachhaltigen Energiesystemen
von A1T*-450 und B1*-400 unter der Obergrenze
einer nachhaltigen Nutzung (100 EJ pro Jahr) ver-
bleibt. Die Solarenergie übernimmt in A1T*-450 und
B1*-400 langfristig den größten Anteil der Energie-
versorgung der Strom-Wasserstoff-Wirtschaft,
während sie in B2-400 auch langfristig eine unterge-
ordnete Rolle spielt. Lediglich im Bereich der fossi-
len Energieträger sind die Trends in allen drei CO2-
stabilisierenden Szenarios ähnlich: Die notwendige
Verringerung der Kohlenstoff-Intensität erfolgt
durch eine verstärkte Nutzung von Gas auf Kosten
von Öl und Kohle. Insbesondere die Kohlenutzung
läuft in allen CO2-stabilisierenden Szenarios in der
Mitte des Jahrhunderts praktisch aus (A1T*-450,
B1*-400) oder verringert sich zumindest weitgehend
(B2-400). Dafür sind im Wesentlichen zwei ökonomi-
sche Gründe verantwortlich: Zum einen kann Was-
serstoff kostengünstiger aus Erdgas als aus Kohle
gewonnen werden. Zum anderen gilt auch bei unbe-
grenzt zugelassener geologischer Kohlenstoffspei-
cherung, dass der bei Kohle gegenüber Gas höhere
spezifische Anfall von CO2 sowohl bei der Speiche-
rung als auch bei der kostenpflichtigen Emission des
aus technologischen Gründen nicht abtrennbaren
Restabgases zu ökonomischen Nachteilen führt.
Lediglich in Weltregionen mit erheblichen, kosten-
günstig gewinnbaren Kohlereserven (z. B. China) ist
für einige Dekaden übergangsweise ein weiterer
Anstieg der Kohlenutzung zu verzeichnen.

3.1.2.3
Ergebnisse: Emissionen und resultierender
Klimawandel

Abbildung 3.1-4 zeigt die Emissionspfade aller drei
CO2-stabilisierenden Szenarios im Vergleich zu den
entsprechenden Referenzszenarios.

Nur die energiebedingten und industriellen Treib-
hausgase in den IIASA-Modellen waren Teil der
endogenen makroökonomischen Optimierung bei

der Erstellung der CO2-stabilisierenden Szenarios.
Daher wurden die Emissionsprofile nicht erfasster
anthropogener Treibhausgase auf Basis äquivalenter
Stabilisierungsszenarios exogen vorgegeben.

Abbildung 3.1-4 teilt die Emissionen, die in den
CO2-stabilisierenden Szenarios gegenüber den Refe-
renzszenarios vermieden werden, in drei Kategorien
ein: Nachfragesenkungen infolge höherer Preise,
strukturelle Veränderungen (insbesondere verstärk-
ter Einsatz erneuerbarer Energiequellen und koh-
lenstoffarmer konventioneller Energieträger) sowie
geologische Kohlenstoffspeicherung. Verbesserun-
gen der Energieeffizienz teilen sich dabei auf die
ersten beiden Kategorien auf. Die gezeigten Emissi-
onsminderungen beziehen sich ausschließlich auf die
energiebedingten und industriellen CO2-Emissio-
nen. Der Beitrag der Nachfragesenkung ist in allen
Szenarios vergleichsweise klein, da die Klimaschutz
induzierten zusätzlichen Energiekosten im Vergleich
zu den Referenzszenarios moderat sind (Abb. 3.1-1).
Der Beitrag der Kohlenstoffspeicherung ist hingegen
bedeutend und bleibt auch am Ende des Jahrhun-
derts groß, wenn er nicht exogen beschränkt wird,
wie in B1*-400. Dennoch bleibt der insgesamt gespei-
cherte Kohlenstoff in allen drei Szenarios bis 2100
unterhalb der vom WBGU als tolerabel angesehen
Obergrenze von 300 GtC. Problematisch sind die
Modellergebnisse für die Kohlenstoffspeicherung
dennoch in A1T*-450 und B2-400, da die am Ende
des Jahrhunderts nach wie vor signifikanten Raten
der Kohlenstoffspeicherung im Laufe des nächsten
Jahrhunderts zur Verletzung der tolerablen Ober-
grenze sicherer geologischer Lagerung zu führen
drohen. Diese Ergebnisse ergeben sich aus den öko-
nomischen Annahmen der zugrunde liegenden
Modelle. Der WBGU ist der Ansicht, dass die CO2-
Erzeugung und -Speicherung von der Politik so
gesteuert werden sollte, dass die CO2-Speicherung in
2100 global beendet wird. Dabei darf es sich bei der
in den Szenarios enthaltenen Kohlenstoffspeiche-
rung nicht um eine Maßnahme zur Festschreibung
eines fossilen Pfads handeln. Sie erscheint in Abb.
3.1-4 insbesondere deswegen vergleichsweise groß-
skalig, weil ein wesentlicher Anteil struktureller
Umbaumaßnahmen (erneuerbare Energien, Effizi-
enzsteigerung usw.) bereits in den Referenzszenarios
enthalten ist (Abb. 3.1-1). Die Kohlenstoffspeiche-
rung in den nachhaltigen CO2-stabilisierenden Szen-
arios ist zu wesentlichen Teilen mit der Nutzung von
Erdgas und Biomasse verbunden und nicht mit Tech-
nologien, die auf Kohle basieren.

Allen drei CO2-stabilisierenden Szenarios ist
gemein, dass die jährlichen CO2-Emissionen am
Ende des betrachteten Zeitraums noch immer sin-
ken. Um eine langfristige Stabilisierung im Sinn von
Art. 2 UNFCCC zu gewährleisten, müssen die Emis-
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Abbildung 3.1-4
Unterschiede in den
Emissionen zwischen den
Referenzszenarios und den
CO2-stabilisierenden
Szenarios (a: A1T-Storyline;
b: B1-Storyline; c: B2-
Storyline). Die vermiedenen
Emissionen werden in drei
Kategorien eingeteilt:
Nachfragesenkungen,
strukturelle Veränderungen
sowie geologische CO2-
Speicherung. Nomenklatur
der Szenarios wie in Abb.
3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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sionen auch nach 2100 weiter reduziert werden.
Langfristig (im Zeitraum von mehreren Jahrhunder-
ten) müssen sie auf ein so niedriges Niveau zurück-
geführt werden, dass sie durch persistente natürliche
Senken aufgenommen werden können. Diese wer-
den als sehr gering eingeschätzt (0,2 GtC pro Jahr)
(IPCC, 2001a).

Annahmen zu anderen Quellen und
Treibhausgasen
Für die Berechnung der Klimawirkungen der CO2-
stabilisierenden Szenarios wurden folgende Annah-
men zu den CO2-Emissionen aus Landnutzungsän-
derung sowie zu den anderen Treibhausgasen
gemacht:
• Die Emissionen aus Landnutzungsänderung

(hauptsächlich Entwaldung in Entwicklungslän-
dern) wurden unverändert aus den jeweiligen
Referenzpfaden übernommen.

• Die Emissionen der anderen Treibhausgase wur-
den aus anderen vergleichbaren CO2-stabilisie-
renden Szenarios übernommen. Die Emissionen
von Methan, Lachgas sowie Ozon-Vorläufersub-
stanzen (NOX,VOCs, CO) entsprechen dabei dem
von Swart et al. (2002) entwickelten Szenario. Die
Emissionen der PFKW, HFKW und SF6 wurden
von Rao und Riahi (2003) übernommen.

Abb. 3.1-5 zeigt die Annahmen zu CO2-Emissionen
aus Landnutzungsänderung sowie zu den anthropo-
genen Methanemissionen für die einzelnen Szena-
rios (IPCC, 2000; Swart et al., 2002).

Landnutzungsänderungen führen einerseits zu
Emissionen (etwa Entwaldung hauptsächlich in den
Tropen) oder zur Aufnahme von Kohlendioxid (etwa
Aufforstung). Dargestellt ist der globale Nettoeffekt
aller Landnutzungsänderungen. Für B1 und B2 ist
dieser bereits ab etwa 2030 negativ, für A1T ab etwa
2050, d.h. von diesem Zeitpunkt an übersteigt die

A1T* und A1T*450
B1* und B1*400
B2 und B2-400
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Abbildung 3.1-5
a: CO2-Emissionen aus
Landnutzungsänderung in
den Referenzszenarios und
in den CO2-stabilisierenden
Szenarios. Es wurde
angenommen, dass die CO2-
Emissionen aus
Landnutzungsänderung in
den CO2-stabilisierenden
Szenarios unverändert
gegenüber den
Referenzszenarios bleiben.
Landnutzungsänderungen
führen einerseits zu
Emissionen (etwa
Entwaldung hauptsächlich in
den Tropen) oder zur
Aufnahme von CO2 (etwa
Aufforstung). Dargestellt ist
der globale Nettoeffekt aller
Landnutzungsänderungen.
b: Anthropogene
Methanemissionen aus allen
Quellen (Energie, Industrie,
Landwirtschaft) in den
Referenzszenarios und in
den CO2-stabilisierenden
Szenarios. Für Methan (CH4)
wie für andere Treibhausgase
wurden einheitliche
Emissionsminderungspfade
für alle CO2-stabilisierenden
Szenarios angenommen.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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Aufnahme von CO2 durch Aufforstung die Emissio-
nen aus Entwaldung.

Die anthropogenen Methanemissionen stammen
heute zur Hälfte aus der Landwirtschaft und zu
einem Viertel aus der Extraktion, dem Transport und
der Verteilung fossiler Brennstoffe. Eine wichtige
Quelle ist auch die Abfallbehandlung. Die Abschät-
zung zukünftiger Methanemissionen hängt einerseits
von Annahmen zur zukünftigen Nutzung fossiler
Brennstoffe ab, andererseits von Annahmen zur
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung und
landwirtschaftlichen Praktiken sowie Ernährungsge-
wohnheiten (IPCC, 2000).

Abb. 3.1-6 zeigt die mit dem einfachen Klimamo-
dell MAGICC berechnete, aus allen emittierten
Treibhausgasen folgende Temperaturentwicklung
relativ zu vorindustriellen Werten (angenommene
Klimasensitivität: 2,5°C) sowie den Anstieg des
Meeresspiegels relativ zum Jahr 2000. Ebenso sind

Unsicherheitsbereiche der Modelle unter Berück-
sichtigung eines Klimasensitivitätsbereiches zwi-
schen 1,5°C und 4,5°C skizziert.

Die trotz identischem CO2-Stabilisierungsniveau
verschiedene Temperaturentwicklung in B1*-400
und B2-400 geht im Wesentlichen auf unterschiedli-
che energiebedingte SOx-Emissionen zurück.

Das Maß der Absicherung gegenüber Klimaände-
rungen kann man ausdrücken durch den Wert der
Klimasensitivität, der in einem Szenario zu einer
langfristigen Temperaturerhöhung von nicht mehr
als 2°C gegenüber vorindustriellen Zeiten führen
würde: Je höher der Wert, umso sicherer das Szena-
rio. Aus den Modellrechnungen ergeben sich Werte
von 2,0°C für A1T*-450, 2,4°C für B1*-400 und 2,9°C
für B2-400, stabilisierte CO2-Emissionen und kon-
stante Emissionen anderer Treibhausgase nach 2100
vorausgesetzt.

Unsicherheitsbereich
Historisch
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Abbildung 3.1-6
a: Temperaturänderung
relativ zum vorindustriellen
Mittelwert;
b: resultierender
Meeresspiegelanstieg relativ
zum Jahr 2000.
Die Klimasensitivität wurde
mit 2,5°C angenommen. Der
blau schattierte Bereich gibt
die Modellunsicherheiten für
die CO2-stabilisierenden
Szenarios wieder. Neben
anderen Unsicherheiten
wurde hier insbesondere ein
Bereich für die Klima-
sensitivität von 1,5°C bis
4,5°C angesetzt. Die
Temperaturentwicklung zeigt
für alle CO2-stabilisierenden
Szenarios eine geringfügige,
auf die ersten vier Dekaden
des Jahrhunderts
beschränkte Überschreitung
der im WBGU-Klimafenster
definierten Obergrenze von
0,2°C pro Jahrzehnt.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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Wären in den Szenarios die nicht energiebeding-
ten, nicht industriellen Emissionen, die auf Basis
äquivalenter Stabilisierungsszenarios exogen vorge-
geben wurden, unverändert aus den Referenzläufen
übernommen worden (Klimaschutz ausschließlich
im Energiesektor), so wäre für 2100 eine signifikante
zusätzliche Erwärmung zu verzeichnen. Bei einer
Klimasensitivität von 2,5°C betrüge diese zusätzliche
Erwärmung 0,2°C (A1T*-450), 0,04°C (B1*-400)
bzw. 0,2°C (B2-400). Der niedrige Wert des B1*-400-
Szenarios erklärt sich durch die bereits im Refe-
renzszenario sehr niedrigen Emissionen entspre-
chender Treibhausgase. Insgesamt wird deutlich, dass
nicht energiebedingte Emissionen von CO2, Methan
und Lachgas aus technischen und biologischen Quel-
len ebenfalls Gegenstand von Klimaschutzanstren-
gungen sein müssen.

3.1.2.4
Ergebnisse: Kosten des Klimaschutzes

Während die regionale Verteilung der Kosten des
Klimaschutzes in Kapitel 3.2 ausführlich behandelt
wird, sollen an dieser Stelle die globalen Gesamtko-
sten skizziert werden. Hierzu wurden die relativen
Verluste des weltweiten BIP ausgewählt, also das
BIP der drei CO2-stabilisierenden Szenarios, bezo-
gen auf das BIP des jeweiligen Referenzszenarios.
Die Ergebnisse zeigt Abb. 3.1-7.

Die dargestellten Effekte reflektieren die
makroökonomischen Auswirkungen infolge der
durch Klimaschutz-Aktivitäten erhöhten Energiesy-
stemkosten (diskontierte Investitionen plus laufende
Betriebskosten). Bei der Bewertung ist zu berück-
sichtigen, dass die Referenzszenarios A1T* und B1*

hinsichtlich der Technologie-Portfolios bereits sehr
nahe bei den CO2-stabilisierenden Szenarios liegen.
Die gezeigten BIP-Verluste müssen vor dem Hinter-
grund interpretiert werden, dass auch die in den
Referenzszenarios nicht enthaltenen externen
Kosten einer Klimaänderung (Klimaschäden und
Anpassungskosten) in den CO2-stabilisierenden
Szenarios zum großen Teil vermieden werden. Die
Kosten der CO2-Stabilisierung scheinen langfristig
unter den Anpassungs- und Schadenskosten zu lie-
gen (Kap. 2.1 und 3.3).Auch werden andere Schäden
vermieden, etwa durch Luftverschmutzung und
Krankheiten.

Die BIP-Verluste sind in allen CO2-stabilisieren-
den Szenarios im Jahr 2050 am größten, bleiben aber
deutlich unterhalb von 3% des globalen BIP (Abb.
3.1-7). Für A1T*-450 und B1*-400 liegen die BIP-
Verluste unter 1,5%, im Mittel unter 0,7%. An-
schließend gehen in A1T*-450 und B1*-400 die rela-
tiven BIP-Verluste bis zum Ende des Jahrhunderts
beinahe auf Null zurück, während sie in B2-400 auf
signifikantem Niveau verharren.

Der Kostenvergleich der CO2-stabilisierenden
Szenarios mit den jeweiligen Referenzszenarios zeigt
insgesamt, dass Klimaschutz in den A1T*- und B1*-
Welten einfacher als in der B2-Welt zu realisieren ist.
Das lässt sich durch die verwendeten Storylines der
Referenzszenarios erklären. Dieser Sachverhalt
kann als Aufforderung an die Politik gewertet wer-
den, Klimaschutzbestrebungen u. a. auf die zentralen
Elemente der A1T*- und B1*-Storylines zu gründen.
Hierzu zählen beispielsweise Technologietransfer in
Entwicklungsländer, Stärkung der internationalen
Zusammenarbeit, ehrgeizige Forschungsförderung
bzgl. Energiequellen und -effizienz sowie Investitio-
nen in Technologieentwicklung und -anwendungen.
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Abbildung 3.1-7
Relative Verluste des
globalen Bruttoinlands-
produktes (BIP) durch
Klimaschutzmaßnahmen
(BIP der CO2-
stabilisierenden Szenarios
bezogen auf das BIP des
jeweiligen Referenz-
szenarios). Die Auswahl der
A1T*- und B1*-Storylines
erweist sich auch unter
Kostenaspekten als
vorteilhaft. Ähnliches gilt
für die Emissionen (Abb.
3.1-4) und die Primär-
energiebereitstellung (Abb.
3.1-2).
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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In den untersuchten Szenarios zeigt sich zudem,
dass sowohl die regionalen Strukturen des Energie-
systems als auch die globalen Gesamtkosten von der
Wahl des Konvergenzjahres (2050 oder 2100) unab-
hängig sind, solange ein Emissionshandelssystem für
eine Minimierung der globalen Kosten sorgt. Ohne
den Emissionshandel wäre zu erwarten, dass sich in
bestimmten Regionen das Energiesystem strukturell
deutlich anders entwickeln würde.

3.2 
Analyse: Verringerung und Konvergenz in
ausgewählten Szenarios

Im folgenden Kapitel soll analysiert werden, welche
Implikationen mit der Zuteilung von Rechten am
globalen CO2-Emissionsbudget auf die einzelnen

Länder bzw. Regionen verbunden sind. Betrachtet
wird dabei das Modell der Verringerung und Kon-
vergenz (Contraction and Convergence – C&C; Kap.
2.3). Zum Vergleich stehen die Ergebnisse der von
IIASA berechneten Szenarios (Nakicenovic und
Riahi, 2003a, b; zur Nomenklatur der Szenarios siehe
Abb. 3.1-1), die für die Konvergenzjahre 2050 und
2100 berechnet wurden. Die Berechnungen sind für
11 aggregierte Weltregionen aufgelöst, die in Abb.
3.2-1 zusammen mit einer weiteren Aggregations-
stufe zu vier Makroregionen dargestellt sind. Es
wurde von einer linearen Konvergenz ausgegangen
und kein Stichjahr für die Bevölkerungsentwicklung
festgelegt (Kap. 2.3). Bei der Berechnung der Emis-
sionen wurde angenommen, dass die USA an der
ersten Verpflichtungsperiode des Kioto-Protokolls
nicht teilnehmen, ab 2012 aber anteilig Reduktions-
verpflichtungen übernehmen.

IIASA Weltregionen

OECD REFS ASIA ALM
NAM

WEU

PAO

EEU

FSU

LAM

MEA

AFR

CPA

SAS

PAS

Abbildung 3.2-1
Von IIASA in den Szenarios verwendete Aufteilung der Welt in Regionen.
OECD: NAM – Nordamerika (USA, Kanada)

WEU – Westeuropa (inkl. Türkei)
PAO – Pazifische OECD-Staaten (Japan, Neuseeland, Australien)

REFS: EEU – Zentral- und osteuropäische Staaten
FSU – Neue unabhängige Staaten der früheren Sowjetunion

ASIA: CPA – Planwirtschaftlich organisiertesAsien sowie China
SAS – Südasien (inkl. Indien)
PAS – Andere Staaten in Asien bzw. Pazifik

ALM (Afrika, Lateinamerika, mittlerer Osten):
LAM – Lateinamerika und die Karibik
AFR – Staaten südlich der Sahara
MEA – Mittlerer Osten und Nordafrika

Quelle: Nakicenovic et al., 1998
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3.2.1
Regionale Zuteilung der Emissionsrechte

Mit einer Zuteilung der Emissionsrechte nach dem
Modell der Verringerung und Konvergenz geht je
nach gewähltem Konvergenzjahr eine mehr oder
minder schnelle Angleichung der Pro-Kopf-Emissi-
onsrechte in allen Ländern bzw. Regionen einher
(Abb. 3.2-2).

Der größte Unterschied zwischen den Szenarios
mit unterschiedlichem Konvergenzjahr (2050 bzw.
2100) besteht vor allem darin, dass im Verleich zu
2050 die langsamere Annäherung bis 2100 die Indu-
strie- und Transformationsländer in ihren Redukti-
onsverpflichtungen entlastet. Entsprechend weniger
Emissionsrechte werden den Entwicklungsländern
zugesprochen, so dass für viele kaum Spielraum für
einen Anstieg der Pro-Kopf-Emissionen verbleibt.

Bis 2050 konvergierende Reduktionsszenarios dage-
gen bedeuten vor allem für Afrika südlich der Sahara
und Südasien inkl. Indien mehr Emissionsrechte –
insbesondere in der Mitte des Jahrhunderts. Analog
verfügen die Industrie- und Transformationsländer
in diesem Szenario schon zu Beginn des Konver-
genzprozesses über vergleichsweise geringere Emis-
sionsrechte.

Dieser Effekt zeigt sich auch in der Betrachtung
der von 2000 bis 2100 kumulierten, regionalen Emis-
sionsrechte und der gemittelten regionalen, jährli-
chen Pro-Kopf-Emissionsrechte (Abb. 3.2-3). Vor
allem die Darstellung der gemittelten Pro-Kopf-
Emissionsrechte (Abb. 3.2-3 b, d, f) veranschaulicht
die gleichzeitige Berücksichtigung des Gleichheits-
prinzips und des Prinzips der Stetigkeit (Kap. 2.3). So
erhalten durch die verzögerte Konvergenz Industrie-
und Transformationsländer in Folge ihres hohen Aus-

a: C&C 2050

b: C&C 2100
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Abbildung 3.2-2
Konvergenz der Pro-Kopf-
Emissionsrechte bei
Verringerung und Konver-
genz mit dem Zieljahr 2050
(a: C&C 2050) und 2100 (b:
C&C 2100), exemplarisch
für A1T*-450. Die Verläufe
für B1*-400 und B2-400 sich
ähnlich, aber auf leicht
niedrigerem Niveau. Die
Werte bis 2010 leiten sich
aus den Verpflichtungen der
ersten Verpflichtungs-
periode des Kioto-
Protokolls bzw. dem
Referenzpfad her.
Nomenklatur der Regionen
wie in Abb. 3.2-1.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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gangsniveaus im Durchschnitt mehr Emissionsrechte
pro Kopf als die Entwicklungsländer.

Abbildung 3.2-4 zeigt die Entwicklung der Emissi-
onsrechte ausgewählter Regionen für die Referenz-
pfade sowie für die Reduktionsszenarios von A1T*,
B1* und B2, einmal mit 2050, das andere Mal mit
2100 als Konvergenzjahr. Es wird deutlich, dass die
Verläufe von Industrie-, Transformations- und Ent-
wicklungsländern stark voneinander abweichen,

innerhalb der Industrie- bzw. Entwicklungsländer
jedoch ähnlich sind.

Auffällig sind die hohen Emissionen des Refe-
renzpfads des B2-Szenarios, die sich mit der geringen
technologischen Dynamik der Storyline und
entsprechend niedrigen Fortschritten in der Energie-
produktivität erklären lassen. Nur Westeuropa und
Nordamerika zeigen diesen Trend nicht. Die Region
der ehemaligen Sowjetunion verfügt nur bis 2020
über „überschüssige“ Emissionsrechte, d.h. über
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Abbildung 3.2-3
Kumulierte Emissionsrechte von 2000 bis 2100 (a, c, e) und durchschnittliche jährliche Pro-Kopf-Emissionsrechte von 2000 bis
2100 (b, d, f) im Vergleich von Verringerung und Konvergenz mit dem Zieljahr 2050 bzw. 2100 für die verschiedenen
Weltregionen. Nomenklatur der Regionen wie in Abb. 3.2-1 und der Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003b
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Rechte für größere Mengen an CO2-Emissionen als
im Referenzszenario getätigt würden, und ist an-
schließend in allen Reduktionsszenarios mit auffal-
lend hohen Reduktionsverpflichtungen konfrontiert.
Für das planwirtschaftlich organisierte Asien und
China bestehen ähnlich große Unterschiede in den
A1T*-450-Szenarios. Die Emissionsrechte für das
planwirtschaftlich organisierte Asien und China ent-

wickeln sich in den Reduktionsszenarios relativ
unabhängig vom Konvergenzjahr. Dieser Effekt lässt
sich jedoch für keine weitere Region feststellen
(Abb. 3.2-3 und 3.2-4). Abhängig vom Basisszenario
und Konvergenzjahr besitzen insbesondere die
Regionen Südasien inklusive Indien und Afrika süd-
lich der Sahara bis zur Mitte des Jahrhunderts „über-
zählige“ Emissionsrechte. Für Afrika südlich der
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Abbildung 3.2-4
Überblick über die Entwicklung der Emissionsrechte für ausgewählte Regionen und alle Szenarios für beide Konvergenzjahre
2050 und 2100. Nomenklatur der Regionen wie in Abb. 3.2-1 und der Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003b
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Sahara versiegt dieser „Überschuss“ dabei in den
Szenarios A1T*-450 und B1*-400 schon früher, vor
allem bei einem Konvergenzjahr 2100 (bis zu vier
Dekaden in B1*-400-2100).

3.2.2
Voraussichtlicher Emissionshandel

Unverzichtbar, um den Ansatz der Verringerung und
Konvergenz ohne untragbare wirtschaftliche Folgen
zu realisieren, ist der weltweite Handel mit zugeteil-
ten Emissionsrechten (Kap. 5). Er wird insbesondere
bis zur Mitte des Jahrhunderts den Entwicklungslän-
dern zugute kommen (Kap. 3.2.3).

Zum einen haben die meisten Entwicklungslän-
der ein niedriges Ausgangsniveau der Emissionen in
ihren Referenzszenarios. Zum anderen besitzen ins-
besondere Lateinamerika, Afrika südlich der Sahara
und Südasien große Potenziale für den Ausbau sola-
rer Energien und von Biomasse. Durch den verstärk-
ten Einsatz von solarem Wasserstoff und emissions-
mindernden Technologien wie der Kohlenstoffspei-
cherung bei Biomasseverwertungsanlagen, welche in
den Stabilisierungsszenarios zum Teil aus den Ein-
künften aus dem Emissionshandel bezahlt werden,
können diese Regionen weit unterhalb der ihnen
zugeteilten Menge an Emissionszertifikaten bleiben.
Insbesondere in den bis 2050 konvergierenden
Reduktionsszenarios verfügen diese Regionen
(Asien, Afrika und Lateinamerika) dann über die
Möglichkeit, große Mengen an Emissionszertifikaten
in die OECD-Länder zu verkaufen (Abb. 3.2-5).

Verschiebt man das Konvergenzjahr von 2050 auf
2100 werden den Ländern der OECD größere Men-
gen an Emissionsrechten zugeteilt und den Entwick-

lungsländern entsprechend kleinere Mengen. Dies
führt zu einem Rückgang des globalen Handelsvolu-
mens der Emissionszertifikate (Abb. 3.2-5).

Im Zeitvergleich bestehen große Unterschiede in
den Handelsströmen in allen Szenarios. Importe in
die OECD-Länder weisen zwischen 2020 und 2050
eine Spitze auf, vor allem in der Mitte des Jahrhun-
derts, wenn besonders starke Änderungen bei der
Transformation der Energiesysteme erforderlich
sind und die Grenzkosten im Modell durch den
schnellen Ausstieg aus Technologien stark ansteigen
(Nakicenovic und Riahi, 2003a). Da emissionsfreie,
den WBGU-Leitplanken entsprechende Technolo-
gien zu dem Zeitpunkt noch nicht in ausreichendem
Umfang zu günstigen Preisen bereitstehen und dem-
gemäß eine erhöhte Nachfrage nach Emissionszerti-
fikaten besteht, steigt der Preis für diese rapide an
(Abb. 3.2-8): bis zu 600 US-$ pro Tonne Kohlenstoff
im Szenario B1*-400 und 400 US-$ pro Tonne Koh-
lenstoff im Szenario A1T*-450 (Nakicenovic und
Riahi, 2003a). Dieser Effekt entfällt im Szenario B2-
400, in welches die Nachhaltigkeitsleitplanken des
WBGU nicht integriert wurden.

Auch die Handelsströme zwischen den Entwick-
lungsländern sind nicht unerheblich. Den Modell-
rechnungen nach werden China und der Mittlere
Osten in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts die
Hauptimporteure von Emissionsrechten aus Süd-
asien und Afrika südlich der Sahara sein (Nakiceno-
vic und Riahi, 2003a).

In Abbildung 3.2-6 werden für die vier Makrore-
gionen die historischen (1800–2000) und die 2000–
2100 kumulierten Emissionen und Emissionsrechte
für alle neun analysierten Szenarios (drei Referens-
zenarios und sechs Stabilisierungsszenarios) gegenü-
berstellt. Der schwarze Trennbalken bei den Stabili-
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Abbildung 3.2-5
Bis 2100 kumulierter Emissionshandel in den Stabilisierungsszenarios. a: Konvergenz 2050, b: Konvergenz 2100. Nomenklatur
der Regionen wie in Abb. 3.2-1 und der Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003a
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sierungsszenarios zeigt den Umfang der Emissions-
rechte an. Darüber hinausgehende realisierte Emis-
sionen spiegeln also den entsprechenden Zukauf von
Emissionsrechten wider, darunter verbleibende rea-
lisierte Emissionen – bei Annahme von genügender
Nachfrage – den Verkauf von Emissionsrechten. Die
Differenz zwischen den Emissionen eines Refe-
renzszenarios und den Emissionen der dazugehören-
den Stabilisierungsszenarios zeigt die vorgenomme-
nen Emissionsreduktionen auf. Die Abbildung ver-
anschaulicht, dass der Anteil des Emissionshandels
im Vergleich zur Emissionsreduktion relativ gering
ausfällt. Die Befürchtungen, bei der Einführung
eines globalen Emissionshandels würde nur ein
geringer Teil der Emissionen reduziert und der
größere Teil mit „heißer Luft“ eingekauft, erweisen
sich zumindest für die analysierten Szenarios als
unbegründet.

Anhand der sehr gegensätzlichen Regionen Süd-
asien und dem planwirtschaftlich organisierten Asien

und China zeigt die Abb. 3.2-7 die mögliche Hetero-
genität der einzelnen Regionen innerhalb einer
Makroregion. Südasien bleibt mit seinen realisierten
Emissionen aus den oben genannten Gründen insbe-
sondere bis zur Mitte des Jahrhunderts weit unter
den zugeteilten Emissionsrechten. Das planwirt-
schaftlich organisierte Asien und China dagegen
werden ab 2020 Emissionsrechte zukaufen müssen
und sind ausgehend von ihrem Referenzpfad mit
erheblichen Emissionsreduktionen konfrontiert.
Grund hierfür ist die billige Kohle, welche im Refe-
renzszenario vermehrt zur Energieerzeugung ver-
wendet wird – vor allem in der ersten Hälfte des Jahr-
hunderts. Im Stabilisierungsszenario muss diese
durch erneuerbare Energie ersetzt werden. Auf
Grund des begrenzten Potenzials mancher Regionen
für diese Transformation müssen das planwirtschaft-
lich organisierte Asien und China entsprechende
Mengen an Emissionsrechten zukaufen, was zum
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Abbildung 3.2-6
Kumulierte energiesystembedingte und industrielle CO2-Emissionen. Historische (1800–2000) und zukünftige (2000–2100)
Emissionen im Vergleich für die drei Referenzszenarios und die sechs Stabilisierungsszenarios, für die vier Makroregionen 
(a–d). Nomenklatur der Regionen wie in Abb. 3.2-1 und der Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003a
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CO2-Handel zwischen Entwicklungsländern dersel-
ben Region führt.

Betrachtet man die Entwicklung des Preises für
Emissionszertifikate in den unterschiedlichen Stabi-
lisierungsszenarios und unter Berücksichtigung der
zwei ausgewählten Konvergenzjahre, so fällt auf, dass
er vorrangig durch das zugrunde liegende Basisszen-
ario bestimmt wird (Abb. 3.2-8). Eine Veränderung
des Konvergenzjahres wirkt sich kaum auf den Preis
aus. Bis 2040 entwickelt sich der Zertifikatspreis in
allen Szenarios relativ ähnlich. Zwischen 2040 und
2060 findet, wie bereits ausgeführt, eine Differenzie-
rung vor allem zwischen den keinen WBGU-Nach-
haltigkeitsleitplanken unterliegenden und damit bis
dahin günstigeren B2-400-Szenarios und den A1T*-
450- und B1*-400-Szenarios statt. Denn durch den
Ausstieg aus nichtnachhaltigen Technologien bis
2050 entstehen in den A1T*-450- und B1*-400-Szen-
arios Spitzen bei den Grenzkosten, die sich in ent-
sprechend hohen Zertifikatspreisen niederschlagen.
Nach 2060 entspannt sich dann umgekehrt der Preis
für Emissionsrechte in den Szenarios A1T*-450 und
B1*-400, die in ihren Storylines über eine größere
Dynamik in der Entwicklung neuer Technologien
verfügen, und steigt in dem Szenario B2-400 weiter
an. Der Preisanstieg für B1*-400 nach 2090 ist wie-
derum auf den Ausstieg aus der Sequestrierung bis
2100 zurückzuführen, einer Leitplanke, die weder für
das Szenario B2-400 noch für A1T*-450 gesetzt
wurde. Ohne diese Vorgabe würde sich der Preis für
Emissionszertifikate im Szenario B1*-400 – trotz des
niedrigeren angestrebten CO2-Konzentrationsni-
veaus – auf etwa der Höhe des Preises im Szenario
A1T*-450 bewegen. Dies kann als Hinweis darauf

gewertet werden, dass sich die Stabilisierungskosten
im nachhaltigen Szenario günstiger entwickeln (Kap.
3.1, Kap. 3.2.3).

3.2.3
Voraussichtliche wirtschaftliche Auswirkungen

Um die Auswirkungen der Verringerung der Emis-
sionen und Konvergenz der Pro-Kopf-Emissions-
rechte auf das Bruttoinlandsprodukt der Regionen
zu berechnen, wurden neben den Einnahmen und
Ausgaben aus dem Emissionshandel die Energiesy-
stemkosten herangezogen, die aus den Iterationen
von MESSAGE und MACRO hergeleitet wurden
(Kap. 3.1). Dabei wurden die durch Klimaschutz ver-
miedenen externen Kosten für Klimaschäden und
Anpassungsmaßnahmen sowie der externe Nutzen
des Klimaschutzes, z. B. in Form vermiedener Luft-
verschmutzung, nicht berücksichtigt.

Verbunden mit einer Verteilung der Emissions-
rechte nach dem Modell der Verringerung und Kon-
vergenz ist häufig die Erwartung hoher finanzieller
Transfers aus den Industrie- in die Entwicklungslän-
der. Diese finden über den Emissionshandel zwar
statt, der Effekt ist aber nur bei einem Konvergenz-
jahr von 2050 und im B2-Stabilisierungsszenario ein-
deutig festzustellen (Abb. 3.2-9).

Netto verbuchen die Transformationsländer in
allen bis 2050 konvergierenden Szenarios Verluste.
Russland kann z. B. in den ersten Dekaden des Jahr-
hunderts „heiße Luft“ verkaufen. Dies ist eine Peri-
ode mit relativ niedrigen Preisen für Emissionszerti-
fikate. In Folge einer in den Modellen angenomme-
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Abbildung 3.2-7
Vergleich der Emissionen im
Referenzszenario B1*, der
Emissionsrechte sowie der
realisierten Emissionen im
Stabilisierungsszenario B1*-
400 beim Ansatz Verringe-
rung und Konvergenz mit
dem Zieljahr 2050 für die
Regionen planwirtschaftlich
organisiertes Asien und
Südasien. Nomenklatur wie
in Abb. 3.2-1 und der
Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b
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nen, bis dahin fehlenden technologischen Anpassung
hin zu emissionsarmen bzw. emissionsfreien Energie-
trägern – möglich durch die Nutzung der großen hei-
mischen Gasvorräte – müssen hingegen Zertifikate
in einer Zeit zugekauft werden, in welcher der Preis
stark ansteigt.

Zusammen genommen fließen aus dem Emissi-
onshandel bis 2100 aus den OECD- und Transforma-
tionsländern ungefähr 8.000–13.000 Mrd. US-$ in die
Entwicklungsländer. Jährlich sind dies, mit großen
zeitlichen Schwankungen, 84–128 Mrd. US-$ (Naki-
cenovic und Riahi, 2003a). Zum Vergleich: Die

öffentliche Entwicklungshilfe im Jahr 2000 lag global
bei 53 Mrd. US-$.

Die aus dem Emissionshandel stammenden finan-
ziellen Transfers decken die Reduktionskosten aller-
dings nicht, mit denen die Entwicklungsländer kon-
frontiert sind. Auch kompensieren sie nicht die Ver-
luste der rohstoffreichen Regionen (Kohle, Öl), die
diese als Folge ausbleibender Exporte erleiden. Weil
sie zudem auf ihre leicht verfügbaren Energieträger
verzichten müssen, sind sie auf den vermehrten
Zukauf von Energieträgern wie z. B. Flüssiggas oder
Bioalkohol angewiesen.
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Abbildung 3.2-8
Die Entwicklung des Preises
für Emissionszertifikate für
die drei Stabilisierungs-
szenarios mit dem Ansatz
Verringerung und
Konvergenz mit den
Zieljahren 2050 bzw. 2100.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003b

K
um

ul
ie

rt
er

 E
rt

rä
ge

 [M
ill

ia
rd

en
 U

S
-$

19
90

]

b: C&C 2100a: C&C 2050
10.000

5.000

-5.000

-15.000

0

-10.000

OECD REFS ASIA ALM OECD REFS ASIA ALM

A1T*-450

B1*-400

B2-400

A1T*-450

B1*-400

B2-400

Abbildung 3.2-9
Kumulierte Erträge aus dem Emissionshandel für die vier Makroregionen und die drei Stabilisierungssnenarios. Nomenklatur
der Regionen wie in Abb. 3.2-1 und der Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und Riahi, 2003a
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Abbildung 3.2-10
Auswirkungen der CO2-
Stabilisierung auf das
Bruttoinlandsprodukt (BIP)
in den Jahren 2020 (a), 2050
(b) und 2100 (c) für die elf
Weltregionen in allen sechs
Stabilisierungsszenarios.
Abweichungen in Prozent
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jeweiligen Referenz-
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die relativ hohen Kosten in
den B2*-400-Szenarios.
Nomenklatur der Regionen
wie in Abb. 3.2-1 und der
Szenarios wie in Abb. 3.1-1.
Quelle: Nakicenovic und
Riahi, 2003a



50 3 Stabilisierungsszenarios

Die Auswirkungen auf das BIP sind vergleichend
für die Jahre 2020, 2050 und 2100 für alle sechs
Reduktionsszenarios in Abb. 3.2-10 dargestellt.
Bestätigt werden die hohen Kosten in der Mitte des
Jahrhunderts und die durch das jeweilige Refe-
renzszenario bedingte Höhe der wirtschaftlichen
Auswirkungen – z. B. die wirtschaftlichen Implikatio-
nen der 2050 stark ansteigenden Grenzkosten durch
den schnellen Ausstieg aus nichtnachhaltigen Tech-
nologien in den A1T*-450- und B1*-400-Szenarios
wie auch die aus der geringen technologischen Dyna-
mik der Storyline resultierende hohe Belastung in
den B2-Szenarios. Der Einfluss des Konvergenzjah-
res zeigt sich in den etwas weniger negativen Werten
für Entwicklungsländer bei einer Konvergenz bis
2050 und für Industrie- und Transformationsländer
bei einer Konvergenz bis 2100, wobei diese Unter-
schiede im Vergleich zu den oben genannten, durch
das Referenzszenario bedingten Differenzen, gering
ausfallen.

Auffällig sind die Gewinne von Südasien, die 2020
insbesondere im Szenario A1T*-450-C&C-2050 und
B1*-400-C&C-2050 sehr hoch ausfallen (ca. +5%
bzw. +4% im Vergleich zum Referenzszenario) und
2050 bei über 4% im Szenario B1*-400-C&C-2050
bzw. über 2% im Szenario B1*-400-C&C-2100 lie-
gen. Erklären lässt sich dies mit der großen Menge an
zu verkaufenden Emissionszertifikaten (Kap. 3.2.2).

Bis 2100 gehen in den Stabilisierungsszenarios
A1T*-450 und B1*-400 die negativen wirtschaftli-
chen Auswirkungen für nahezu sämtliche Regionen
auf sehr geringe Werte zurück. Verantwortlich dafür
sind vor allem dynamische Lernprozesse, die den
massiven Investitionen im Bereich der erneuerbaren
Energien folgen. Eine Schlüsselrolle spielen hierbei
die solare Stromproduktion und die solare Wasser-
stofferzeugung (Kap. 3.1.2.2). Allein die rohstoffrei-
chen Regionen der früheren Sowjetunion (Erdgas)
sowie der Mittlere Osten und Nordafrika (Erdöl)
verzeichnen in Folge ihrer ausbleibenden Erlöse aus
Rohstoffexporten Verluste in Höhe von beinahe 3%
bzw. knapp 2%.

3.3
Fazit

Aus dem Vergleich der beschriebenen Modellergeb-
nisse (Nakicenovic und Riahi, 2003a und b) lässt sich
folgendes Fazit ziehen: Die gegenüber einer Welt
ohne Klimaschutz eingesparten CO2-Emissionen las-
sen sich in drei Kategorien gruppieren: Nachfra-
gesenkungen infolge höherer Preise, strukturelle
Veränderungen (insbesondere verstärkter Einsatz
erneuerbarer Energieformen und kohlenstoffarmer

konventioneller Technologien) sowie CO2-Speiche-
rung. Verbesserungen der Energieeffizienz fallen
dabei in die ersten beiden Kategorien.

Die durch Klimaschutz bedingten höheren Ener-
giepreise wirken sich in allen CO2-stabilisierenden
Szenarios nur relativ schwach nachfragesenkend aus.
Der Beitrag der Kohlenstoffspeicherung bleibt auch
am Ende des Jahrhunderts konstant groß, wenn er
nicht exogen eingeschränkt wird (wie in B1*-400).
Die strukturellen Veränderungen in allen untersuch-
ten Welten sind einander sehr ähnlich. Ihre charakte-
ristischen Merkmale werden in Abb. 3.1-3 deutlich:
Mit Ausnahme des Referenzszenarios B2 entwickeln
sich die Energiesysteme aller untersuchten Welten
zum Ende des 21. Jahrhunderts weiter in Richtung
kohlenstofffreier Systeme.

Der Strukturwechsel in Richtung kohlenstoff-
freier Systeme verläuft auf den folgenden Pfaden:
• Die Verringerung der Kohlenstoffintensität im

fossilen Sektor erfolgt durch eine verstärkte Nut-
zung von Gas auf Kosten von Öl und Kohle. Ins-
besondere die Kohlenutzung läuft in allen CO2-
stabilisierenden Szenarios in der Mitte des Jahr-
hunderts praktisch aus (A1T*-450, B1*-400) oder
verringert sich zumindest weitgehend (B2-400).
Bei ehrgeizigen Klimaschutzzielen und auf länge-
ren Zeitskalen sind demnach auch modernste
Kohlekraftwerke keine zukunftsfähige Technolo-
gie.

• In allen untersuchten Klimaschutzszenarios
kommt es im Endenergiesektor zur Entwicklung
einer Strom-Wasserstoff-Wirtschaft, die beson-
ders in A1T*-450 und B1*-400 weit fortgeschrit-
ten ist. Der Einstieg in die Strom-Wasserstoff-
Wirtschaft stützt sich zunächst immer auf Wasser-
stoff aus fossilen Quellen, wobei die Technologien
zu seiner Herstellung bereits heute großtechnisch
verfügbar sind. Nur dadurch gelingt es, den End-
energie-Sektor rechtzeitig umzubauen. Langfri-
stig entwickelt sich die Strom- und Wasserstoffbe-
reitstellung in A1T*-450 und B1*-400 weitgehend
hin zu solaren Technologien, während in B2-400
die H2-Bereitstellung auf Basis kohlenstoffhalti-
ger Ausgangsstoffe wichtig bleibt.

• Insbesondere in A1T*-450 und B1*-400 beruht
die Energieversorgung zum Ende des Jahrhun-
derts wesentlich auf solarer Elektrizität und solar
erzeugtem Wasserstoff. Dieser deutliche Schwer-
punkt in der Versorgungsstruktur bedeutet eine
große Abhängigkeit von technologischen Verfah-
ren, die heute noch am Anfang ihrer Entwicklung
stehen. Zur Absicherung dieses Entwicklungs-
pfads sollten daher die globalen Forschungsan-
strengungen in diesem Bereich beträchtlich aus-
gebaut werden.
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Werden die globalen Emissionsbudgets auf die ein-
zelnen Länder bzw. Regionen nach dem Ansatz der
Verringerung und Konvergenz aufgeteilt, verändern
sich in Abhängigkeit vom gewähltem Konvergenz-
jahr (hier beispielhaft 2050 und 2100) die Ausstat-
tung mit Emissionsrechten und die wirtschaftlichen
Implikationen regional signifikant.

2100 konvergierende Pro-Kopf-Emissionsrechte
entlasten die Industrie- und Transformationsländer
in ihren Reduktionsverpflichtungen. Dagegen sind
mit einer derart verzögerten Konvergenz für die Ent-
wicklungsländer entsprechend weniger Emissions-
rechte und eine wirtschaftlich höhere Belastung als
bei bis 2050 konvergierenden Pro-Kopf-Emissions-
rechten verbunden.

Zur Vermeidung einer gefährlichen Klimaände-
rung empfiehlt der Beirat, sich in den Verhandlungen
zur zweiten Verpflichtungsperiode des Kioto-Proto-
kolls für eine Verteilung der Emissionsrechte nach
dem Modell der Verringerung und Konvergenz mit
bis 2050 konvergierenden Pro-Kopf-Emissionsrech-
ten einzusetzen. Neben der Zielgenauigkeit in Bezug
auf die CO2-Emissionen ist mit diesem Ansatz der
Versuch verbunden, das grundsätzlich gleiche Recht
aller Individuen auf Emissionen weitgehend umzu-
setzen.

Die Förderung der globalen technologischen und
wirtschaftlichen Konvergenz sowie einer nachhalti-
gen Entwicklung und die Sicherstellung eines funkti-
onsfähigen Emissionshandels erweisen sich als zen-
trale Ansatzpunkte, um dieses Ziel möglichst kosten-
günstig zu erreichen.





4Kohlenstoffsenken 

4.1
Die globale Kohlenstoffbilanz

Die Oberfläche der Erde (Land- und Wasserflächen)
nahm zwischen 1990 und 2000 2–4 Gt Kohlenstoff
pro Jahr auf (Schimel et al., 2001). Diese Senke rea-
giert empfindlich auf klimatische Ereignisse und
menschliche Einflüsse. Die Bandbreite reicht von
Jahren, in denen die Emissionen aus der Verbren-
nung fossilen Kohlenstoffs fast vollständig absorbiert
werden (Abb. 4.1-1a) bis hin zu Jahren, in denen die
Kapazität dieser Senke fast Null ist (Prentice et al.,
2001). Ein Großteil dieser Schwankungen wird auf
das El-Niño-Phänomen und sehr große Brände
zurückgeführt. Gegenwärtig ist die Kapazität der
Senke zwar groß, aber abnehmend (Rödenbeck et
al., 2003).

Trotz aller Schwankungen ist die globale Ober-
flächensenke im Mittel proportional zu den Emissio-

nen aus fossilen Brennstoffen gestiegen. Der in der
Atmosphäre verbleibende Kohlenstoffanteil liegt
über die letzten 40 Jahre überraschend konstant bei
ca. 40%, abgesehen von kurzzeitigen Veränderungen
durch El Niño und Brände (Abb. 4.1-1b). Das bedeu-
tet,
– dass die Netto-Oberflächensenke mit den Emis-

sionen aus fossilen Brennstoffen und der atmos-
phärischen CO2-Konzentration angewachsen ist,
und

– dass die Oberflächensenke noch nicht mit CO2

gesättigt ist. Es ist ungewiss, ob und wann das pas-
siert.

Die Aufteilung des CO2-Flusses in terrestrische und
marine Aufnahme ist lange Zeit diskutiert worden.
Schimel et al. (2001) kommen zu dem Schluss, dass
der Fluss in den Ozean zwischen 1990 und 2000 rela-
tiv konstant war (1,7–1,9 Gt C pro Jahr), während die
Nettoaufnahme in terrestrischen Systemen viel
größeren Schwankungen unterlag.
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Abbildung 4.1-1
a: Emissionen aus fossilen Brennstoffen und der Anstieg der CO2-Konzentration in der Atmosphäre. Die Pfeile auf der
Zeitachse weisen auf El-Niño-Jahre hin. Eine hohe CO2-Anstiegsrate bedeutet eine niedrige Aufnahme an der Erdoberfläche.
Die Differenz zwischen der Kurve der Emissionen fossiler Brennstoffe und dem Anstieg in der Atmosphäre ist die globale
Oberflächensenke.
b: Anteil der Emissionen aus fossilen Brennstoffen, die zwischen 1960 und 2002 zum Anstieg der CO2-Konzentration in der
Atmosphäre beigetragen haben.
Quelle: a) nach Prentice et al., 2001 b) Heimann, persönliche Mitteilung
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Die weltweite Kohlenstoffbilanz (Tab. 4.1-1) zeigt
die regionalen Unterschiede sowohl der fossilen
Emissionen als auch der Aufnahme von CO2 in der
Biosphäre. Die Emissionen, die zu einem großen Teil
aus den USA und Europa stammen, führen zu einem
jährlichen Anstieg des atmosphärischen CO2 um 3,2
± 0,1 Gt. Die Aufnahme in die Ozeane betrug 1,7 ±
0,5 Gt pro Jahr, die Landflächen nahmen 1,4 Gt ± 0,7
Gt pro Jahr auf. Der Beitrag der Kontinente resul-
tiert aus der gegenwärtigen Aufnahme in terrestri-
sche Systeme von 3,0 Gt C pro Jahr und der Freiset-
zung von Kohlenstoff durch Landnutzungsänderun-
gen in Höhe von 1,6 Gt C pro Jahr. Es ist wichtig zu
erkennen, dass die Aufnahme von CO2 auf den Land-
flächen nicht gleichmäßig verteilt ist, sondern hohe
regionale Unterschiede aufweist. Die sibirische
Vegetation, die zum überwiegenden Teil aus natürli-
chen, unbewirtschafteten Wäldern besteht, trägt mit
43% am stärksten zur terrestrischen Aufnahme bei.

Aus Tab. 4.1-1 können verschiedene Schlüsse
gezogen werden:
• Die Landfläche der USA nimmt etwa die Hälfte

der US-amerikanischen Emissionen wieder auf.
• Die Landfläche Europas reassimiliert gut ein

Drittel der europäischen Emissionen.
• Die Flächen Europas und Russlands, vornehmlich

die unberührten borealen Wälder, sind für die
Aufnahme von 89% der Emissionen dieser
Gebiete verantwortlich. Dies unterstreicht die
globale Bedeutung unbewirtschafteter Primär-
wälder.

• Da die Verteilung der Kohlenstoffemissionen zwi-
schen Atmosphäre und globaler Oberfläche kon-
stant ist, kann man schließen, dass die borealen
Wälder und Böden nicht mit Kohlenstoff gesättigt
sind.

• Die Emissionen aus Landnutzungsänderung
stammen zumeist aus der Nutzung von Primär-
wäldern und tragen 25 ± 12% zu den globalen

Emissionen bei. Die Auswirkung der Landnut-
zungsänderungen ist somit fünfmal größer als im
Kioto-Protokoll als Ziel definiert und wird auch in
Zukunft eine Quelle für Kohlenstoff bleiben.

Das heutige Wissen über den Kohlenstoffkreislauf
unterstreicht die Notwendigkeit, die Landnutzung
und die terrestrische Kohlenstoffbilanz in die Über-
legungen zum Management des globalen Kohlen-
stoffbudgets einzubeziehen.

Abb. 4.1-2 zeigt die verschiedenen Stoffflüsse, die
an der terrestrischen Kohlenstoffbilanz beteiligt
sind. Die Nettobiomproduktion (NBP) wäre die
geeignete Größe, um die Senkenqualität einer
Region oder eines Landes zu betrachten. Die
Atmosphäre „sieht“ keine Nettoprimärproduktion
(NPP) und keine Nettoökosystemproduktion
(NEP), sondern nur NBP.

Ciais et al. (2003) haben NPP und NBP für die
Amazonasregion, den sibirischen und den europäi-
schen Wald verglichen (Abb. 4.1-3). Die NPP ist etwa
zehnmal größer als NBP. Während die Nettoprimär-
produktion der Amazonasregion zweimal so groß ist
wie diejenige Europas und auch die NPP Sibiriens
um das dreifache übersteigt, ist die Rate der NBP
sogar niedriger als in Europa und Sibirien.

Während NPP und NBP in der Amazonasregion
allein mit dem beobachteten Anstieg von CO2 erklärt
werden können, ist dies in Sibirien nicht der Fall.
Wahrscheinlich hängen sie hier auch mit dem Tem-
peraturanstieg zusammen. In Europa ist die Situa-
tion komplexer. Im Gegensatz zu Modellen und
Bestandsaufnahmen zeigen Fallstudien einen star-
ken CO2-Effekt. Der Effekt wird vermutlich durch
Stickstoffeinträge aus der Atmosphäre verursacht.
Daher gilt:
• Die globale Kohlenstoffsenke ist weit größer als

die „Kioto-Senke“, weil das Kioto-Protokoll sich
nur auf kleine Teile der Landoberfläche bezieht.

• Die Regionen verhalten sich unterschiedlich.

[Gt C / a] [%]

Emissionen fossiler Brennstoffe
USA
EU-15
Russland
Deutschland

6,3 ± 0,4
1,6
1,1
0,8
0,3

25
17
13
4,8

Anstieg der atmosphärischen
CO2-Konzentration

3,2 ± 0,1

Netto-Aufnahme durch die Ozeane 1,7 ± 0,5
Netto-Aufnahme durch die Kontinente

Emissionen durch Landnutzungsänderung
Aufnahme durch Vegetation

USA
Europa
Sibirien
Tropen

1,4 ± 0,7
1,6 ± 0,8
3,0

0,8
0,4
1,3
0,5

27
13
43
17

Tabelle 4.1-1
Die globale Kohlen-
stoffbilanz für den Zeitraum
1990–2000.
Quelle: nach Schimel et al.,
2001
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Hohe CO2-Konzentrationen können die NPP in
den Tropen, aber nicht in Sibirien erklären. In
Europa wird die Senke durch direkte und indi-
rekte menschliche Einwirkungen beeinflusst.

4.2
Das terrestrische Gleichgewicht der
Kohlenstoffflüsse

Der globale Kohlenstoffkreislauf ist durch große
Flüsse in Richtung Erdoberfläche und von ihr weg
gekennzeichnet, welche die gewaltigen terrestrischen
und ozeanischen Kohlenstoffvorräte mit der relativ
kleinen Kohlenstoffmenge in der Atmosphäre ver-
binden (Abb. 4.2-1). Die Nettoflüsse sind die Diffe-
renz dieser großen Flüsse. Das System ist daher
hochempfindlich, weil kleine Veränderungen in der
Richtung der Flüsse große Veränderungen des Net-
toflusses auslösen.

Im Zusammenhang mit dem Kioto-Protokoll ist
auf die großen Kohlenstoffvorräte in der Biosphäre
hinzuweisen. Dabei ist in der pflanzlichen Biomasse
mit 560 Gt C fast soviel gespeichert, wie in der
Atmosphäre mit 750 Gt C enthalten ist. Die terre-

strische pflanzliche Biomasse besteht überwiegend
aus Holz, und die größte Menge davon ist in den
nicht bewirtschafteten Primärwäldern gespeichert
(IGBP, 1998). Die Emissionen aus Landnutzungs-
änderungen (Tab. 4.1-1) entstehen hauptsächlich
durch die Zerstörung dieser Ressource. Böden ent-
halten etwa doppelt soviel Kohlenstoff wie die
Atmosphäre und Nutzungsänderungen können bis
zu 50% des Bodenkohlenstoffs freisetzen, z. B. durch
das Pflügen natürlichen Graslands. Änderungen der
Kohlenstoffvorräte wurden in der Vergangenheit vor
allem durch Landnutzungsänderungen hervorgeru-
fen, deren Einfluss größer war als die Klimawirkun-
gen. Dieses ist nicht nur ein Problem der Entwick-
lungs-, sondern auch der Industrieländer. Infrastruk-
turmaßnahmen (z. B. Bodenversiegelung durch
Straßenbau) „verbrauchten“ in den Industrieländern
große Mengen Bodenkohlenstoffs, die nicht durch
die Aufforstung einer vergleichbar großen Fläche
ausgeglichen wurden.

Abbau und Wiederaufbau der ökosystemaren
Kohlenstoffvorräte verlaufen hochgradig asymme-
trisch. Während der Abbau sich fast augenblicklich
vollzieht (z. B. durch Brandrodung in den Tropen),
benötigt die Wiederherstellung des Kohlenstoffvor-

Bruttoprimär-
produktion

Photosynthese-
produkte

Wachs-
tum

Pflanzen-
atmung

Biomasse
neue

alte

Nettoprimärproduktion

Heterotrophe Atmung

S
on

st
ig

e 
K

oh
le

ns
to

ffv
er

lu
st

e

Nettobiomproduktion

Ernte-
produkte Streu

S
tr

eu

S
O

M

aktive

passive

B
C

To
d

E
rn

te

neue
SOM

Organische Substanz
 im Boden (SOM)

Nettoökosystemproduktion

Schwarzer
Kohlenstoff (BC)

CO2 CO2 CO2 CO2 CO2 CO2

CO2

Feuer

Abbildung 4.1-2
Die Kohlenstoffflüsse im
Ökosystem sowie
Definitionen, die zur
Beschreibung der Flüsse der
Komponenten verwendet
werden.
Quelle: nach Schulze et al.,
2000



56 4 Kohlenstoffsenken
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Abbildung 4.1-3
Vergleich von Nettoprimär-
produktivität (NPP) und
Nettobiomproduktivität
(NBP) in Sibirien, Europa
und Amazonien anhand von
Beobachtungen auf kleinen
Versuchsflächen, groß-
räumigen Biomasse-
inventuren, globalen
Modellen und Inversions-
rechnungen auf der Basis
von CO2-Konzentrations-
messungen in der Tropo-
sphäre. Die schräg
verlaufenden Linien zeigen
die Veränderung von NPP
und NBP bei einer
Verdopplung der CO2-
Konzentration (350 auf 700
ppm), den sog. β-Faktor. Im
Experiment wird bei
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Quelle: Ciais et al., 2003
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rats Jahrhunderte. Daher können beispielsweise in
Deutschland die Auswirkungen von Landnutzungs-
änderungen auf die Kohlenstoffvorräte im Boden
noch nach Jahrhunderten nachgewiesen werden
(Wirth et al., 2003; Abb. 4.2-2).

Die natürliche Kohlenstoffanreicherung im
Boden verläuft sehr langsam. Sie liegt zwischen 0,5 t
C pro ha und Jahr während einer 100jährigen Erho-
lungsphase nach landwirtschaftlicher Nutzung (Jen-
kinson et al., 1992) und 0,05 t C pro ha und Jahr in
einer Walderholung während einer Umtriebszeit in
einem bewirtschafteten Wald (Mund und Schulze,
2003). Flächen unter dauernder Beobachtung in
England – das berühmte „Rothamsted Experiment“
– zeigen auch mehr als 100 Jahre nach einer
Umwandlung von Acker in Grünland keine Sätti-
gung der Kohlenstoffakkumulation und Störungen,
die experimentell vor 100 Jahren gesetzt wurden,
sind noch heute in den Vorräten des Bodenkohlen-
stoffs nachweisbar.

Die Wirkungen von Bränden sind noch kompli-
zierter. Bodenbrände führen zu einer Wachstums-
hemmung des verbliebenen Bestands, dem ein ver-
mehrtes Wachstum aufgrund der verbesserten Katio-
nenzufuhr folgt. Der Vorrat an Bodenkohlenstoff
kann anfangs durch die Produktion von Holzkohle
steigen, die allerdings durch ein nachfolgendes Feuer
wieder aufgezehrt werden kann. Die Gesamtmenge
an Holzkohle scheint daher konstant zu sein, es sei
denn, dass sie durch Erosionsvorgänge vom Luftsau-
erstoff abgeschlossen wird (Czimczik et al., 2003).

4.3
Regionale Abschätzungen der Kohlenstoffbilanz

Kohlenstoffbilanzen existieren heute erst für wenige
Regionen. Hier wird die europäische Kohlenstoffbi-
lanz beispielhaft vorgestellt. Janssens et al. (2003a)
stellen fest, dass die europäische Biosphäre 7–12%
der europäischen anthropogenen CO2-Emissionen
aufnimmt. Diese Schätzung ist beträchtlich niedriger
als die 36% (Tab. 4.1-1), die von Schimel et al. (2001)
berechnet wurden. Vor allem die Emissionen aus
landwirtschaftlichen Böden wurden in der Vergan-
genheit unterschätzt. Daher müssen die Zahlen aus
dem IPPC-Bericht (2001a) revidiert werden.

Ein Anteil von 7–12% mag auf den ersten Blick
gering erscheinen, aber das sind drei- bis viermal
mehr als die Emissionen aus fossilen Energieträgern,
die heute durch Wasserkraft vermieden werden. Die
europäische Biosphäre arbeitet also sehr effizient.
Diese Senke ist im Kioto-Protokoll aber nur zum Teil
anrechenbar.

Auf der Grundlage heutiger, landbasierter Mes-
sungen wird der Wald in Europa mit rund 380 Mt C
pro Jahr (Fluss aus der Atmosphäre in den Boden)
als eine Senke angesehen, während die Landwirt-
schaft mit 200 Mt C pro Jahr als Quelle eingeschätzt
wird (Fluss aus dem Boden in die Atmosphäre). Die
Zahl für die Landwirtschaft bezieht sich auf die Vor-
ratsänderung in den Böden und enthält weder die
Emissionen aus Tierhaltung und aus Mist noch die
Emissionen anderer Treibhausgase (CH4 and N2O)
aus Tierhaltung, Weide- und Ackerland. Die gesam-

92 90

6

122

60

60

1

Netto-Vernichtung
von Vegetation

Flüsse
 0,4 DOC
 0,4 DIC

Sedimentation
0,1

+ 2 Gt C/a
(2–1.000 Jahre)

+ 3 Gt C/a

38.000

Land-
pflanzen

560

Böden
1500

Atmosphäre
750

Ozeane Plankton
3

(3–7 Jahre)

(5–10.000 Jahre)

(50 Jahre)

Abbildung 4.2-1
Der globale
Kohlenstoffkreislauf.
Schema der Kohlenstoff-
vorräte und -flüsse im
globalen Maßstab. Werte für
die Vorräte in Gt C (fett
gedruckte Zahlen). Mittlere
Flüsse in Gt C pro Jahr
(normal gedruckte Zahlen).
Zeitangaben in Klammern.
Der Fluss in die Böden
beträgt etwa 1,5 Gt pro Jahr.
DOC = gelöster organischer
Kohlenstoff, DIC = gelöster
anorganischer Kohlenstoff.
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ten landwirtschaftlichen Emissionen an Treibhausga-
sen sind daher sogar höher anzusetzen.

Europa besteht aus einem Mosaik unterschiedli-
cher Landnutzung. Daher sind eine genaue Bewer-
tung der Landnutzungsdaten ebenso wie Informatio-
nen über landwirtschaftliche und forstliche Manage-
mentstrategien unerlässlich, um eine verlässliche
Nettokohlenstoffbilanz dieser Region zu erstellen.
Die Vereinbarungen zur Anrechnung von Quellen
und Senken in Forst- und Landwirtschaft gemäß des
auf der 6. Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC
vereinbarten sog. Bonn-Abkommens helfen aller-
dings für die Nettokohlenstoffbilanz nicht weiter. In
der Forstwirtschaft ist die Veränderung der Holzbio-
masse in der Verpflichtungsperiode anrechenbar,
wenn diese durch menschliche Aktivitäten seit 1990
ausgelöst wurde (Brutto-/Nettoansatz). Nur 15% der
Bruttoveränderungen sind so anrechenbar, um indi-
rekte Effekte des Globalen Wandels auszuschließen
(vermehrte CO2- und N-Deposition). Im Gegensatz
dazu wird in der Landwirtschaft eine Nettoverände-
rung aus dem Jahr 1990, die eine Emission sein
könnte, mit einer Nettoveränderung in der Verpflich-
tungsperiode verglichen, die ebenfalls eine Emission
sein kann. Hat sich die Emissionsrate im Vergleich zu
1990 verringert, kann die Differenz angerechnet wer-
den (Netto-/Nettoansatz). Obwohl landgestützte
Messungen einschließlich Landnutzungsdaten zur
Zeit der UNFCCC-Datenbank über die Nationalbe-
richte übermittelt werden und Kohlenstoffquellen in
den Berichten im Prinzip genannt werden müssen,
sind bisher nur wenige Länder dieser Verpflichtung
nachgekommen. Demnach könnte der Netto-/Netto-
ansatz nach Artikel 3.4 UNFCCC für die Landwirt-
schaft einen falschen Eindruck erwecken, weil die
Verringerung einer Quelle als Senke angerechnet

wird, obwohl das System natürlich eine Quelle bleibt.
Für die Landwirtschaft sind keine verbindlichen
Emissionsreduktionen vorgegeben. Ebenso gibt es
keine Anreize zur Vermeidung von Kohlenstoffemis-
sionen in der Forstwirtschaft. Die vermehrte Nut-
zung junger Bäume mit kurzen Umtriebszeiten führt
zu beträchtlichen Emissionen, könnte in der Ver-
pflichtungsperiode aber als vergrößerte Senke
erscheinen.

Im Vergleich der einzelnen europäischen Länder
zeigt sich, dass große Unterschiede im Abgleich der
forstlichen Senke und der landwirtschaftlichen
Quelle bestehen. „Gewinner“ sind Länder wie
Österreich, Slowenien und die Slowakei mit ihren
ausgedehnten Wäldern (Abb. 4.3-1). Dagegen sind
kleine Länder mit hoher Bevölkerungsdichte, gerin-
gem Forstbestand aber viel Ackerland oder Länder
mit verstärkter Nutzung von Feuchtgebieten Netto-
kohlenstoff-Emittenten. Der Handel mit Nahrungs-
mitteln und Holzprodukten verstärkt in vielen Län-
dern die Kohlenstoffemissionen.

4.4
Verifikation

Die Sorge, dass Senken in Wäldern nicht überprüfbar
sind, hat zu einigen der Entscheidungen im Bonn-
Abkommen geführt (Schulze et al., 2002). Mittler-
weile wurden Verifikationsmechanismen entwickelt,
die allerdings noch skalenabhängig sind. Für klein-
räumige Bewertungen sind überzeugende statisti-
sche Ansätze entwickelt worden, um sogar minimale
Veränderungen der Biomasse zu überprüfen. Die
Verifikation der Veränderungen des im Boden
gespeicherten Kohlenstoffs bleibt aber schwierig.
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Dies hat Konsequenzen, da Kompartimente, die
keine Quelle zu sein scheinen, gemäß der UNFCCC
nicht berichtet werden müssen.Wird ein unangemes-
sener statistischer Ansatz verwendet, können Verän-
derungen verschwiegen werden, selbst wenn der
Boden zu einer Quelle geworden ist. Allerdings wer-

den derzeit auch für Böden Ansätze zur Verifikation
entwickelt. Für die regionale Ebene können die glei-
chen Ansätze wie für kleinräumige Bewertungen
verwendet werden.

Für Bewertungen auf regionaler, nationaler und
kontinentaler Ebene hat die EU in Europa mit der
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Messung durch hohe Türme begonnen. Außerdem
wird auf regelmäßigen Flügen über dem Kontinent
troposphärische Luft gesammelt. Angesichts der
großen „Fußabdrücke“ dieser Türme (500 km
Durchmesser) und der hohen Zuverlässigkeit der
Messungen von Spurengasen, könnten sie das Rück-
grat eines zukünftigen Monitoring-Netzwerkes bil-
den, das eine unabhängige Überprüfung der chemi-
schen Zusammensetzung der Atmosphäre ermögli-
chen würde. Mit den hohen Türmen werden primär
Konzentrationen und nicht Flüsse gemessen. Die
Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre,
die es zu schützen gilt, ergibt sich aus der Summe der
Flüsse aus fossilen Brennstoffen, Land- und Forst-
wirtschaft. Damit ist die Konzentration die ultima-
tive Messgröße, die anzeigt, ob die Maßnahmen des
Kioto-Protokolls eine Wirkung zeigen. Darüber hin-
aus kann anhand verschiedener Merkmale (Isotope,
korrelierende Spurengase) auf die Veränderung der
Quellen geschlossen werden.

Im 6. Rahmenprogramm hat die EU Forschungs-
projekte ins Leben gerufen, die Kohlenstoff-
veränderungen mit 10%iger Genauigkeit auf klein-
räumiger und regionaler Ebene (50x50 km) messen
sollen, indem Atmosphären- und Bodenmessungen
kombiniert werden.

4.5
Bewertung des gegenwärtigen Kioto-Protokolls
im Hinblick auf Kohlenstoffsenken

4.5.1
Historische Probleme des Kioto-Protokolls

Die Vereinbarungen in Bonn und Marrakesch bei
der 6. und 7. Vertragsstaatenkonferenz wurden von
Schulze et al. (2002) kritisch bewertet. Ein kritischer
Punkt hat seine Wurzeln in der Entstehungsge-
schichte des Kioto-Protokolls. Während einige Län-
der dafür stimmten, Senken aus Land- oder Forst-
wirtschaft sowie Aufforstung und Wiederbewaldung
einzubeziehen, strebten andere danach, diese Mög-
lichkeiten auf eine sehr begrenzte Menge der gesam-
ten Emissionsminderungen zu beschränken, um
nicht die Reduktionsverpflichtungen für Emissionen
aus fossilen Brennstoffen zu verwässern. Es wurde
daher entschieden, dass „die bloße Existenz von
Kohlenstoffvorräten nicht anrechenbar sei“.
Ursprünglich war der Satz aus der Präambel des
Bonn-Abkommens dazu gedacht, Maßnahmen, die
keine direkten Emissionsminderungen sind, einzu-
schränken. Er führt jedoch zu großen Problemen bei
der Minderung der Emissionen in die Atmosphäre.
Die Kohlenstoffvorräte im Kohlenstoffkreislauf, die

hauptsächlich in unberührten Wäldern, aber auch in
nachhaltig bewirtschafteten Wäldern aus gemäßig-
ten Zonen vorkommen (wo sie sich aufgrund ökono-
mischer Auswirkungen verändern könnten), werden
nicht berücksichtigt. Daher sind keine Anreize vor-
handen, um den Verlust dieser Vorkommen zu ver-
hindern, z. B. wenn Wälder oder Moore in Äcker
oder Plantagen umgewandelt werden. Die Schwie-
rigkeiten der Anrechnung in Annex-I- und Nicht-
Annex-I-Staaten werden derzeit vom IPCC im
„Good Practice Guidance“-Bericht bewertet. Die
folgenden Beispiele vermitteln einen Einblick in die
Entwicklungen und Risiken des Kioto-Abkommens
in seiner jetzigen Form:
• Die Einbeziehung von Aufforstung und Wieder-

bewaldung birgt die Gefahr, dass Urwälder oder
Moore zu Gunsten von Waldplantagen verloren
gehen, die weitaus geringere Mengen von Kohlen-
stoff absorbieren und enthalten als die natürlichen
Ökosysteme. Aufforstung von Torfland führt im
Allgemeinen zu verminderten Kohlenstoffvorrä-
ten im Boden (Cannell et al., 1993), während weni-
ger langfristige Kohlenstoffvorräte in der Bio-
masse und in der Streuschicht vergrößert werden.
Zudem könnte die Biodiversität des betroffenen
Ökosystems ernsthaft gefährdet werden.

• Die Wiederaufforstung von Weideland und Kul-
turflächen kann sowohl zu einem Anstieg als auch
zu einer Verringerung der Kohlenstoffvorräte im
Boden führen. Der Effekt hängt von klimatischen
Einflüssen, einer der Entwaldung vorausgehen-
den Landnutzung sowie den ursprünglichen Koh-
lenstoffvorräten im Boden ab (Vesterdal et al.,
2002; Paul et al., 2002). Beispielsweise berichten
Jackson et al. (2002) von Veränderungen bei den
Kohlestoffvorräten im Boden, die in den ersten
30–100 Jahren nach der Wiederaufforstung von
Weideland zwischen -61 t C pro ha bis +13 t C pro
ha variieren. In den meisten Gebieten überwogen
die Verluste, nur in trockenen Regionen wurden
Gewinne verzeichnet.

• Die Nettobilanz von Entwaldung und Wiederauf-
forstung ist in vielen Regionen negativ, weil die
Verluste während der Waldzerstörung meist
größer waren als die Gewinne in kürzlich wieder
aufgeforsteten Gebieten. Dies gilt besonders,
wenn alte Wälder durch schnelllebige Plantagen
ersetzt werden. Deutschland kann hier als Bei-
spiel dienen: 1.080 ha wurden zwischen 1991–1999
für den Bau von Autobahnen in den neuen Bun-
desländern gerodet. Zur gleichen Zeit wurden
2.850 ha aufgeforstet. Auf den ersten Blick ergibt
dies eine positive Bilanz. Nimmt man aber den
durchschnittlichen Kohlenstoffvorrat der oberir-
dischen Biomasse (82 t C pro ha) und im Boden
(107 t C pro ha) als Grundlage, summiert sich der
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Kohlenstoffverlust trotz Flächenausgleich auf 146
Kt C, wobei ein 50%iger Kohlenstoffverlust aus
dem Boden nach der Entwaldung sowie ein Koh-
lenstoffverlust im Boden nach der Aufforstung
angenommen werden. Es wird über 500 Jahre dau-
ern, bis die Veränderung im Bodenkohlenstoff
wieder ausgeglichen ist. Schätzungen in der Lite-
ratur zu den Verlusten an Kohlenstoffvorräten
nach der Umwandlung von Wälder in landwirt-
schaftliche Flächen reichen von 24% (Murty et al.,
2002) bis 63% über 90 Jahre in einer Studie ame-
rikanischer Agrarökosysteme (Kucharik et al.,
2001). Diese Beispiele veranschaulichen die
Schwierigkeit, eine Referenz (Baseline) zu defi-
nieren, zumal die Aktivitäten der Entwaldung und
Aufforstung an unterschiedlichen Stellen und zeit-
lich verschoben stattfinden.

• ARD (Afforestation, Reforestation und Defore-
station – Aufforstung, Wiederbewaldung und Ent-
waldung) in CDM-Ländern: Schulze et al. (2003)
belegten, dass Wiederaufforstungen nach Entwal-
dungen in tropischen Regionen eine negative
Kohlenstoffbilanz aufweisen. Große Gebiete in
den Tropen sind mit Imperata cylindrica bedeckt,
einer aggressiven Gras-Spezies mit geringem Fut-
terwert. Ihre oberirdische Biomasse von 8,5 t C pro
ha gelangt in gewissen Abständen in die Atmo-
sphäre, wenn Weideland verbrannt wird, um den
Futterwert für die Viehherden zu verbessern. Ist
die Wiederaufforstung dieser gewaltigen Gebiete
eine Möglichkeit, Kohlenstoffvorräte aufzubauen,
oder sollte man eher Imperata nutzen, deren Net-
toprimärproduktion als ein C4-Gras größer ist als
die eines Walds? In Algerien wird derzeit das Gras
Stipa tenesissima verwendet.

• Der Anteil an der Kohlenstoffspeicherung wurde
in der Forstwirtschaft auf 15% begrenzt. Dies war
das Ergebnis von Verhandlungen und beruht auf
der Annahme, dass seit 1990 nur 15% der Kohlen-
stoffsenke Wald in der Forstwirtschaft auf
menschliche Aktivitäten zurückzuführen sind und
somit anrechenbar seien. Die tatsächliche CO2-
Speicherung in Wäldern aufgrund von Manage-
mententscheidungen seit 1990 liegt aber höher
(Wirth et al., 2003).

Abb. 4.3-1 zeigt, dass beim Management ein großes
Potenzial besteht, die europäischen Netto-Kohlen-
stoffsenken zu erweitern. Allerdings bleibt strittig,
welche Instrumente hier angemessen wären:
• Landwirtschaft: Es wurde vorgeschlagen, geringe

Bodenbearbeitung (low tillage) zur Reduktion
von Kohlenstoffemissionen zu nutzen. Dies erfor-
dert aber entweder eine verstärkte Verwendung
von Herbiziden und genetisch veränderten, Her-
bizid-resistenten Kultivaren, die Verbrennung von
Rückständen oder den Wechsel von Getreidear-

ten, was regelmäßig tiefes Pflügen notwendig
macht. In vielen Gegenden Europas werden
Zuckerrüben, Kartoffeln oder andere Knollen-
früchte im Wechsel mit Getreide angebaut. Das
hierfür notwendige Pflügen setzt Kohlenstoff frei,
der zuvor bei geringer Bodenbearbeitung im
Boden gehalten wurde. Rotation von Land- und
Weidewirtschaft, wie etwa die Verwendung von
Luzerne, kann die Verluste ausgleichen, die aller-
dings größer ausfallen, wenn andere Treibhaus-
gase einbezogen werden. Die Möglichkeit, die
Kohlenstoffvorräte zu vergrößern, muss auch mit
Blick auf den Beitrag der Landwirtschaft zum
Energiesektor bewertet werden.

• Forstwirtschaft: Zahlreiche Optionen sind zur Ver-
größerung der Kohlenstoffsenke Wald durchdacht
worden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist unsicher, ob
es eine obere Begrenzung der potenziellen Sen-
kenfunktion von Waldböden gibt. Wirth et al.
(2003) haben Alternativmodelle bei der Biomasse
durchgerechnet. Die Ergebnisse zeigen, dass es
schwierig ist, die Biomasse deutscher Wälder zu
erhöhen, weil die Bestandsdichte bereits hoch und
nachhaltiges Management seit langem vorrangi-
ges Ziel der Forstwirtschaft ist. Folgende Optio-
nen sind betrachtet worden:

Veränderungen der Länge der Rotations-
periode
Steigt das Alter eines Rotationswaldes, nimmt
kurzfristig auch die Kohlenstoffspeicherung zu.
Übergangsweise führt das zu einer ungleichmäßi-
gen Altersstruktur, die zum einen zu Schwankun-
gen und langfristig zu einem Wechsel von einer
Senke zu einer Quelle führt, zum anderen aber
auch zu einer Vermehrung der Holzprodukte, die
zum Teil fossile Brennstoffe ersetzen. Zusätzlich
zeigen aktuelle Trends in der Forstindustrie eine
gegenläufige Entwicklung. Besonders bei den
Kernholzbäumen haben junge Bäume mit einem
hohen Anteil an Splintholz (einfache Behandlung
mit Chemikalien) einen großen Marktanteil
erreicht. Das Managementziel für Kiefern ist,
frühzeitig junge Bestände zu ernten. Diese Verän-
derung im Management wird zu einem großen
Verlust an Kohlenstoffsenken, einschließlich der
Böden, führen. Der Klimawandel könnte aber
auch durch Emissionen, die durch das Abholzen
alter Bestände entstehen, erheblich beschleunigt
werden.

Wechsel vom Rotationswald zu einem
Wald mit ungleichmäßiger
Altersstruktur
Ausgewähltes Einschlagen führt nicht notwendi-
gerweise zu größerer Biomasse (Wirth et al.,
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2003). Dieses Managementsystem wurde ent-
wickelt, um Stämme von hoher Qualität, nicht
aber möglichst viel Biomasse pro Fläche zu pro-
duzieren. Deshalb kann die durchschnittliche Bio-
masse bei Rotationsforstwirtschaft höher sein als
bei Wäldern mit differenzierter Altersstruktur.

Wechsel von Nadel- zu Laubwald
Obwohl es durch diesen Wechsel anfangs zu
einem Kohlenstoffverlust kommt, können langfri-
stig die Kohlenstoffbestände steigen (Fischer et
al., 2002b). Aus der Modellierung eines Wechsels
von Nadel- zu Laubwald schließen Wirth et al.
(2003), dass der bilanzierbare mittlere Kohlen-
stoffgewinn bei ungefähr 0,1 t C pro ha und Jahr
liegt, weil die Veränderung über einen sehr langen
Zeitraum stattfindet (ungefähr 200 Jahre).

Erhöhung der Kohlenstoffvorräte im
Totholz
Bewirtschaftete Wälder in Europa haben nur eine
geringe Menge an Totholz. Das Ernten ganzer
Bäume trägt dazu bei. Trotzdem ist die Erhöhung
der Kohlenstoffvorräte im Totholz langfristig eine
viel versprechende Option für den Klimaschutz,
da die mittlere Verweilzeit von Totholz signifikant
höher ist als die von Waldprodukten (Wirth et al.,
2003), deren energetische Nutzung nicht berück-
sichtigt ist. Das hat Konsequenzen für die Bilan-
zierung der Entwurzelung von Bäumen durch
Stürme.

Vermeidung der Abholzung von Wäldern
und Schaffung von Schutzgebieten
Die Vermeidung von Abholzung erhöht die po-
tenziellen Kohlenstoffsenken. Sowohl geschützte
als auch Primärwälder erreichen eine maximale
Biomasse, die höher ist als bei bewirtschafteten
Wäldern (Mund und Schulze, 2003). Offensicht-
lich gibt es weitere Prozesse, die zu Unterschieden
zwischen unbewirtschafteten und bewirtschafte-
ten Wäldern führen. Die Kohlenstoffvorräte im
Totholz und im Boden sind in unbewirtschafteten
Waldflächen höher. Mit dem hohen Anteil an
geschützten alpinen Wäldern in Österreich, Slo-
wenien und der Slowakei kann man wahrschein-
lich die hohe Effektivität der Waldsenke in diesen
Ländern erklären (Abb. 4.3-1).

4.5.2
Mit der Bestimmung von Senken verbundene
Probleme

Kohlenstoffsenken werden in der Land- und Forst-
wirtschaft sowie beim CDM mit unterschiedlichen

Methoden ermittelt. Dadurch sind die Berechnun-
gen kaum nachvollziehbar und Vergleiche schwierig.
Die einzige Gemeinsamkeit der drei Methoden
besteht darin, dass die Länder Projekte auswählen
können, bei denen Kohlenstoffgewinne auftreten,
während Situationen vernachlässigt werden, bei
denen Kohlenstoff emittiert wird. Wenn das Vorzei-
chen der Nettoveränderungen wechselt und Länder
zwischen 1990 und 2008 zu Emittenten werden, wer-
den sie (bis 2005) den Artikel 3.4 nicht anwenden
oder sich auf den Gewinn im Jahr 1990 im Vergleich
zur Verpflichtungsperiode 2008–2012 beziehen. In
der Forstwirtschaft werden Verluste zwischen 1990
und 2007 in den nationalen Berichten an die
UNFCCC aufgeführt, jedoch nicht dem Kioto-Proto-
koll zugerechnet, weil sie vor der Verpflichtungsperi-
ode 2008–2012 stattgefunden haben. Beim CDM ist
die Veränderung im Vergleich zu einer Referenzent-
wicklung anrechenbar; das Ergebnis hängt von der
Auswahl der Referenz ab. Wenn der Kohlenstoffvor-
rat vor der Abholzung von Wäldern die Referenz
darstellen würde, wäre keines der CDM-Auffor-
stungsprojekte eine Senke. So zeigen Houghton et al.
(1999) für die USA, dass die Abholzung in der Ver-
gangenheit die Basis für die derzeitige Kohlenstoff-
senke der USA darstellt. Die Annex-I-Länder müs-
sen 2005 entscheiden, ob sie die Bilanzierung von
bewirtschafteten Senken gemäß Artikel 3.4 erlauben
wollen.

4.6
Bewertung der Bonn-Vereinbarung und
Überlegungen für zukünftige
Verpflichtungsperioden

Die Bewertung zeigt, dass die derzeitigen Art. 3.3
und 3.4 des Kioto-Protokolls und der Text in den
Bonn-Vereinbarungen nicht geeignet sind, zum Kli-
maschutz beizutragen:
• Der aktuelle Text fördert die Kohlenstoffseque-

strierung auf großer Fläche nicht.
• Das Kioto-Protokoll stellt keine Mechanismen

zur Verfügung, um die großen Kohlenstoffvorräte
unberührter und langfristig gewachsener Waldbe-
stände zu schützen.

• Die Akkumulation von Biomasse in bewirtschaf-
teten Wäldern kann nur einen Aufschub darstel-
len, weil sie zu einem späteren Zeitpunkt geschla-
gen werden. Deshalb sind diese Senken im Sinne
des Kioto-Protokoll nicht dauerhaft, obwohl der
Wald weiterhin dazu dient, den Klimawandel auf-
zuhalten und Waldprodukte dazu genutzt werden
können, fossile Brennstoffe zu ersetzen.

Bei der Frage nach der „Permanenz“ biologi-
scher Senken in der Forstwirtschaft muss berück-
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sichtigt werden, dass die Umtriebszeit (das ist die
Zeit des Wachstums bis zur nutzbaren Baum-
größe) in Europa zwischen 80 und 300 Jahren
liegt. Damit ist diese Sequestrierung langfristiger,
als der in diesem Gutachten betrachtete Zeit-
raum. Moderne Forstwirtschaft zeichnet sich
dadurch aus, dass Bestände eine unterschiedliche
Altersstruktur aufweisen. Das führt einerseits
dazu, dass sie Schwankungen der Kohlenstoff-
vorräte ausgleichen können, andererseits dazu,
dass sie nicht anrechenbar sind, weil ein solch
ungleichmäßiger Bestand nicht zu Nettoverände-
rungen der Biomasse führt, selbst wenn ein nach-
haltiger Holzeinschlag stattfindet.

Geht man von diesen Schwächen des aktuellen
Kioto-Protokolls bei der Erfassung terrestrischer
Kohlenstoffquellen und -senken aus, scheint es ange-
bracht, Änderungen für zukünftige Verpflichtungs-
perioden zu fordern. Diese Änderungen umfassen:
• full carbon accounting: Der EU-Forschungsver-

bund CarboEurope hat bereits während der 6.
Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC in Bonn
empfohlen,Artikel 3.3 und 3.4 zusammenzufassen
und die Bewertung auf Grundlage des full carbon
accounting vorzunehmen. Für die Atmosphäre
spielen einzelne Managementkomponenten der
Forstwirtschaft keine Rolle: Wichtig sind die
regionalen Veränderungen der Kohlenstoff-
vorräte und die Gesamtemissionen der Landwirt-
schaft, die in die Atmosphäre gelangen. Die aktu-
ellen Probleme der Überprüfung resultieren
hauptsächlich aus der Vorstellung, dass direkte
und indirekte anthropogene Faktoren getrennt
betrachtet werden müssen, und nicht aus der feh-
lenden Technik. Die Überprüfung aller Kohlen-
stoffquellen und -senken (und nicht selektiver
Anteile) ist auf allen Ebenen möglich und kann
trotz ihrer natürlichen geografisch und jahreszeit-
lich bedingten Variabilität auf allen Skalen kon-
trolliert werden. Dabei beeinflusst der Nettofluss
(fossil plus Landoberfläche) die Atmosphäre und
nicht partielle Flüsse. Er induziert damit den Kli-
mawandel. Durch das System des full carbon
accounting würde die Trennung in direkte und
indirekte anthropogene Effekte vermieden.
Zusätzlich würden verschiedene räumliche Skalen
als Teil der Überprüfung zugrunde gelegt (das
upscaling von terrestrischen Beobachtungen muss
dem downscaling der atmosphärischen Beobach-
tungen entsprechen). Das kann nicht im Rahmen
des Kioto-Protokolls erfolgen.

• Erhaltung von Kohlenstoffvorräten: Aufgrund der
Emissionen aus der Landnutzung und der Verän-
derung der Landnutzung scheint die Erhaltung
der vorhandenen Kohlenstoffvorräte wichtiger als
die Ausweitung von Senken. Das bestehende

Bilanzierungssystem ist für bewirtschaftete
Systeme nicht geeignet oder führt zu Situationen,
in denen nur Senken, aber keine Quellen angege-
ben werden.

Darüber hinaus ist die gegenwärtige Form des Kioto-
Protokolls für das Forstmanagement ungeeignet: (1)
Das ausgewählte minimale Gebiet für Projekte ist zu
klein und wird den Möglichkeiten des Managements
nicht gerecht; (2) Die dauerhafte Klassifizierung
eines Gebiets entweder als „Kioto-Wald“ oder
„Nicht-Kioto-Wald“ führt zu Interessenkonflikten
zwischen einer Abschwächung des Klimawandels
und Optionen des Forstmanagements; (3) Es besteht
ein Konflikt zwischen dem Fokus auf Aktionen, die
von Menschen verursacht werden, und der Multi-
funktionalität von Wäldern; (4) Die Tatsache, dass
vormals unbewirtschafteter (ursprünglicher) Wald
weder im Bilanzierungsschema noch in der Referenz
erfasst wird, verhindert Emissionen aus der primären
Ausbeutung dieser Waldflächen nicht; (5) Unter-
schiedliche Bilanzierungsschemata für Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft und CDM führen zu einer
hohen Intransparenz des gesamten Prozesses und
erleichtern es Ländern, ihre Senken anrechnen zu
lassen, während sie ihre Quellen bei der Landnut-
zung nicht ausweisen.

Das Problem der Forstwirtschaft ist, dass in den
Wäldern sehr große Kohlenstoffvorräte gespeichert
sind, die innerhalb kurzer Zeit freigesetzt, jedoch nur
in relativ geringen Mengen über lange Zeiträume
wieder aufgebaut werden können. Die Zeitkonstan-
ten für Zerstörung und Regeneration unterscheiden
sich wie bei den Böden um Größenordnungen. Ein
Baum ist in fünf Minuten gefällt, es bedarf aber 50
Mio. Minuten, bis ein Baum auf eine nutzbare Größe
gewachsen ist. Die Asymmetrie von Zerstörung und
Regeneration wird im aktuellen Kioto-Protokoll
nicht berücksichtigt, weil es die Bilanzierung von
Kohlenstoffsenken explizit ausschließt („das bloße
Vorhandensein von Kohlenstoffspeichern ist nicht
anrechenbar“).





5Konkrete Ausgestaltung des künftigen Klimaschutzregimes

5.1
Volle Berücksichtigung von
Treibhausgasemissionen und -vorräten (full carbon
accounting)

Um einen effektiven Klimaschutz zu gewährleisten,
müssen alle Treibhausgasemissionen erfasst werden,
neben CO2 also auch Methan, Lachgas und andere
klimawirksame Gase. Zur Vergleichbarkeit sollten
die Treibhausgase – wie im Kioto-Protokoll vorgese-
hen – in äquivalente CO2-Emissionen („Treibhaus-
gaskorb“) umgerechnet werden.

Institutionelle Trennung von
Emissonsminderungen und Erhaltung der
Kohlenstoffvorräte 
Für die Emissionen von Treibhausgasen aus der Nut-
zung fossiler Brennstoffe und die Verteilung der
Reduktionspflichten sollte der Ansatz „Verringe-
rung und Konvergenz“ (Contraction and Conver-
gence – C&C) verwendet werden. Treibhausgas-
vorräte in der terrestrischen Ökosphäre sollten
davon getrennt behandelt werden. Der Beirat spricht
sich für ein eigenes „Vorräteprotokoll“ aus, das die
Klimarahmenkonvention (UNFCCC) ergänzen
sollte. In diesem Protokoll sollte u. a. auch die Anre-
chenbarkeit von Auf- und Wiederaufforstungspro-
jekten geregelt sein. In den Kapitel 5.2–5.4 geht der
Beirat zunächst auf die mögliche Ausgestaltung des
Protokolls zur Begrenzung der Emissionen von
Treibhausgasen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe
ein. In Kapitel 5.5 wird die Grundidee eines separa-
ten Protokolls zu Kohlenstoffvorräten und Senken
vorgestellt.

Verlässliche Inventare für Emissionen und
Vorräte
Zu den Voraussetzungen für ein effektives interna-
tionales Klimaschutzregime zählen verlässliche und
detaillierte Treibhausgasinventare. Hierunter sind
sowohl regelmäßige, zuverlässige Berichte über Ver-
änderungen der Vorräte als auch detaillierte Anga-
ben über Ausmaß und sektorale Herkunft der Treib-

hausgasemissionen zu verstehen (IPCC et al., 1996;
IPCC, 2001e).

Darüber hinaus ist mit weiteren Anforderungen
an die Inventare zu rechnen, wenn ein full carbon
accounting für die Quellen und Senken der terrestri-
schen Biosphäre (Kap. 4) eingeführt wird. Dazu
bedarf es einer vollständigen Erfassung aller Vorräte
und Flüsse sowohl für natürliche als auch für bewirt-
schaftete Ökosysteme.

5.2
Das Regime der „Verringerung und Konvergenz“
für Treibhausgasemissionen

Der WBGU empfiehlt für eine zweite Verpflich-
tungsperiode im Kioto-Protokoll den Ansatz zur
„Verringerung und Konvergenz“, der eine lineare
Konvergenz der Emissionsanteile zu gleichen Pro-
Kopf-Emissionsrechten bis zum Jahr 2050 vorsieht
(Kap. 3). Im Idealfall würden dann alle Staaten abso-
lute Obergrenzen für die Emission von Treibhausga-
sen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe überneh-
men. Hierdurch würde die bisher im Kioto-Protokoll
vorgenommene Unterscheidung zwischen Annex-I-
Staaten und Nicht-Annex-I-Staaten entfallen. Damit
stünden die Möglichkeit der Gemeinsamen Erfül-
lung („bubbles“, z. B. Lastenteilung der EU gemäß
Art. 4 UNFCCC) ebenso wie die flexiblen Mechanis-
men des Emissionshandels und der Gemeinsamen
Umsetzung grundsätzlich allen Staaten zur Verfü-
gung. Um die Bereitschaft zur Übernahme der Emis-
sionsobergrenzen zu fördern, sollten auch die übri-
gen Instrumente, insbesondere der Zugang zu den
Klimafonds (Kap. 5.5.1), von der Teilnahme an C&C
abhängig gemacht werden.

Sollte sich allerdings herauskristallisieren, dass
einzelne Entwicklungsländer nicht in der Lage bzw.
nicht bereit sind, von Anfang an absolute Emissions-
begrenzungen zu akzeptieren, hält der Beirat eine
Sonderklausel für wirtschaftlich wenig leistungs-
fähige und relativ emissionsarme Länder für tolera-
bel (Toleranzklausel). Das modifizierte C&C-
Regime sähe in Anlehnung an eine reduzierte Form
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des Mehrstufenansatzes (Kap. 3) so aus, dass Staaten
nur dann absolute Emissionsobergrenzen überneh-
men müssen, wenn sie einen bestimmten Schwellen-
wert eines Indikators überschreiten, der sich etwa an
den Pro-Kopf-Emissionen und dem Pro-Kopf-Ein-
kommen orientiert. Länder, die diesen Wert nicht
erreichen, dürften auf Antrag die Toleranzklausel in
Anspruch nehmen und müssten vorerst keine abso-
luten Emissionsobergrenzen einhalten. Damit das
Klimafenster trotz einer Toleranzklausel eingehalten
werden kann, müssten sich die an C&C teilnehmen-
den Länder verpflichten, die verbleibenden Redukti-
onslasten unter sich aufzuteilen. Der Schwellenwert
muss daher so angesetzt werden, dass die zusätzli-
chen Lasten für die teilnehmenden Länder tragbar
sind. Das Toleranzkriterium ist außerdem so zu
wählen, dass zumindest alle wirtschaftlich fortge-
schrittenen Entwicklungsländer und die Schwellen-
länder in die Verpflichtungen einbezogen werden.
Da Entwicklungsländer ohne absolute Emissions-
obergrenze nicht am Emissionshandel teilnehmen
können, dennoch aber in den internationalen Klima-
schutz eingebunden sein sollten, empfiehlt sich bei
diesem modifizierten Ansatz, das Instrument des
CDM grundsätzlich beizubehalten. Durch die Mög-
lichkeit, CDM-Gutschriften in den Emissionshandel
einzubringen, könnten zudem die an C&C teilneh-
menden Länder entlastet werden.

Der WBGU sieht die Gefahr, dass sich einzelne
Staaten der Übernahme von Emissionsobergrenzen
gänzlich verweigern und ein Trittbrettfahrer-Verhal-
ten einnehmen könnten. Für diesen Fall hat das in
London ansässige Global Commons Institute, auf
welches das C&C-Modell zurückgeht, eine „Global
Climate Community“ vorgeschlagen: Eine Gruppe
von Kernstaaten (EU, einige Umbrella-Staaten, Ent-
wicklungsländer) übernimmt Emissionsreduktionen
nach dem Prinzip des C&C. Der Beirat empfiehlt
selbst bei Fernbleiben wichtiger Länder, dass die
Koalition freiwilliger Teilnehmer am Grundgedan-
ken des C&C-Zuteilungsansatzes festhält. Der Bei-
rat betont jedoch ausdrücklich, dass dann das Klima-
schutzziel mit hoher Wahrscheinlichkeit verfehlt
würde und zwar umso deutlicher, je mehr Großemit-
tenten sich dem Regime verweigern. Ziel der Vorrei-
ter muss es folglich sein, den Teilnehmerkreis mög-
lichst rasch und umfassend zu erweitern. Positive
Anreize allein dürften zu kurz greifen. Diejenigen
finanziellen Mittel, die andererseits notwendig
wären, um die Teilnahme aller Trittbrettfahrer zu
„erkaufen“, wären nicht aufzubringen. Daher sollten
die freiwilligen Teilnehmer vereinbaren, dass sie
gegebenenfalls politische und ökonomische Sanktio-
nen gegenüber Trittbrettfahrern ergreifen werden.

5.3
Verbesserung der Treibhausgasinventare

Die Klimarahmenkonvention verpflichtet alle Ver-
tragsstaaten, also auch die Entwicklungsländer, zur
Aufstellung von Inventaren für alle Treibhausgase,
die nicht durch das Montrealer Protokoll kontrolliert
werden (Art. 4.1 und 12 UNFCCC). Allerdings wer-
den derzeit an Anlage-I-Staaten höhere Anforderun-
gen gestellt, was die Vollständigkeit und Genauigkeit
sowie die Häufigkeit der Informationen angeht. Den
am wenigsten entwickelten Ländern (LDC) ist frei-
gestellt, wie regelmäßig sie berichten.

Bei der Einführung von C&C müssten für alle
Länder die gleichen Anforderungen wie heute bei
den Anlage-I-Staaten gelten. Diese müssen jährlich
ihre Inventare offenlegen, die außerdem von inter-
nationalen Experten begutachtet werden. Weiterhin
gibt es zusätzliche Verpflichtungen aus dem Kioto-
Protokoll. Diese Anforderungen werden allerdings
noch nicht von allen Anlage-I-Staaten erfüllt
(Herold, 2003). Korrekte Angaben über die Emissio-
nen von Treibhausgasen aus der Nutzung fossiler
Brennstoffe sind eine zentrale Bedingung für die
Realisierung des vom Beirat befürworteten C&C-
Ansatzes. Hier erhalten grundsätzlich alle Länder/
Regionen direkt absolute Emissionsobergrenzen
und können am Emissionshandel partizipieren.
Wenn Entwicklungsländer vollständig in den Handel
integriert werden sollen, sind neben Angaben zu
CO2-Emissionen auch differenzierte Bilanzen ande-
rer, in dieser Ländergruppe besonders wichtiger
Emissionen notwendig, wie z. B. Methan oder Lach-
gas.

Bisher haben zahlreiche Staaten keine verlässli-
chen Inventare aufgestellt. Dies liegt zum einen
daran, dass vielen Entwicklungsländern die erforder-
lichen technischen, finanziellen und/oder institutio-
nellen Voraussetzungen für die Aufstellung regel-
mäßiger und vollständiger Inventare fehlen. Zur
Reduzierung solcher Hindernisse bedarf es zusätzli-
cher Maßnahmen in der technischen Zusammenar-
beit. Deren Finanzierung sollte jedoch nicht zu
Lasten der ohnehin knappen Mittel der Entwick-
lungszusammenarbeit gehen, sondern durch eine
zusätzliche Aufstockung der GEF erfolgen (Kap.
5.5.1). Auch ein Begutachtungsverfahren, wie es für
Anlage-I-Staaten vorgeschrieben ist, würde die Qua-
lität der Inventare deutlich erhöhen (Herold, 2003).

Vor allem existieren derzeit auch politische Vor-
behalte gegenüber der Erstellung und Pflege zuver-
lässiger Inventare (IEA, 2001). Diese Widerstände
lassen sich voraussichtlich ausräumen, wenn die
Übernahme von Emissionsobergrenzen zu Beginn
wirtschaftlich möglichst attraktiv gestaltet und
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gleichzeitig die Teilnahme am Emissionshandel auch
den Entwicklungsländern nur gestattet wird, wenn
die Inventare anspruchsvollen qualitativen Anforde-
rungen genügen. Die Attraktivität hängt also vom
Zuteilungsverfahren für Emissionsrechte und von
der Gestaltung des Emissionsrechtehandels ab. Je
höher die voraussichtlichen Einnahmen aus dem
Emissionsrechtehandel sind, desto größer ist der
Anreiz zur Teilnahme und damit auch die Bereit-
schaft und Fähigkeit zur Inventarisierung. Der vom
Beirat favorisierte C&C-Ansatz erfüllt diese Anreiz-
funktion vor allem für die ärmeren Entwicklungslän-
der, die Nettoverkäufer von Emissionsrechten sein
werden. Entwicklungsländer, die infolge relativ
hoher Pro-Kopf-Emissionen in naher Zukunft ihr
Emissionsniveau werden senken müssen, haben
dagegen geringere Anreize.

Wenn jedoch durch eine Toleranzklausel verschie-
denen Ländern die Möglichkeit eingeräumt wird,
vorerst keine Emissionsobergrenzen anzunehmen,
bietet die Teilnahme am Emissionshandel keinen
hinreichenden Anreiz zur Inventarisierung. Diese
Länder können dann ohnehin nicht am Emissions-
handel teilnehmen. Stattdessen würde dann der
CDM solche Anreize schaffen: Seine Inan-
spruchnahme ist ebenfalls an die Einhaltung
bestimmter, wenngleich weniger anspruchsvoller
Inventarisierungserfordernisse geknüpft. Dabei
sollte weniger die Qualität als vielmehr die Bereit-
schaft zur Inventarisierung im Vordergrund stehen.
Damit der CDM diese Anreizfunktion erfüllen kann,
ist sicherzustellen, dass die Bereitschaft dieser Län-
der zur Erstellung verlässlicher Inventare tatsächlich
zur Bedingung für die Anrechenbarkeit von Gut-
schriften gemacht wird, die aus CDM-Projekten in
diesen Ländern resultieren.

5.4
Weiterentwicklung der flexiblen Mechanismen

5.4.1
Clean Development Mechanism

Zukünftige Bedeutung des CDM
Der Clean Development Mechanism (CDM) gilt als
das wichtigste Instrument des Kioto-Protokolls, um
Staaten, für die keine verbindlichen Reduktionsziele
in der ersten Verpflichtungsperiode bestehen, an
internationalen Klimaschutzaktivitäten zu beteili-
gen. CDM-Gutschriften können gemäß der
Beschlüsse von Marrakesch in den Emissionshandel
einfließen. Schätzungen über das Marktvolumen des

CDM im Jahr 2010 liegen bei 0,2–2,6 Mrd. t CO2-
Äquivalenten, die Zahlungsströme werden auf 10–50
Mrd. US-$ geschätzt (KfW, 2001). Diese Schätzungen
beziehen die USA als voraussichtlich größten Netto-
nachfrager von Emissionsrechten ein. Neuere Schät-
zungen ohne die USA beziffern den erwarteten Mit-
teltransfer für die erste Verpflichtungsperiode 2008–
2012 auf lediglich 1,5–10,7 Mrd. US-$ (Michaelowa et
al., 2003).

Auch bei einer Einführung von C&C und damit
einer Ausweitung der beteiligten Staaten dürfte der
CDM seine zentrale Anbindungsfunktion zunächst
nicht verlieren, weil vermutlich nicht alle Staaten von
Anfang an vollständig in den Emissionshandel inte-
griert sein werden: Zum einen, weil nicht alle die
Inventarisierungserfordernisse erfüllen, zum ande-
ren, weil der modifizierte C&C-Ansatz ermöglicht,
dass bestimmte Länder temporär nicht teilnehmen
(Toleranzklausel). Schließlich muss im Zusammen-
hang mit Fragen der institutionellen Umgestaltung
auch an die – aus Sicht des Beirats wenig zukunfts-
weisende – Möglichkeit gedacht werden, dass sich die
Vertragsstaaten nicht auf C&C mit Beteiligung aller
Länder einigen werden, sondern auf eine modifi-
zierte Fortschreibung des Kioto-Protokolls. Daher
behandelt der Beirat im Folgenden sinnvolle
Ansätze zu einer Weiterentwicklung des CDM.

Anbindungsfunktion des CDM stärken
Die Kernziele des CDM sollten nach Auffassung des
WBGU die Förderung von technischen Klima-
schutzprojekten in Entwicklungsländern und die
Heranführung dieser Länder an die Übernahme
absoluter Emissionsobergrenzen bzw. an den Emissi-
onsrechtehandel sein. Daher sollten möglichst viele
der nicht vollständig in das Reduktionssystem inte-
grierten Länder in den CDM einbezogen werden.
Bisherige Erfahrungen mit CDM in der AIJ-Projekt-
phase (Activities Implemented Jointly) lassen indes
vermuten, dass Projekte meist nur in denjenigen Ent-
wicklungsländern durchgeführt werden, in die auch
der Großteil der Auslandsdirektinvestitionen fließt
(Michaelowa et al., 2003). Damit CDM-Projekte ver-
mehrt auch an anderen, ökonomisch weniger attrak-
tiven Standorten stattfinden, sollten mehr internatio-
nale Mittel zur Schaffung der infrastrukturellen und
institutionellen Grundvoraussetzungen für CDM-
Projekte bereitgestellt werden. Dazu könnte etwa
der Least Developed Countries Fund dienen (Kap.
5.7). Denkbar wären auch Anreize zur Durchführung
von CDM in bislang vernachlässigten Ländern oder
speziell in LDC – z. B. in Form höherer CDM-Gut-
schriften. Dies könnte allerdings Verzerrungen zula-
sten der anderen Länder hervorrufen und/oder die
ökologische Effektivität des globalen Klimaschutzes
mindern.
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Mitnahmeeffekte reduzieren und „perverse“
Anreize vermeiden
Die bisherigen Vorläufer der CDM-Projekte sind
häufig ökologisch fragwürdig oder durch Mitnah-
meeffekte gekennzeichnet. Es werden Gutschriften
für Projekte beantragt, die ohnehin – also auch ohne
das Kioto-Protokoll und dessen flexible Mechanis-
men – durchgeführt worden wären. Insbesondere bei
Senkenprojekten setzen die momentanen Kriterien
zur Anrechenbarkeit zusätzlich “perverse“ Anreize,
d. h. der CDM fördert die Vernichtung von Kohlen-
stoffvorräten, etwa von Primärwäldern (Kap. 4).
Daher müssen strengere Auswahlkriterien angelegt
werden. Entscheidend zur Vermeidung von Mitnah-
meeffekten ist vor allem eine klare und bindende
Definition der Zusätzlichkeit im Vergleich zum
Referenzfall. Die internationale Klimapolitik unter-
scheidet zwischen Zusätzlichkeitskriterien für Pro-
jekte im Bereich der Senken und anderen CDM-Pro-
jekten. Der WBGU behandelt zunächst nur CDM-
Projekte ohne Senkenbezug, weil nach seiner Auffas-
sung Senken ab der zweiten Verpflichtungsperiode
gänzlich aus dem CDM ausgegliedert werden sollten
(Kap. 4 und 5.5).

Ansatz der „Zusätzlichkeit von
Investitionen“
Für Projekte ohne Senkenbezug wurden in Marra-
kesch drei alternative Ansätze vereinbart, mit denen
Antragsteller die eingesparten Treibhausgasemissio-
nen berechnen können, also die Emissionen, die
ohne CDM stattgefunden hätten (Referenzfall).
Zwei der Ansätze gehen vom Status Quo als Refe-
renzfall aus und geben daher nur bedingt Auskunft
über das Emissionsvolumen, das ohne CDM tatsäch-
lich freigesetzt worden wäre. Der dritte Ansatz mit
zusätzlichen Investitionen (investment additionality)
kommt diesem Anspruch näher. Als Referenz dient
die Menge an Emissionen, die ausgestoßen würde,
wenn der Investor die Technologie einsetzen würde,
die aus betriebswirtschaftlichen Gründen die „geeig-
nete“ wäre, um einen bestimmten Bedarf, z. B. an
Energie, vor Ort zu befriedigen. Setzt er eine
betriebswirtschaftlich weniger günstige Technologie
ein, die aber weniger Treibhausgase emittiert, erhält
er CDM-Gutschriften in Höhe des Emissionsunter-
schieds.

Zu den Schwächen dieses theoretisch eleganten
Ansatzes der Zusätzlichkeit von Investitionen zählt,
dass seine Standardisierung äußerst schwierig ist.
Zum einen gibt es unterschiedliche Methoden der
Kosten-, Leistungs- und Investitionsrechnung, zum
anderen spielen subjektive Kriterien bei der Festle-
gung der entscheidenden Parameter eine große
Rolle. Außerdem erhöht der Ansatz infolge der auf-
wändigen Berechnung und Überprüfung die Kosten

von CDM-Projekten. Würde der Ansatz verpflich-
tend, würde dies die Verbreitung von CDM-Projek-
ten behindern und die ökonomische Effizienz des
Klimaschutzes reduzieren. Der WBGU hält es daher
für nicht zielführend, den Ansatz der Zusätzlichkeit
von Investitionen als verpflichtende Methode für alle
CDM-Projekte erneut in die Verhandlungen einzu-
bringen. Stattdessen sollte dieser Ansatz lediglich für
Großprojekte verpflichtend gemacht werden. Als
Kriterien könnten ansonsten sowohl die Projektko-
sten als auch das Volumen der beantragten CDM-
Gutschriften herangezogen werden.

Positiv- oder Negativlisten von Projekten
Die Gefahr, dass CDM-Gutschriften für nichtnach-
haltige Projekte erteilt werden, kann durch Positiv-
oder Negativlisten von Projekten verringert werden.
Der Ausschluss bestimmter Projekttypen in Form
einer Negativliste hätte gegenüber einer Positivliste
den Vorteil, dass ihre Formulierung weniger voraus-
schauende Informationen erfordert, den Akteuren
mehr Flexibilität einräumt und somit im Allgemei-
nen weniger restriktiv auf die Verbreitung von CDM-
Projekten wirkt. Andererseits ist eine Negativliste
weniger zielgenau. Sie kann ferner zumindest in der
subjektiven Wahrnehmung der Akteure stärker dis-
kriminierend als eine Positivliste erscheinen. Ent-
sprechend könnte sich eine Einigung auf grundsätz-
lich nicht förderungswürdige Projekte als noch
schwieriger erweisen.

Der WBGU empfiehlt, die Idee einer Positivliste,
die bereits von den Vertragsstaaten abgelehnt wurde,
vorerst nicht wieder aufzugreifen. Stattdessen sollte
das Konzept der Prioritätenliste verfolgt werden, das
für bestimmte Projekttypen erleichterte Antrags-
und Prüfungsverfahren vorsieht (WWF, 2000).
Zusätzlich könnten Gutschriften aus Projekten, die
aufgrund ihres Typs nicht als prioritär eingestuft wer-
den, mit weniger als 100% im Emissionsrechtehandel
anerkannt werden. Schließlich plädiert der WBGU
aufgrund seiner negativen Einschätzung der Kernen-
ergie (WBGU, 2003) dafür, dass die weiche Formu-
lierung der Vertragsstaaten über nukleare Projekte
so verändert wird, dass diese nicht anrechenbar sind
(Ein-Punkt-Negativliste).

CDM-Projekte nicht durch eine Gebühr
behindern
Die Absicht der Vertragsstaaten, den Anpassungs-
fonds durch eine Gebühr in Höhe von 2% des Wer-
tes der durch CDM erzeugten Emissionsgutschriften
zu finanzieren, stellt eine generelle Schlechterstel-
lung von CDM-Gutschriften gegenüber anderen fle-
xiblen Mechanismen dar. Diese Gebühr dürfte das
CDM-Volumen verringern und so seine Einbin-
dungsfunktion beeinträchtigen. Hinzu kommt, dass
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zumindest ein Teil der Gebühr voraussichtlich auf die
Entwicklungsländer abgewälzt wird. Dies würde
nicht nur die Anreize zur Teilnahme an CDM-Pro-
jekten senken, sondern wäre auch verteilungspoli-
tisch fragwürdig.

Gebühren sollten nicht allein auf den CDM erho-
ben werden, der bei C&C langfristig ohnehin entfal-
len wird. Denkbar wäre eine Abgabe für alle Trans-
aktionen im Rahmen der flexiblen Mechanismen,
deren Höhe sich idealerweise nicht an den Erforder-
nissen des Klimaschutzfonds ausrichten, sondern
möglichst nur die administrativen Kosten widerspie-
geln sollte, die durch den Einsatz der flexiblen Instru-
mente entstehen. Für die Finanzierung der Fonds
sind andere Lösungen anzustreben, die den Prinzi-
pien einer gerechten und zuverlässigen Finanzierung
eher entsprechen (Kap. 5.7).

5.4.2
Gemeinsame Umsetzung (Joint Implementation)

Die projektbezogene Zusammenarbeit zwischen
zwei Annex-I-Ländern hatte in der Pilotphase der
gemeinsamen Umsetzung (Activities Implemented
Jointly – AIJ) nur eine nachgeordnete Bedeutung.
Insbesondere durch die Einbeziehung der Gutschrif-
ten in den Emissionshandel dürfte die Bedeutung
der gemeinsamen Umsetzung während der ersten
Verpflichtungsperiode weiter sinken.

Daher ist über die vollständige Überführung der
gemeinsamen Umsetzung in den Emissionshandel
nachzudenken. Einerseits könnte so der umweltpoli-
tische Instrumentenkasten vereinfacht werden.
Andererseits könnte der Fortbestand jedoch sinnvoll
sein, um laufende CDM-Projekte – allerdings nicht
Senkenprojekte – weiterzuführen, indem sie in Pro-
jekte der gemeinsamen Umsetzung umgewandelt
werden. Das Konzept der gemeinsamen Umsetzung
könnte darüber hinaus bei Projekten hilfreich sein,
die von der Einbringung in den Emissionshandel
ganz oder teilweise ausgeschlossen sind.

Daher plädiert der WBGU dafür, die gemeinsame
Umsetzung gegen Ende der ersten Verpflichtungspe-
riode zu überprüfen, mit der Option, den Mechanis-
mus im Emissionshandel aufgehen zu lassen bzw. mit
dem gegebenenfalls weiter bestehenden CDM zu
verschmelzen. So könnten etwa JI-Projekte, die der-
zeit zwischen Annex-I-Staaten vereinbart sind, die
nicht ihre Inventarisierungspflichten erfüllen, in
einen modifizierten CDM überführt werden.

5.4.3
Emissionshandel

Marktliquidität sichern
In verschiedenen Studien zum zukünftigen Emissi-
onshandel werden Befürchtungen geäußert, dass es
zu einem Angebotsüberhang (verursacht z. B. durch
Großemittenten wie den USA, die ihren Verpflich-
tungen nicht nachkommen bzw. dem Regime fern-
bleiben), zu Angebotsengpässen infolge unerwartet
hoher Emissionsvermeidungskosten oder zu strate-
gischem Horten von Emissionszertifikaten kommen
könnte (Michaelowa et al., 2003). Die Folge wären
unangemessene Zertifikatspreise, die entweder sehr
niedrig oder sehr hoch ausfallen, sowie extreme
Preisschwankungen. Die Funktionsfähigkeit des
Preismechanismus und die Stabilität eines Marktes
hängen u. a. von der Liquidität und der Zahl der Teil-
nehmer ab. Insoweit empfiehlt sich auch aus diesem
Grund ein Regime zur Verteilung von Reduktions-
pflichten, das für eine möglichst hohe Zahl von Län-
dern absolute Emissionsobergrenzen vorsieht. Der
C&C-Ansatz erscheint auch deshalb besonders
geeignet.

Überlegungen, den Privatsektor am internationa-
len Zertifikatshandel zu beteiligen, lehnt der WBGU
zum jetzigen Zeitpunkt ab. Verhandlungen hierzu
komplizieren den klimapolitischen Einigungspro-
zess, ihre Umsetzung erhöht den administrativen
Aufwand.Außerdem senkt die Teilnahme der Privat-
wirtschaft die Volatilität der Preise nicht notwendi-
gerweise, sondern erhöht sie sogar möglicherweise.

Klimazentralbank zur Glättung von
Preisanstiegen
Die heutigen Annex-I-Staaten sowie eine wachsende
Zahl anderer Länder werden nach den Ergebnissen
der Szenarios spätestens auf mittlere Sicht auf den
Erwerb von Emissionszertifikaten angewiesen sein.
Dies setzt allerdings voraus, dass erstens die insge-
samt zulässige Emissionsmenge auf das Maß redu-
ziert wird, das zur Vermeidung einer gefährlichen
Klimaveränderung erforderlich erscheint (Kap. 2),
und dass zweitens ein Zuteilungsmechanismus für
Emissionsrechte gemäß C&C-2050 realisiert wird.
Mit dem ökonomischen Modell, das der Errechnung
der Zertifikatspreise in den verschiedenen Szenarios
zugrunde liegt, können zwar Aussagen über voraus-
sichtliche langfristige Preistrends entlang von Markt-
gleichgewichten abgeleitet werden, der Preisbil-
dungsprozess dürfte aber in der Praxis zu kurz- und
mittelfristig abweichenden Ergebnissen führen. Es
herrscht also Unsicherheit über die Entwicklung der
Zertifikatspreise, etwa aufgrund nicht vorhersehba-
rer ökonomischer, politischer und technologischer



70 5 Institutionelle Ausgestaltung des künftigen Klimaschutzregimes

Entwicklungen und wegen des äußerst heterogenen
Teilnehmerkreises am Handel (Baumert et al., 2003).
Außerdem besteht die Gefahr deutlicher Preisan-
stiege, etwa infolge strategischen Verhaltens der
Marktteilnehmer oder konjunktureller Schwankun-
gen.

Der WBGU hält es für erwägenswert, durch die
Einrichtung einer Klimazentralbank (Climate Cen-
tral Bank – CCB) unverhältnismäßig starke Preisan-
stiege zu glätten. Hierdurch kann die Unsicherheit
über die künftigen Kosten des Klimaschutzes
begrenzt werden, was die Planungssicherheit der
Unternehmen und privaten Haushalte erhöht, die
letztlich die Kosten zu tragen haben. Die Eingriffe
der CCB könnten dabei ähnlich ablaufen wie bei
dem Konzept des Sicherheitsventils (Jacoby und
Ellermann, 2002; IEA, 2002; Philibert und Criqui,
2003). Im Gegensatz zu einer starren Preisober-
grenze setzt der Eingriff der CCB allerdings nicht
den Marktmechanismus außer Kraft, sondern hat
primär eine beruhigende Funktion: Droht der Markt
Preisausschläge nach oben zu generieren, die über
einer zuvor festgelegten Marge liegen, könnte die
CCB zur Entknappung so viele zusätzliche Emissi-
onsrechte gegen Entgelt ausgeben, dass der Preisan-
stieg das vorgegebene Maß nicht überschreitet. Ein
solcher Eingriff sollte allerdings erst bei vergleichs-
weise hohen Preisausschlägen nach oben erfolgen,
um den regulären Handelsablauf nicht zu stören.

Die Glättung dürfte einigen Ländern die
Annahme von Reduktionszielen auch in politischer
Hinsicht erleichtern. Allerdings würde insbesondere
ein zu schnelles Eingreifen der CCB infolge einer
niedrigen Volatilitätspanne das Einhalten des lang-
fristigen globalen Emissionsbudgets und damit die
ökologische Effektivität des Klimaschutzregimes
ernsthaft gefährden, wie etwa auch beim Konzept
des Sicherheitsventils zu befürchten wäre (Müller et
al., 2001). Daher muss ein Verfahren geschaffen wer-
den, durch das die einmal von der CCB zusätzlich
geschaffenen Zertifikate in späteren Perioden wie-
der eingespart werden. Das kann etwa in Phasen sin-
kender Preise erfolgen, in denen die CCB die zusätz-
lich ausgegebenen Emissionsrechte wieder vom
Markt nimmt. Für den Fall, dass dies z. B. binnen 6–8
Jahren nicht gelingt, müssen die Vertragsstaaten
einen Modus zur Verteilung der Emissionsein-
sparung festlegen. Damit die hier vorgestellte Volati-
litätsspanne nicht zu einer inflexiblen Preisober-
grenze degeneriert, sollte nach ihrer Überschreitung
der als „normal“ angesehene Preis erhöht werden.
Möglich wäre z. B. die Erhöhung um einen bestimm-
ten Prozentsatz. Ebenso notwendig ist außerdem ein
Regelmechanismus, der dafür sorgt, dass mehrjährig
andauernde Überschreitungen der zulässigen Volati-
litätsspanne zu einer Korrektur des als „normal“

angesehenen Preistrends führen, also dass nach
mehrjähriger, andauernder Überschreitung automa-
tisch die zulässige Volatilitätsspanne für einen festge-
legten Zeitraum vergrößert, etwa verdoppelt, wird.
Die CCB soll also extreme Preissprünge nach oben
glätten, nicht aber den Marktpreis für Emissions-
rechte von der Entwicklung der Reduktionskosten
abkoppeln.

Zur Wahrnehmung der Aufgaben einer Klimazen-
tralbank bedarf es keiner neuen internationalen
Organisation. Sie könnte von einer bereits bestehen-
den Institution, wie etwa dem Sekretariat der UN-
FCCC wahrgenommen werden. Von dieser Stelle
könnte auch die Koordination zwischen CCB und
der Vertragsstaatenkonferenz geregelt werden, da
letztere u. a. für die Erfüllungskontrolle und die Prü-
fung der nationalen Treibhausgasinventare zuständig
ist, welche wiederum zentral für die ökologische
Funktionsfähigkeit des Emissionshandels ist.

Konzept einer flexiblen Preisuntergrenze
prüfen
Der WBGU schlägt darüber hinaus vor, im Rahmen
der Einrichtung der CCB die Einführung eines unte-
ren Interventionspreises für Zertifikate oder einer
Marge für Preisausschläge nach unten zu prüfen.
Droht der Marktpreis unter eine politisch festzule-
gende Grenze zu fallen, könnte die CCB den Zertifi-
katspreis durch den Kauf von Zertifikaten stützen.
Dafür sprechen mehrere Gründe: Sehr niedrige
Preise deuten darauf hin, dass die Emissionsvermei-
dungskosten unerwartet gering sind. Dies rechtfer-
tigt die Verknappung von Emissionsrechten, also
ehrgeizigere Emissionsreduktionsziele. Weiterhin
würden Preisuntergrenzen für ein gewisses Maß an
Planungssicherheit bei den Anbietern von Emissi-
onsrechten sorgen, da sie gegen einen völligen Preis-
verfall geschützt wären.Allerdings müsste der untere
Interventionspreis sehr niedrig bzw. die Marge für
Preisausschläge nach unten sehr hoch angesetzt wer-
den, damit der Marktmechanismus seine Funktionen
möglichst reibungslos erfüllen kann. Außerdem
könnte eine zu hohe Preisuntergrenze die Bereit-
schaft zur Übernahme ehrgeiziger Emissionsober-
bzw. -reduktionsziele sowohl bei den Überschuss- als
auch den Defizitländern spürbar senken. Zusätzlich
müsste, anders als bei dem Konzept einer Volati-
litätsspanne oder eines Sicherheitsventils, das gege-
benenfalls Einnahmen für die internationale Klima-
politik generiert, die Frage der Finanzierung geklärt
werden. Es besteht aus Sicht des Beirats Forschungs-
bedarf, ob diese Probleme ebenfalls durch regelge-
bundene Mechanismen gelöst werden können.
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Verfallsdatum für Emissionsrechte
Es sprechen zwei Gründe dafür, die Gültigkeit von
Emissionszertifikaten zeitlich einzuschränken und
damit nicht nur die vorgezogene Verwendung von
zukünftigen Emissionsrechten, sondern auch die
Möglichkeiten der Verwendung von angesammelten,
in vorherigen Perioden zugeteilten, aber nicht
benötigten Emissionsrechten zu begrenzen. Zum
einen könnte beliebig langes Horten zumindest
hypothetisch dazu führen, dass sich zahlreiche Län-
der zwar zunächst mit ihren Emissionen zurückhal-
ten, dann aber mehr oder weniger zufällig zum glei-
chen Zeitpunkt ein Vielfaches des üblichen Durch-
schnitts freisetzen. Dadurch könnte ein mittelfristig
beschleunigter Klimawandel ausgelöst werden, der
zumindest einem umweltschutzpolitischen Teilziel
des WBGU (generelle Beschränkung der globalen
Erwärmungsrate auf ein tolerables Maß) zuwider-
laufen würde. Zum anderen macht der zeitliche Ver-
fall von Emissionsrechten das strategische Horten
von Zertifikaten weniger attraktiv und würde somit
Preisunsicherheiten im Emissionshandel reduzieren.
Wie diese Begrenzung des Hortens im Detail erfolgt,
ob etwa durch eine einmalige oder fortschreitende
Entwertung der Emissionszertifikate oder eine pro-
zentuale Beschränkung, erscheint nebensächlich.

Nationale Eigenleistungen einfordern
Der Beirat empfiehlt der Bundesregierung, die Vor-
rangigkeit nationaler Eigenleistungen auch in einer
zweiten Verpflichtungsperiode zu betonen. Dafür
sprechen vor allem innovationspolitische Gründe.
Die Forderung, den Einsatz der flexiblen Mechanis-
men zur Erfüllung nationaler Reduktionsziele zu
begrenzen, sollte daher wieder in die Verhandlungen
eingebracht werden.

Emissionen des internationalen Luft- und
Schiffsverkehrs einbeziehen
Die Emissionen des internationalen Flug- und
Schiffsverkehrs sollten baldmöglichst in den Emissi-
onshandel integriert werden. Prinzipiell wäre hierfür
die Erfassung in den nationalen Emissionsbudgets
erforderlich. Da dies aber mit erheblichen Zurech-
nungsschwierigkeiten verbunden sein dürfte, wären
für diese Sektoren stattdessen auch spezifische Son-
derbudgets denkbar. Alternativ bzw. vorübergehend
sollten Nutzungsentgelte auf globaler oder zumin-
dest auf europäischer Ebene erhoben werden
(WBGU, 2002).

5.5
Zusätzliches Protokoll zur Erhaltung der
Kohlenstoffvorräte 

Die Erhaltung der Kohlenstoffvorräte terrestrischer
Ökosysteme sollte neben der Minderung der welt-
weiten Treibhausgasemissionen aus der Nutzung fos-
siler Brennstoffe ein vorrangiges Ziel künftiger Kli-
maschutzregime sein. Wie in Kapitel 4 ausgeführt,
misst der Beirat dem Erhalt bestehender Vorräte in
terrestrischen Ökosystemen einen mindestens
ebenso hohen Stellenwert bei wie der Schaffung von
Senken.

Die im derzeitigen Kioto-Protokoll vorgesehene
Unterscheidung von Quellen bzw. Senken, die durch
direkte menschliche Einwirkung verursacht werden,
und solchen, die auf indirekte oder natürliche Fakto-
ren zurückzuführen sind, verursacht große Probleme
(Kap. 4). Deswegen sollte künftig eine vollständige
Erfassung aller Kohlenstoffflüsse gewährleistet wer-
den (full carbon accounting).

Grundsätzlich könnte dazu die Erhaltung beste-
hender Kohlenstoffvorräte – also etwa Primärwälder
oder Feuchtgebiete, aber auch Grasländer – ebenso
wie die Schaffung von Senken in den Emissionshan-
del bzw. den CDM integriert werden. Einen Ansatz
liefern hierfür die temporären Emissionsreduktions-
einheiten (Temporary Certified Emission Reduction
Units – TCER), die dann entsprechend nicht nur für
Senken, sondern auch für den Verzicht auf die degra-
dierende Nutzung etwa von Primärwäldern ausge-
stellt würden.

Der Beirat rät allerdings von einer Verrechnung
der Kohlenstoffvorräte terrestrischer Ökosysteme
mit den Reduktionspflichten für Emissionen aus der
Nutzung fossiler Brennstoffe ab. Dagegen spricht vor
allem, dass es für die Konzipierung und Einigung auf
ein umfassendes System deutlich mehr Zeit bedarf
als für die Aushandlung von Emissionsobergrenzen
für die Emissionen aus der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe. Während bei diesen Emissionen mit dem
Kioto-Protokoll zumindest erste Schritte in die rich-
tige Richtung vorgezeichnet wurden, müsste bei der
Erhaltung von Kohlenstoffvorräten politisch nahezu
bei Null begonnen werden. Ein Hemmnis für eine
rasche Einigung besteht darin, dass die vorliegenden
verteilungstheoretischen Analysen verschiedener
Ansätze zur Zuteilung von Emissionsrechten den
Erhalt natürlicher Kohlenstoffvorräte bislang nicht
hinreichend integrieren. So würden sich etwa auch
die Verteilungswirkungen eines C&C-Regimes, das
den Erhalt von Kohlenstoffvorräten beim Emissions-
handel letztlich gleich behandelt wie die Reduktion
der Emissionen aus der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe, von denen eines C&C-Regimes ohne diese
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Erweiterung deutlich unterscheiden. Die einzelnen
Vertragsstaaten müssten zunächst die Verteilungs-
wirkungen verschiedener Zuteilungsansätze ermit-
teln, bewerten, sich neu positionieren und neue
Interessensallianzen bilden. Außerdem müssten u. a.
Verifikationsprobleme abschließend gelöst und die
Verantwortlichkeiten für extern bzw. grenzüber-
schreitend verursachte Störungen der biologischen
Bindung von Kohlenstoff geklärt werden. Hinzu
kommen Unterschiede in der Planbarkeit bei den
Emissionen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe
und der Variabilität der natürlichen Flüsse.

Die Verhandlungen für eine Erweiterung des
C&C-Regimes würden entsprechend sehr viel Zeit
benötigen. Lange Zeitspannen des „Nichtstuns“
erscheinen angesichts des drängenden klimapoliti-
schen Handlungsbedarfs jedoch untragbar, so dass
die Reduktion der Emissionen aus der Nutzung fos-
siler Brennstoffe ohne Verzögerung vorangetrieben
werden sollte. Die vollständige Herausnahme der
strittigen Frage der Anrechenbarkeit terrestrischer
biologischer Senken und Quellen dürfte die Ver-
handlungen über Obergrenzen für die Emissionen
aus der Nutzung fossiler Brennstoffe sogar erleich-
tern, sofern parallel Verhandlungen über den Erhalt
der terrestrischen biologischen Kohlenstoffvorräte
aufgenommen werden. Eile ist auch hier geboten,
denn ungeachtet der voraussichtlichen Verhand-
lungsschwierigkeiten besteht bei den biologischen
Vorräten und Emissionen akuter Handlungsbedarf,
weil die Menge des aus der Landnutzung freisetzba-
ren CO2 den Verbrauch fossiler Brennstoffe um ein
Vielfaches übersteigt (Kap. 4).

Gegenstand dieser Verhandlungen sollte ein
zusätzliches Protokoll sein, das zum einen Verpflich-
tungen zur Erhaltung der Vorräte vorsieht und zum
anderen ökonomische Anreize zum Verzicht auf eine
zerstörerische Landnutzung setzt. Der Beirat plä-
diert dafür, diese Verpflichtungen in die Klimarah-
menkonvention (UNFCCC) einzubinden – etwa als
ein „Protokoll zur Erhaltung der Kohlenstoffvorräte
terrestrischer Ökosysteme“. Der Vorteil eines sol-
chen Schwesterprotokolls könnte auch darin liegen,
dass Länder, die dem Kioto-Protokoll bisher nicht
beigetreten sind, stärker in den UNFCCC-Prozess
eingebunden werden könnten. Dazu empfiehlt der
WBGU als ersten Schritt eine Verpflichtung aller
Staaten zur Inventarisierung der biologischen terre-
strischen Kohlenstoffvorräte in ihren Hoheitsgebie-
ten.

In einem zweiten Schritt müsste ein globales Ziel
festgelegt und quantifiziert werden, möglicherweise
differenziert nach landwirtschaftlichen und forstli-
chen Flächen,Weideland und Primärwäldern. In dem
„Vorräteprotokoll“ würde nicht wie bisher im Kioto-
Protokoll zwischen direkten menschlichen Einflüs-

sen, indirekten menschlichen Einflüssen (etwa dem
CO2-Düngeeffekt) oder natürlichen Faktoren (etwa
der natürlichen Klimavariabilität) unterschieden.
Die mit den Verfahren des „full carbon accounting“
erstellte, vollständige Kohlenstoffbilanz der terrestri-
schen Ökosphäre kann als Basis für globale Ziele
verwendet werden.

In einem dritten Schritt müsste der Mechanismus
vereinbart werden, nach dem die Lasten auf die Staa-
ten verteilt werden. Zwar besteht die am einfachsten
handhabbare Regelung darin, jedes Land zur weitge-
henden Stabilisierung seiner Kohlenstoffvorräte zu
verpflichten, gegebenenfalls differenziert nach Art
der Flächen. Aber das hieße, dass die Last großteils
von den Staaten getragen würde, die (noch) über
große natürliche Senken verfügen. Dies könnte als
ungerecht angesehen werden, aber vor allem dürften
die ressourcenreichen Staaten hierzu kaum bereit
sein. Daher ist zur Erhaltung der terrestrischen Öko-
sphäre mit ihren Kohlenstoffvorräten ein System
notwendig, das alle Länder an den Kosten ihres
Erhalts beteiligt und gleichzeitig Anreize für die
Staaten setzt, ihre nicht nur klimapolitisch wertvol-
len Ökosysteme zu schützen. Vor allem natürliche
Ökosysteme (etwa Primärwälder, Feuchtgebiete,
Grasländer; Kap. 4; WBGU, 1998) stellen nicht nur
wichtige Kohlenstoffvorräte dar, sondern weisen
auch darüber hinaus den Charakter eines globalen
Gemeinschaftsgutes bzw. einen Gutes von globalem
Wert auf (WBGU, 2002). Es sollte daher nicht nur
der Nutzen ihres Erhalts, sondern es sollten auch die
Kosten ihres Schutzes auf die gesamte Staatenge-
meinschaft verteilt werden.

Eine Möglichkeit zur institutionellen Umsetzung
dieses Mechanismus besteht in einem weltweiten
System von Verpflichtungen zum Nutzungsverzicht,
ähnlich wie es der Beirat bereits für die globale
Biodiversitätspolitik vorgestellt hat (WBGU, 2002).
Über ein System handelbarer Verpflichtungsscheine
würden alle Staaten an den Kosten des Verzichts auf
zerstörerische Nutzung der Kohlenstoffvorräte
beteiligt. Länder, die selbst (nicht mehr) über hinrei-
chend intakte Ökosphäre verfügen, müssten etwa
Nutzungsverzichtsgarantien von anderen ressour-
cenreichen Ländern kaufen. Dadurch entsteht ein
internationales System von marktgeregelten Kom-
pensationszahlungen, das ressourcenreiche Länder
dafür entschädigt, dass sie auf kommerzielle Erträge
aus der degradierenden Nutzung der natürlichen
Kohlenstoffvorräte verzichten. Ferner bewirkt der
Handel, dass dort Kohlenstoffvorräte vor Zerstörung
geschützt werden, wo die Opportunitätskosten der
Nichtdegradierung am niedrigsten sind. Damit ist die
Flexibilität und ökonomische Effizienz des Systems
höher als wenn etwa jedes Land einen festen Anteil
der eigenen Kohlenstoffvorräte bewahren müsste.
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Damit handelbare Nutzungsverzichtseinheiten
geschaffen werden können, muss die betrachtete
Ressource im Idealfall homogen sein. Bei einem
System handelbarer Verpflichtungsscheine in dem
hier vorgeschlagenen Protokoll zur UNFCCC müs-
ste die Bewertung der Ökosphäre, anders als etwa in
der globalen Biodiversitätspolitik (Kulessa und Rin-
gel, 2003), nur auf Grundlage des Kohlenstoffgehalts
erfolgen, um die Homogenität weitestgehend zu
gewährleisten. Einen Anhaltspunkt für die techni-
sche Gestaltung der Nutzungsverzichtseinheiten lie-
fert dabei das oben dargestellte Konzept der tem-
porären Emissionsreduktionseinheiten.

Ein derartiges System handelbarer Verpflich-
tungsscheine, das auf den Schutz von Landflächen –
gewichtet nach ihrem Kohlenstoffgehalt – abstellt,
stößt jedoch an Grenzen, wenn die Freisetzung von
Kohlenstoff nicht durch eine degradierende Nutzung
(z. B. Rodung) verursacht wird, sondern große Koh-
lenstoffverluste etwa durch den anthropogenen Kli-
mawandel ausgelöst werden Die Auswirkungen
solcher Kohlenstoffverluste auf die globale Kohlen-
stoffbilanz müssten dann auf anderem Wege ausge-
glichen werden. Dies sollte von der Staatengemein-
schaft berücksichtigt werden, sei es im Rahmen des
Vorräteprotokolls oder etwa durch weitergehende
Reduktionsverpflichtungen im Bereich der Emissio-
nen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe.

Der Beirat sieht hierin nicht die einzige Möglich-
keit, das Protokoll zur Erhaltung der Kohlenstoff-
vorräte terrestrischer Ökosysteme mit dem Proto-
koll für die anderen Emissionen, etwa dem C&C-
2050-Regime, zu verbinden. Vielmehr wäre es sinn-
voll, die Preise für Emissionszertifikate nach Ablauf
der zweiten Verpflichtungsperiode mit den Preisen
für Nutzungsverzichtseinheiten zu vergleichen. Dar-
aus lassen sich dann Rückschlüsse auf die unter-
schiedlichen Grenzkosten der Klimaschutzaktivitä-
ten in beiden Bereichen ableiten. Sind die Unter-
schiede beträchtlich, empfiehlt es sich, die Zielvor-
gabe im Teilregime mit den höheren Preisen zu
lockern und im anderen Teilregime gleichzeitig zu
verschärfen.

Insgesamt sieht der Beirat weiteren Forschungs-
bedarf zu der konkreten technischen und institutio-
nellen Ausgestaltung eines getrennten Protokolls zur
Erhaltung der Kohlenstoffvorräte terrestrischer
Ökosysteme. Darüber hinaus besteht Forschungsbe-
darf zu den Möglichkeiten, die zwei Protokolle mit-
einander zu verknüpfen. Dazu zählt auch die Frage,
ob und unter welchen Voraussetzungen es sinnvoll
ist, den Handel zwischen den beiden Systemen
durchlässig zu gestalten.

5.6
Anreiz- und Sanktionsmechanismen

Die langfristige Funktionsfähigkeit eines Klima-
schutzregimes, das auf die Teilnahme aller Staaten
abzielt, dürfte ohne effektive Sanktionsmechanis-
men nicht zu gewährleisten sein. Ein wirksames
Sanktions- und Anreizregime sollte die Parteien zur
Übernahme und Einhaltung ihrer Verpflichtungen
bewegen und die Gefahr des Trittbrettfahrens deut-
lich reduzieren.

5.6.1
Bestehende Sanktionsmechanismen

Nach mehreren Verhandlungsrunden wurde auf der
7. Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC im Jahr
2001 ein System der Erfüllungskontrolle (compli-
ance) als Bestandteil der Marrakesch-Vereinbarung
angenommen. Es sieht vor, dass Vertragsparteien, die
ihr Emissionsminderungsziel verfehlen, die zuviel
emittierte Menge von ihrem Emissionsrechtebudget
des zweiten Verpflichtungszeitraums mit einer „Wie-
dergutmachungsrate“ von 1,3 abziehen müssen.
Außerdem müssen sie einen Erfüllungsplan vorlegen
und dürfen keine Emissionszertifikate verkaufen.
Zudem wird ein Land von den flexiblen Mechanis-
men ausgeschlossen, wenn es seinen Berichtspflich-
ten nicht nachkommt.

Die Entscheidung, ob einem Land diese Sanktio-
nen auferlegt werden, wird durch den „Enforcement
Branch“ des Erfüllungskontrollausschusses getrof-
fen. Umsetzungsprobleme, die nicht unter die Nich-
terfüllung fallen, werden von einem „Facilitative
Branch“ behandelt, der eine beratende und unter-
stützende Funktion hat und als eine Art Frühwarnsy-
stem verhindern soll, dass Verpflichtungen nicht
erfüllt werden.

Zwar wird erst nach Inkrafttreten des Kioto-Pro-
tokolls endgültig entschieden, ob das Erfüllungssy-
stem rechtsverbindlich im Protokoll verankert wird,
aber schon jetzt lässt sich feststellen, dass kein ande-
res Umweltabkommen über vergleichbar weit rei-
chende politische Druckmittel verfügt.

5.6.2
Optionen einer künftigen Weiterentwicklung 

Maßnahmen bei Verletzung der
vereinbarten Emissionsobergrenze
Die bestehenden Sanktionsmechanismen der ersten
Verpflichtungsperiode erscheinen grundsätzlich
geeignet, einer Verletzung der Emissionsobergren-
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zen entgegen zu wirken. Zu bemängeln ist jedoch,
dass nicht vorgesehen ist, die Sanktionen je nach den
Ursachen der Verfehlung zu differenzieren. Proble-
matisch ist in diesem Zusammenhang die Unsicher-
heit darüber, ob Staaten, die ihr Emissionsziel ver-
fehlen, in ausreichender Menge Zertifikate erwerben
können. Um zu verhindern, dass Staaten mit Sank-
tionen belegt werden, obwohl sie grundsätzlich wil-
lens sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen,
wird die Einrichtung eines Erfüllungsfonds (Compli-
ance Fund) diskutiert (Wiser und Goldberg, 1999):
Sollte ein Vertragsstaat in der Phase der Erfüllungs-
kontrolle keine Emissionsrechte erwerben können,
werden ihm zusätzlich geschaffene Zertifikate ent-
geltlich zur Verfügung gestellt. Die zu leistende Zah-
lung würde sich aus dem Zertifikatspreis und einem
Aufschlag auf den Ausgabepreis zusammensetzen.
Die Mittel des Erfüllungsfonds könnten in Klima-
schutzprojekte fließen. Über einen solchen Fonds
konnte bisher in den Verhandlungen allerdings keine
Einigkeit erzielt werden.

Der Vorschlag eines derart gestalteten Erfüllungs-
fonds müsste indes nicht weiterverfolgt werden,
wenn sich die Vertragsstaaten auf die Einrichtung
einer Klimazentralbank einigen würden (Kap. 5.4.3).

Es sind bisher keine systemfremden Sanktions-
möglichkeiten für den Fall vorgesehen, dass ein Land
seine Verpflichtungen nicht einhält. Zu den
grundsätzlich denkbaren Sanktionsmöglichkeiten
zählen Handels- oder Investitionsbeschränkungen
gegenüber diesen Ländern. Allerdings wehren sich
besonders die Entwicklungsländer vehement dage-
gen, Umweltschutzfragen mit protektionistischen
Maßnahmen zu verknüpfen. Der WBGU rät davon
ab, die Kooperationsbereitschaft dieser Länder
durch den Vorschlag von Handelssanktionen zu stra-
pazieren.

Im Allgemeinen wirken Sanktionsandrohungen
umso glaubwürdiger, je weniger die tatsächliche
Umsetzung der Sanktionen durch die beteiligten
Vertragsparteien beeinflussbar ist. Angesichts des
Ermessensspielraums der Entscheidungsträger kann
nicht ausgeschlossen werden, dass Versuche der
Beeinflussung erfolgreich bleiben. Bevor jedoch
konkrete Empfehlungen etwa für die Einführung
von Automatismen und fest vorgegebenen Stufen im
Sanktionsverfahren ausgesprochen werden, sollten
nach Ansicht des Beirates zunächst die Erfahrungen
mit den bestehenden Erfüllungskontrollen ausge-
wertet werden.

Letztlich wird eine Reform der Erfüllungskon-
trollen wesentlich davon abhängen, ob und wie es
gelingt, alle Länder in das C&C-Verpflichtungssy-
stem einzubeziehen.

Anreize zur Übernahme von
Emissionsobergrenzen
Sollten sich die Staaten nicht auf ein C&C-Regime
einigen, in dem alle Länder von Anfang an Emissi-
onsobergrenzen akzeptieren, sondern bestimmten,
wirtschaftlich weniger leistungsfähigen Ländern eine
Toleranzklausel einräumen, sollten Anreize geschaf-
fen werden, um diese Länder so früh wie möglich
zum freiwilligen Einstieg in das Allokationsregime
zu bewegen. Dazu zählt zwingend, dass nur Länder
mit einer Emissionsobergrenze am Emissionshandel
teilnehmen können. Darüber hinaus wäre zu prüfen,
inwieweit der Zugang zu den Klimaschutzfonds von
der Bereitschaft zur Übernahme von Emissionsober-
grenzen abhängig gemacht werden sollte.

Maßnahmen zur Vermeidung von
Trittbrettfahren
Es sind bisher keine Sanktionsmöglichkeiten für den
Fall vorgesehen, dass ein Land aus dem internationa-
len Klimaschutzregime austritt, nachdem es etwa
vom Nettozertifikatsanbieter zum Nettonachfrager
geworden ist, oder für den Fall, dass ein Land gar
nicht erst teilnimmt. Staaten, die eine Teilnahme
ablehnen, sollten von der Nutzung der flexiblen
Mechanismen, d.h. konkret auch vom CDM, ausge-
schlossen werden. Dies ist bereits für die Erfüllungs-
kontrolle der ersten Verpflichtungsperiode vorgese-
hen. Darüber hinaus sollten Staaten mit Trittbrett-
fahrer-Verhalten keinen Zugang zu den Klima-
schutzfonds erhalten (Kap. 5.7). Als wirksame
Sanktion dürfte der Ausschluss von flexiblen Mecha-
nismen und Fonds jedoch dauerhaft zu kurz greifen.
Deshalb sollte über schärfere Sanktionsformen
nachgedacht werden, wenngleich ihr Einsatz zu Ziel-
konflikten mit anderen völkerrechtlichen Vereinba-
rungen führen kann, wie etwa dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen bzw. der Welthandels-
organisation (Kulessa, 2003). Die „freiwilligen“ Teil-
nehmerstaaten sollten deutlich machen, dass sie
durchaus bereit wären, verschiedene politische und
ökonomische Sanktionen wie z. B. Handelsbe-
schränkungen gegenüber Staaten mit Trittbrettfah-
rer-Verhalten zu ergreifen.

5.7
Finanzierungsinstrumente

Bisher wurden drei Klimaschutzfonds unter dem
Dach der GEF geschaffen. Der sog. Anpassungs-
fonds (adaptation fund) dient der Unterstützung von
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel in den
besonders betroffenen Entwicklungsländern. Der
Fonds soll aus einer Abgabe auf CDM-Projekte
gespeist werden. Nach jüngeren Schätzungen dürfte
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die Nachfrage nach CDM-Zertifikaten in der ersten
Verpflichtungsperiode aber so gering sein (Jotzo und
Michaelowa, 2001), dass eine erhebliche Unterfinan-
zierung des Fonds zu befürchten ist. Dies steht in
deutlichem Gegensatz zu der künftig steigenden
Bedeutung von Anpassungsmaßnahmen.

Gleiches gilt für den LDC-Fonds (Least Develo-
ped Country Fund), der die ärmsten Entwicklungs-
länder bei der Aufstellung nationaler Klimaschutz-
programme unterstützen soll, wie auch für den Spe-
ziellen Klimaschutzfonds (Special Climate Change
Fund), der komplementär zur GEF Technologie-
transfer, Anpassungsmaßnahmen und Klimaschutz-
programme unterstützt. Beide Fonds werden durch
freiwillige Beiträge gespeist. Zwar haben einige
Industrieländer bereits Mittel zugesagt, aber die
Summe erscheint insgesamt zu niedrig, um die erfor-
derlichen Maßnahmen für eine stärkere Einbindung
von Entwicklungsländern zu finanzieren. Dies gilt
umso mehr, als sich zahlreiche Staaten bei Finanzie-
rungszusagen als zurückweisend erweisen, nachdem
die USA entschieden haben, das Kioto-Protokoll
nicht zu ratifizieren.

Neben der Finanzierung von Anpassungsmaßnah-
men und der Unterstützung von Klimaschutzakti-
vitäten der Entwicklungsländer hält der Beirat es in
einer zweiten Verpflichtungsperiode für angemes-
sen, zusätzlich einen Kompensationsfonds vorzuse-
hen, aus dem Zahlungen zum Ausgleich von Klima-
schäden finanziert werden. Ein weitergehendes
Regime, etwa in Form einer Gefährdungshaftung,
scheint hingegen aus verschiedenen Gründen pro-
blematisch. Vor allem dürfte diese Lösung schwer
durchsetzbar sein, da sie mit unabsehbaren finanziel-
len Folgen für die betroffenen Staaten verbunden
wäre. Zusätzlich müsste eine Haftung eine Reihe
sehr komplexer Kausalitäts- und Beweisprobleme
lösen bzw. zusätzlich eine Bewertung der Schäden
vornehmen. Eine Fondslösung unter dem Dach der
GEF könnte diese Schwierigkeiten umgehen.

Da die sich abzeichnende Mittelausstattung der
Fonds nicht ausreicht, um Staaten enger in klimapo-
litische Aktivitäten einzubinden, bzw. Anpassungs-
und Kompensationskosten zu tragen, ist eine rasche
Neuordnung der Fonds und ihrer Finanzierung gebo-
ten. Hierfür sind jetzt die Weichen zu stellen.

Verbindliche Finanzierungszusagen sind freiwilli-
gen ad hoc-Einzahlungen vorzuziehen. Der Finanzie-
rungsbeitrag der einzelnen Staaten speziell für den
Kompensations- und Anpassungsfonds sollte im
Wesentlichen auf dem Prinzip der Verursachung
basieren, sich also an den kumulierten CO2-Emissio-
nen eines Landes orientieren. Dabei sollte das Ver-
ursacherprinzip rückwirkend ab dem Jahr 1990 ange-
wendet werden. Frühere Emissionen tragen zwar
ebenfalls zu den Schäden und der Notwendigkeit von

Anpassungsmaßnahmen bei. Ihre Berücksichtigung
im Finanzierungsschlüssel wäre aber unangemessen,
weil den Entscheidungsträgern die Schädlichkeit der
Emissionen erst seit der Veröffentlichung des ersten
Sachstandsberichts des IPCC 1990 zwingend
bekannt ist (IPCC, 1990). Bei Entscheidung darüber,
wer die Mittel in Anspruch nehmen darf, sollte darü-
ber hinaus dem Leistungsfähigkeitsprinzip Rech-
nung getragen werden. Es sollten also vor allem Län-
der mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen bevorzugt
werden. Eine weitere Einnahmequelle könnten Nut-
zungsentgelte für den internationalen Luft- und See-
schiffsverkehr darstellen (WBGU, 2002). Auf jeden
Fall sollte der Anpassungsfonds nicht allein durch
Gebühren auf CDM-Projekte finanziert werden
(Kap. 5.4.1).Vielmehr käme eine moderate, die admi-
nistrativen Kosten deckende Gebühr auf alle fle-
xiblen Mechanismen in Betracht, also im Wesentli-
chen auf den Handel mit Emissionsrechten.

Ferner sollte auch thematisiert werden, ob und
inwieweit sich die Effizienz der Mittelverwendung
durch eine eindeutigere Aufgabenverteilung der
Fonds steigern ließe. Beispielsweise sollte die Bezie-
hung zwischen GEF und dem Speziellen Klima-
schutzfonds geklärt sowie die Anpassungsfinanzie-
rung aus letzterem ausgegliedert werden.

5.8
Instrumente globaler Energiepolitik

Klimaschutzmaßnahmen stehen – jedenfalls im Hin-
blick auf die Reduktion von Treibhausgasemissionen
– in einem engen Zusammenhang mit Maßnahmen
globaler Energiepolitik. Eine Emissionsreduktion
kann nur dann ohne Einbußen bei der Energiever-
sorgung aller Menschen weltweit erreicht werden,
wenn die Reduktionsmaßnahmen durch Anreize zur
Veränderung von Energietechnologien begleitet
werden, also z. B. durch Erhöhung der Energiepro-
duktivität und Ausbau erneuerbarer Energien
(WBGU, 2003).

Auf globaler Ebene kommt vor allem energiepoli-
tischen Instrumenten wie etwa internationalen (han-
delbaren) Quoten für erneuerbare Energien sowie
einer zügigen Liberalisierung des Handels mit Waren
und Dienstleistungen bei den erneuerbaren Ener-
gien und der Energieeffizienz große Bedeutung zu.
Notwendig ist auch ein Multilaterales Energiesub-
ventionsabkommen (MESA), das auf einen stufen-
weisen Abbau der Subventionen für fossile und
nukleare Energieträger hinwirkt und Regeln für die
Subventionierung erneuerbarer Energien und effizi-
enterer Energietechnologien enthält. Eine globale
Energiewende, die – wie vom Beirat empfohlen –
mehr Nachhaltigkeit einfordert, würde gleichsam
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automatisch auch einen wichtigen Beitrag zur Ver-
ringerung der Klimaproblematik leisten. Eine enge
Verknüpfung globaler Klimaschutzmaßnahmen bzw.
globaler Energiepolitik mit globaler Strukturpolitik
sowie einer Kohlenstoff-bewußten Landnutzungspo-
litik (beispielsweise im Sinne kohärenter Sektorpoli-
tiken oder strategischer Allianzen zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern) ist dabei unver-
zichtbar.



6Empfehlungen

6.1
Abwehr gefährlicher Auswirkungen des
Klimawandels dringend erforderlich

WBGU-Klimafenster einhalten und
Emissionen reduzieren
Der WBGU begründet seine Empfehlungen zum
Klimaschutz mit einem „moderaten Anthropozen-
trismus“ (WBGU, 1999b, 2000) und dem Vorsorgean-
satz (Prinzip 15 der Rio-Deklaration; UNCED 1992;
Art. 2.2 UNFCCC). Der moderate Anthropozentris-
mus leitet die Verpflichtung des Menschen, Natur für
die heutigen und kommenden Generationen zu
erhalten, aus der lebenserhaltenden und lebensver-
schönernden Bedeutung der Natur für den Men-
schen ab. Dabei geht es nicht nur um die Natur als
Lebensgrundlage und Ressource, sondern auch um
ihre ästhetische und kulturelle Funktion. Das Vor-
sorgeprinzip besagt, dass fehlende wissenschaftliche
Gewissheit kein Grund dafür sein darf, Maßnahmen
zur Vermeidung einer möglichen Gefahr aufzuschie-
ben. Dabei steigen die Sicherheitsanforderungen mit
dem Ausmaß und der Irreversibilität des potenziel-
len Schadens.

Aus diesen beiden Prinzipen leitet der WBGU die
Empfehlung an die Bundesregierung ab, sich auf das
Ziel zu verpflichten, die globale Erwärmung inner-
halb des „WBGU-Klimafensters“ zu halten: Die
Erwärmung der globalen Mitteltemperatur sollte
demnach auf 2°C gegenüber vorindustriellen Werten
und die maximale globale Erwärmungsrate auf 0,2°C
pro Jahrzehnt begrenzt werden. Diese Rate bezieht
sich auf die Änderung der globalen Mitteltempera-
tur, zeitlich gemittelt über mehrere Jahrzehnte. Da
die globale Mitteltemperatur seit der Industrialisie-
rung bereits um 0,6°C gestiegen ist, ist nur noch eine
weitere Erwärmung von 1,4°C tolerabel.

Die Bundesregierung sollte sich in den Klimaver-
handlungen für die Festschreibung dieses Ziels im
Sinne einer Konkretisierung von Art. 2 UNFCCC
einsetzen. Angesichts der Unsicherheiten bei der
Abschätzung der Reaktion des Klimasystems auf
anthropogene Emissionen empfiehlt der WBGU,

sich derzeit in den Verhandlungen nicht langfristig
auf ein festes CO2-Konzentrationsniveau als „siche-
res“ Niveau im Sinne von Art. 2 festzulegen.

Vielmehr rät der WBGU zu einer „Absiche-
rungs“-Strategie: Zunächst sollten CO2-Ziele unter-
halb von 450 ppm angestrebt werden. Sonst kann
das Klimafenster bei Klimasensitivitäten jenseits von
2°C (der IPCC geht von Werten zwischen 1,5°C und
4,5°C aus) nicht mehr eingehalten werden. Daraus
folgt, dass die globalen energie- und industriebeding-
ten CO2-Emissionen bis 2050 um etwa 45–60%
gegenüber 1990 reduziert werden müssen. Die Indu-
strieländer werden ihren Ausstoß von Treibhausga-
sen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe bis 2020 um
mindestens 20% verringern müssen. Bis 2012 haben
sie sich, bezogen auf 1990, auf eine Verringerung von
5% verpflichtet (Annex-I-Staaten).

Vollständige Kohlenstoffbilanz aufstellen
Aus den Prinzipien moderater Anthropozentrismus
und Vorsorgeansatz leitet der WBGU auch die Emp-
fehlung zu einer stärkeren Berücksichtigung der ter-
restrischen biologischen Kohlenstoffvorräte und
-senken in der Klimapolitik ab. Alle Kohlenstoff-
flüsse und -vorräte sollten vollständig erfasst werden
(full carbon accounting). Der Beirat rät allerdings
davon ab, zum jetzigen Zeitpunkt die Erhaltung der
biologischen terrestrischen Kohlenstoffvorräte im
gleichen System, mit dem gleichen Zuteilungsverfah-
ren und mit denselben Instrumenten regeln zu wol-
len wie die Reduktionspflichten für fossile Kohlen-
stoffvorräte. Solche Bestrebungen könnten zu einer
untragbaren Verzögerung der gesamten Klima-
schutzanstrengungen führen.

Rolle der Biosphäre durch gesonderte
Vereinbarung berücksichtigen
Der WBGU empfiehlt, eine gesonderte zwi-
schenstaatliche Verpflichtung zur Erhaltung der
Kohlenstoffvorräte terrestrischer Ökosysteme zu
vereinbaren, etwa in Form eines „Protokolls zur
Erhaltung der Kohlenstoffvorräte terrestrischer
Ökosysteme“ zur UNFCCC. Dabei würde nicht, wie
bisher im Kioto-Protokoll, zwischen direkten und
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indirekten menschlichen Einflüssen (etwa dem CO2-
Düngeeffekt oder der Klimaänderung) oder natürli-
chen Faktoren (etwa der natürlichen Klimavariabi-
lität) unterschieden.Vielmehr würde die vollständige
Kohlenstoffbilanz aller Flächen gemessen und ange-
rechnet (full carbon accounting). Ein Vorteil eines
neuen Protokolls könnte darin liegen, dass Länder,
die dem Kioto-Protokoll bisher nicht beigetreten
sind, stärker in den UNFCCC-Prozess eingebunden
werden könnten.

Der erste Schritt auf dem Weg zu solch einem Pro-
tokoll wäre die Verpflichtung aller Länder zur Inven-
tarisierung, der zweite Schritt wäre die Festlegung
eines globalen Ziels und seine Quantifizierung, mög-
licherweise nach Flächenarten differenziert (z. B.
landwirtschaftliche oder forstliche Flächen, Weide-
land, Primärwald). In einem dritten Schritt müsste
ein Mechanismus gefunden werden, nach dem die
Lasten gerecht auf die Staaten verteilt werden. Dabei
müssen ressourcenreichen Staaten Anreize zur Teil-
nahme gegeben werden.

Insbesondere für den Erhalt natürlicher Ökosy-
steme, die wichtige Kohlenstoffspeicher sind (z. B.
Primärwälder, Feuchtgebiete oder Grasländer),
könnte ein internationales System handelbarer Ver-
pflichtungen zum Nutzungsverzicht eingerichtet
werden, ähnlich wie es der Beirat bereits für die glo-
bale Biodiversitätspolitik vorgestellt hat (WBGU,
2002). Damit werden nicht nur der Nutzen des
Erhalts der Kohlenstoffvorräte, sondern auch die
Kosten ihres Schutzes auf die Staatengemeinschaft
verteilt. Es entstünde ein internationales System
marktgeregelter Kompensationszahlungen, das res-
sourcenreiche Länder dafür entschädigt, dass sie auf
Erträge aus der degradierenden Nutzung der natürli-
chen Kohlenstoffvorräte verzichten. Einen Anhalts-
punkt für die technische Gestaltung der handelbaren
Nutzungsverzichtseinheiten liefert dabei das Kon-
zept der temporären Emissionsreduktionseinheiten
(temporary certified emission reduction units, T-
CER, UNFCCC, 2002).

Unwägbarkeiten durch Forschung
vermindern
Es besteht erheblicher Forschungsbedarf, um die
Unsicherheit in Bezug auf die Art und Stärke der
Reaktion des Klimasystems auf die Emission von
Treibhausgasen sowie auf das Verhalten von Stoff-
kreisläufen einzugrenzen.Wegen der potenziell kata-
strophalen Folgen sehr rascher Klimaveränderungen
sollten die Bedingungen für ihr Eintreten intensiver
untersucht werden. Auch ist eine verstärkte For-
schung zu den Wirkungen von Klimaveränderungen
auf Ökosysteme, Nahrungsmittelproduktion, Was-
serversorgung, Gesundheit sowie die wirtschaftliche
Entwicklung notwendig. Das Auftreten extremer

Wetterereignisse sowie deren veränderte Häufigkeit
ist dabei besonders zu berücksichtigen. Regionale
Wirkungsstudien sollten stärker den vom IPCC ent-
wickelten Standards folgen und sich systematischer
auf dessen Szenarios beziehen. Durch internationale
Kooperation sollte gewährleistet werden, dass alle
relevanten Regionen untersucht werden. Insbeson-
dere gilt es, die Kausalketten von globaler Mittel-
temperatur zu lokalen Klimafaktoren besser zu bele-
gen.

Zur Operationalisierung von Art. 2 UNFCCC
sind in der Forschung insbesondere Ansätze der inte-
grierten Modellierung weiterzuverfolgen, die auf
dem Ansatz der „tolerablen Fenster“ (Kap. 2.1.1)
beruhen. Dabei wird die normative Setzung von Leit-
planken und die Ermittlung der Folgen globaler Kli-
maänderungen von der Untersuchung zulässiger
Emissionspfade sowie optimaler Strategien metho-
disch getrennt. Insbesondere sind hierzu neben CO2

die Reduktionspotenziale (einschließlich der damit
verbunden Kosten) anderer Treibhausgase in ent-
sprechende Modelluntersuchungen zu integrieren.
Dadurch können kostenminimale Strategien zum
Erreichen des WBGU-Klimafensters unter Einbe-
ziehung aller klimawirksamen Gase ermittelt wer-
den. Auch bedarf es weiterer Analysen und For-
schungen zu Handeln unter Unsicherheit.

Zur Untersuchung von Minderungsstrategien und
ihrer ökonomischen und anderer Auswirkungen
sollte schließlich eine Vielfalt von Stabilisierungs-
szenarios analysiert werden. Dadurch kann das
gesamte Spektrum möglicher Zukünfte berücksich-
tigt werden, wie sie etwa durch die SRES-Szenarios
(IPCC, 2000) dargestellt werden. Dabei müssen auch
Kohlendioxidkonzentrationen unterhalb von 450
ppm als Zielniveaus untersucht werden.

6.2
Verpflichtungen gerecht gestalten

Gleiche Emissionsrechte anstreben
Der WBGU gründet seine Überlegungen zusätzlich
auf dem Prinzip der Gleichheit, das sich aus dem
Menschenrecht auf Gleichbehandlung ableiten lässt
und im Verhältnis der Vertragsparteien dem Prinzip
der Gerechtigkeit entspricht („equity“; Art. 3 Ziff. 1
UNFCCC). Daraus folgert der Beirat, dass letztlich
nur eine Zuordnung von Emissionsrechten nach glei-
chen Pro-Kopf-Anteilen als gerecht erachtet werden
kann.

„Verringerung und Konvergenz“ umsetzen
Die globalen Emissionen aus der Nutzung fossiler
Brennstoffe müssen langfristig deutlich vermindert
werden („Verringerung“). Zusätzlich postuliert der
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WBGU das Prinzip der Stetigkeit, wonach in sozio-
ökonomischen Systemen sprunghafte Maßnahmen
mit drastischen Auswirkungen vermieden werden
sollten. Demnach ist eine plötzliche Umstellung auf
eine Pro-Kopf-Zuordnung der handelbaren Emissi-
onszertifikate nicht empfehlenswert: Die hieraus
resultierenden hohen Transferzahlungen von Indu-
strie- in Entwicklungsländer könnten zu schwer wie-
genden, die Wirtschaft sämtlicher Regionen betref-
fenden Folgen führen. Der Beirat spricht sich aus
diesen Gründen dafür aus, kontinuierlich von der
heutigen Zuordnung der Anteile mit sehr hohen
Ungleichgewichten bezüglich der Pro-Kopf-Emissio-
nen hin zu einer Zuordnung nach gleichen Pro-Kopf-
Anteilen überzugehen („Konvergenz“).

Nach Prüfung der in Kapitel 3 dargestellten Sze-
nariorechnungen empfiehlt der WBGU den Ansatz
der „Verringerung und Konvergenz“ (Contraction
and Convergence – C&C) mit einer linearen Kon-
vergenz der Emissionsanteile zu gleichen Pro-Kopf-
Emissionsrechten bis zum Jahr 2050. Dabei sollten
die Emissionen von CO2, Methan, N2O, HFKW,
FCKW, SF6 („Kioto-Korb der Treibhausgase“) aus
Energie, Industrie, Landwirtschaft und Abfallwirt-
schaft berücksichtigt werden. Die Emissionen ande-
rer Treibhausgase wären entsprechend ihrem globa-
len Erwärmungspotenzial, wie bereits im Kioto-Pro-
tokoll geregelt, mit den CO2-Emissionen zu verrech-
nen.

Sollten sich Entwicklungsländer nicht in der Lage
sehen bzw. nicht bereit erklären, von Anfang an
nationale Emissionsobergrenzen gemäß dem Ansatz
der Verringerung und Konvergenz anzuerkennen,
empfiehlt der WBGU eine Toleranzklausel für wirt-
schaftlich weniger leistungsfähige Länder mit relativ
niedrigen Pro-Kopf-Emissionen und Pro-Kopf-Ein-
kommen. Dazu müssten sich die Staaten auf einen
Schwellenwert einigen, unterhalb dessen die Tole-
ranzklausel in Anspruch genommen werden kann.
Das Pro-Kopf-Einkommen und die Pro-Kopf-Emis-
sionen sollten hierfür zu einem Indikator zusammen-
geführt werden. Überschreiten Staaten diesen
Schwellenwert, sind sie zur Teilnahme am Regime
globaler Verringerung und Konvergenz verpflichtet.
Die Reduktionslast der Entwicklungsländer, die die
Toleranzklausel in Anspruch nehmen, würde auf die
teilnehmenden Länder umgelegt, um die Einhaltung
des Stabilisierungsziels und somit des Klimafensters
zu gewährleisten. CDM-Projekte in den nicht teil-
nehmenden Ländern könnten dabei eine gewisse
Entlastung und Anbindung bieten. Ein derartig
fließender Übergang von der jetzigen Struktur des
Kioto-Protokolls (Unterscheidung Anlage-I- und
Nicht-Anlage-I-Staaten) in ein Regime globaler Ver-
ringerung und Konvergenz kann indes nur gelingen,
wenn die Toleranzkriterien so streng gestaltet sind,

dass die teilnehmenden Länder die zusätzlichen
Reduktionslasten bewältigen können.

Sanktionen gegen Trittbrettfahrer prüfen 
Der WBGU sieht die Gefahr, dass sich einzelne Staa-
ten der Übernahme von Emissionsobergrenzen
gänzlich verweigern und Trittbrettfahrer-Verhalten
zeigen könnten.Auch dann aber empfiehlt der Beirat
der Koalition freiwilliger Teilnehmer, am Grundge-
danken des C&C-Allokationsansatzes festzuhalten.
Der WBGU betont jedoch ausdrücklich, dass das
Klimaschutzziel mit hoher Wahrscheinlichkeit ver-
fehlt würde, wenn sich Großemittenten dem Regime
verweigern. Ziel der Vorreiter muss es folglich sein,
den Teilnehmerkreis möglichst rasch und umfassend
zu erweitern. Zudem sollten sie vereinbaren, dass sie
zu gegebenem Zeitpunkt politische und ökonomi-
sche Sanktionen gegenüber Trittbrettfahrer-Staaten
ergreifen werden.

6.3
Instrumente überprüfen und verbessern 

Chancen des Emissionshandels nutzen und
Risiken minimieren
Der WBGU empfiehlt, dem Emissionshandel eine
internationale „Klimazentralbank“ beiseite zu stel-
len, um einen stabilen Emissionshandel und Pla-
nungssicherheit bezüglich der künftigen Kosten des
Klimaschutzes zu gewährleisten. Diese hätte u. a. die
Aufgabe, unverhältnismäßig starke Preisausschläge
nach oben zu glätten. Darüber hinaus sollte die Ein-
führung einer flexiblen Preisuntergrenze für Zertifi-
kate geprüft werden, um Zertifikatsanbieter gegen
einen Preisverfall zu schützen. Zur Funktionsweise
der Klimazentralbank sowie zum Konzept der Preis-
untergrenze besteht vor einer möglichen Einführung
noch Forschungsbedarf. Die Einführung eines Ver-
fallsdatums für Emissionsrechte ist zu prüfen.

Der Beirat empfiehlt der Bundesregierung, sich
auch in der zweiten Verpflichtungsperiode für den
begrenzten Einsatz flexibler Mechanismen zur Erfül-
lung nationaler Reduktionsziele einzusetzen
(WBGU, 1997).

Der WBGU hält es ferner für dringlich, die Emis-
sionen des internationalen Flugverkehrs und der
Schifffahrt in den Emissionshandel zu integrieren.
Alternativ wären emissionsbezogene Nutzungs-
entgelte für den internationalen Flugverkehr sowie
die internationale Schifffahrt auf globaler oder
zumindest europäischer Ebene zu erheben (WBGU,
2002).



80 6 Empfehlungen

Integrität durch verlässliche Inventare
gewährleisten
Um die Integrität des Klimaschutzregimes zu
gewährleisten, empfiehlt der WBGU, die Berechti-
gung zur Teilnahme am Emissionshandel an die hohe
Qualität der Kohlenstoffinventare zu knüpfen. Län-
der, die nicht über die hierzu erforderlichen wirt-
schaftlichen und institutionellen Voraussetzungen
verfügen, müssen hierbei in stärkerem Maße als bis-
her im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit
unterstützt werden. Für die Teilnahme am CDM kön-
nen für Entwicklungsländer weniger strenge Inven-
tarisierungskriterien angelegt werden. Damit bleibt
die Möglichkeit bestehen, die Länder durch CDM-
Projekte in das Klimaschutzregime einzubinden,
auch wenn sie die Anforderungen zur Teilnahme am
Emissionshandel noch nicht erfüllen oder die Über-
nahme von Reduktionszielen ablehnen bzw. dazu
noch nicht verpflichtet sind.

Clean Development Mechanism als
Übergangslösung nutzen
Die Funktion des CDM als Instrument zur Anbin-
dung von Entwicklungsländern, die (noch) nicht am
C&C-Regime teilnehmen, sollte gestärkt werden.
Daher tritt der WBGU dafür ein, dass die infrastruk-
turellen und institutionellen Voraussetzungen in den
ärmeren Entwicklungsländern gezielt gefördert wer-
den. Zusätzlich sollten spezielle Anreize für CDM-
Projekte in den am wenigsten entwickelten Ländern
geschaffen werden. Senkenprojekte sollten aus dem
CDM ausgeschlossen werden, weil der WBGU für
die Erhaltung der biosphärische Kohlenstoffvorräte
ein getrenntes Regime vorschlägt.

Zur Vermeidung von Mitnahmeeffekten bei
CDM-Projekten empfiehlt der WBGU, den Ansatz
der „Zusätzlichkeit von Investitionen“ (investment
additionality) für Großprojekte verpflichtend vorzu-
schreiben. Bei der Beantragung von Großprojekten
muss nachgewiesen werden, dass sie ohne CDM-För-
derung nicht durchgeführt worden wären.

CDM-Projekte sollten zudem gegenüber den
anderen flexiblen Mechanismen nicht dadurch
benachteiligt werden, dass nur sie mit einer Gebühr
belastet werden. Statt dessen plädiert der Beirat für
eine moderate Abgabe auf alle Transaktionen im
Rahmen der flexiblen Mechanismen. Diese sollte
ausschließlich die administrativen Kosten des Einsat-
zes der jeweiligen flexiblen Instrumente decken. Der
WBGU spricht sich dafür aus, das Instrument der
Joint Implementation gegen Ende der ersten Ver-
pflichtungsperiode zu überprüfen. Abzuwägen wäre
dabei, den Mechanismus vollständig in dem Emissi-
onshandel aufgehen zu lassen oder ihn mit dem
CDM zu verbinden.

6.4
Klimaanpassung gerecht finanzieren

Beiträge zur Anpassung an die
Klimaänderung gerecht verteilen
Aus dem Verantwortlichkeits- (Art. 3.1 UNFCCC)
und dem Verursacherprinzip leitet der WBGU die
Empfehlung ab, die Beiträge eines Staates zur Finan-
zierung des Ausgleichs von Klimaschäden und der
Anpassung an die Klimaänderung am jeweiligen
Beitrag zur globalen Erwärmung auszurichten. Auch
wenn die Klimaänderung innerhalb des WBGU-Kli-
mafensters gehalten werden kann, besteht die Not-
wendigkeit derartiger Anpassungsmaßnahmen. Bei
der Bemessung des Finanzierungsanteils sollten
allerdings erst Emissionen ab 1990 berücksichtigt
werden. Die Veröffentlichung des ersten Sachstands-
berichts des IPCC entspricht in etwa dem Zeitpunkt,
an dem die Staatengemeinschaft das Klimaproblem
und die Schwere seiner Folgen erkannt hatte (IPCC,
1990). Konkret fordert der WBGU eine Aufstockung
der mit den Marrakesch-Abkommen gegründeten
Fonds, um Entwicklungsländern die Anpassung an
die Klimaänderung zu erleichtern. Zudem empfiehlt
der WBGU die Einrichtung eines Kompensations-
fonds, um besonders betroffenen Staaten den Aus-
gleich von Klimaschäden zu ermöglichen. Dabei soll-
ten sich die jährlichen Beiträge am jeweiligen Anteil
der Staaten an den Emissionen rückwirkend bis 1990
orientieren.

Sanktionsmechanismen überprüfen
Der WBGU sieht vorerst keinen wesentlichen
Reformbedarf der Sanktionsmechanismen, die
gegenüber Ländern vorgesehen sind, die ihren Ver-
pflichtungen nicht nachkommen. Diese Verhandlun-
gen sollten auf das Ende der ersten Verpflichtungs-
periode verlegt werden, wenn Erfahrungen mit den
bestehenden Erfüllungskontrollen ausgewertet wer-
den können. Das schließt jedoch nicht aus, dass zu
einem früheren Zeitpunkt die Frage Verhandlungs-
gegenstand wird, mit welchen politischen und öko-
nomischen Anreizen und Sanktionen den Ländern
zu begegnen ist, die eine Übernahme von Verpflich-
tungen grundsätzlich ablehnen, wie zur Zeit zum Bei-
spiel die USA und Australien.
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6.5
Klimaschutz mit globaler Strukturpolitik kohärent
verzahnen

Konvergenz zwischen Industrie- und
Entwicklungsländern fördern
Um dem Gedanken einer nachhaltigen Entwicklung
gerecht zu werden, müssen neben dem Klimaschutz-
ziel auch soziale und wirtschaftliche Erfordernisse
berücksichtigt werden. Damit das Klimaschutzziel
langfristig zu niedrigen Kosten erreichbar ist, sollte
die Klimapolitik kohärent mit globaler Struktur- und
Entwicklungspolitik verzahnt werden. Ziel muss es
sein, die soziale und ökonomische Konvergenz zwi-
schen Industrie- und Entwicklungsländern sowie den
Technologietransfer zu fördern. Neben einer ver-
stärkt auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Entwick-
lungszusammenarbeit kann ein erster Schritt in
Richtung Konvergenz die Öffnung der Märkte für
die Produkte der Entwicklungsländer sein. Damit es
im Zuge des Globalisierungsprozesses zu einer welt-
weiten wirtschaftlichen und sozialen Konvergenz bei
langfristig rückläufigen Bevölkerungswachstumsra-
ten (ab 2050) kommen kann, muss die Entwicklungs-
zusammenarbeit weiter vertieft werden. Um ein wei-
teres Anwachsen der Weltbevölkerung über 2050
hinaus zu verhindern, sollten in den Entwicklungs-
ländern Bildungs- und Gesundheitsprogramme, ins-
besondere solche für Frauen, sowie die Einführung
sozialer Sicherungssysteme gefördert werden.

Energiewende zur Nachhaltigkeit
vollziehen
Der WBGU betont, dass Klimaschutz ohne eine
grundsätzlich neue Ausrichtung der Energiesysteme
hin zur Nachhaltigkeit nicht möglich sein wird. Die
vom Beirat vorgeschlagenen energiepolitischen
Maßnahmen, die für eine Energiewende in Richtung
auf global nachhaltige Energiesysteme erforderlich
sind, sollten möglichst rasch umgesetzt werden
(WBGU, 2003). Hierzu zählen etwa international
handelbare Quoten für erneuerbare Energien oder
eine zügige Liberalisierung des Handels mit Waren
und Dienstleistungen im Bereich erneuerbarer Ener-
gien und der Energieeffizienz. Zudem sollte ein Mul-
tilaterales Energiesubventionsabkommen (MESA)
abgeschlossen werden, das einen stufenweisen
Abbau der Subventionen für fossile und nukleare
Energieträger vorsieht und Regeln für die Subven-
tionierung erneuerbarer Energien und effizienter
Energietechnologien enthält.

Eine Einbettung der Verminderung von Treib-
hausgasen durch das C&C-Regime in ein System glo-
baler energiepolitischer Maßnahmen ermöglicht
weltweit Klimaschutz ohne Einbußen bei der Ener-

gieversorgung aller Menschen. Zudem werden
Anreize auf der Angebots- und Nachfrageseite dafür
gesetzt, dass die Energieproduktivität steigt und
erneuerbare Energien erheblich ausgebaut werden.
Emissionsreduktionen können so sogar mit einer
verbesserten weltweiten Energieversorgung einher-
gehen. Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass eine
Verknüpfung globaler Klimaschutzmaßnahmen bzw.
globaler Energiepolitik mit globaler Strukturpolitik
unverzichtbar ist. So sollten Sektorpolitiken
kohärenter gestaltet und strategische Allianzen
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern einge-
gangen werden. Der Beirat drängt auf konkrete Ver-
einbarungen, um Mindestquoten für erneuerbare
Energieträger zu erreichen (WBGU, 2003) und
Infrastrukturen für eine globale solare Strom-Was-
serstoff-Wirtschaft zu entwickeln. Die langfristige
Kohlenutzung ist selbst in modernsten Kohlekraft-
werken nicht mit der Einhaltung des WBGU-Klima-
fensters vereinbar. Durch derartige Maßnahmen, die
Emissionsminderungen durch ein C&C-Regime
ergänzen und ermöglichen, schafft die Politik die
Voraussetzungen für kostengünstigen Klimaschutz.

Eine unabdingbare Vorausetzung der Energie-
wende ist die deutliche Steigerung der Investitionen
in Forschung und Entwicklung von nachhaltigen
Technologien. Zur breiten Absicherung des Entwick-
lungspfads zur solaren Strom-Wasserstoff-Wirtschaft
sollten die entsprechenden Forschungsanstrengun-
gen verstärkt werden. Der Beirat hat in seinem Ener-
giegutachten hierzu detaillierte Forschungsempfeh-
lungen erarbeitet (WBGU, 2003).

Entscheidende Weichenstellungen stehen
noch bevor
Die Staatengemeinschaft muss so schnell wie mög-
lich entscheidende Weichenstellungen in der interna-
tionalen Klimapolitik vornehmen, wenn gefährliche
Klimaänderungen vermieden werden sollen. Die Kli-
marahmenkonvention bietet einen unverzichtbaren
Rahmen für kommende Verhandlungen. Dabei ver-
ringern sich die Handlungsspielräume mit jeder wei-
teren Verzögerung einer konsequenten Klimapolitik.
Das vorliegende Gutachten zeigt Wege auf, mit wel-
chen Strategien und Instrumenten dieser Herausfor-
derung begegnet werden kann.
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